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dem Gefangenen persönlich ausgehändigt wird: auf § 
31 Abs. 3 StVollzG v.ird besonders hingewiesen. 
Hiernach kann der An~taltsleiter Schreiben anhalten, 
wenn sie grob unrichtige oder erheblich entstellende 
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In eigener Sache 

Wir habeh zwar weder so ein System 
noch so bin Debakelminimierungs­
prog:! wie es manche Profis ha­
ben (Hai , taz!), aber es ist uns trotz­
dem gel gen, in der letzten Ausga­
be Zeichen und Wörter gleich zeilen­
weise verschwinden zu Jassen. Auf 
der Seite 19 fehlten (zwischen »er« 
und »in seinem Besitz«) sogar »zwei 
Handtücher zuviel«, so daß der Le­
serschaft das Verständnis für das Ver­
hör nach der wüsten Zellenkontrolle 
fehlte. 
Wir bedauern das wirklich sehr. 
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Staatsanwälte beantragen die Gen-Erfassung von Straf­
gefangenen - dü1fen sie das? Viele Richter lehnen es 
ab, sich für anordnungsbefugt zu halten. Wie können 
die am Recht orientierten Juristen, Häftlinge und son­
stigen Bürger sich gegen das Unrecht wehren? 

Generationswechsel beim BVB 
Der neue Vorstand des Berliner Vollzugsbeirats (BVB) 
fordert, den teuren Normalvollzug regelmäßig durch ei­
nen richtigen Strafvollzug nach§ 10 I StVollzG zu er­
setzen: Die Häftlinge sollen nämlich Ihren Knastauf­
enthalt selber bezahlen (können)! 

Arbeitslosigkeit 
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Das Arbeitsförderungsgesetz gibt es nicht mehr- statt­
dessen gilt jetzt das SGB III. Was Menschen vom neu­
en Recht zu erwarten haben, die sich nach der Haft dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stellen, wird hier aus ver­
schiedenen Blickwinkeln betrachtet. 

Arbeit in Tegel, Teil III 
In puncto Einnahmen-/ Ausgabenverhältnis ist die Te­
geier Lehrküche unschlagbar - wie sieht es mit ihrem 
Leistungsangebot aus? 
Außerdem werden die Bäckerei, der Schuhmacher und 
die Tischlerei unter die Lupe genommen. 
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In Hessen möchten CDU und FDP das Strafvollzugsge­
setz ausschalten um den Rachegelüsten einzelner Poli­
tiker gerecht werden zu können. In privatisierten un­
kontrollierten Strafanstalten lassen sich solche Wünsche 
umsetzen - gibt es bald wieder Zuchthäuser? 

Wege in die Schuldenfreiheit 
In diesem dritten Teil der Serie »(Alp-) Träume« wird 
der Versuch der außergerichtlichen Einigung beschrie­
ben - für Gläubiger, die sich den Angeboten redlicher 
Schuldner grundsätzlich verschließen. könnte das neue 
lnsolvemzrecht tatsächlich zum Alptraum werden. 
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DA S GEFANG E N E NMAGAZI N 

>>Nun siegt 01al schön!<< 
Theodor Heuss, anläßlich des Neuauf­

baus deutscher Streitkräfte 

Papa Heuss, wie der erste Bundes­
präsident der Bundesrepublik 
Deutschland im Volksmund ge­

nannt wurde, hätte sich sicherlich nicht 
träumen lassen, daß deutsche Soldaten 50 
Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
nochmals in einen Krieg, noch dazu in 
einen Angriffskrieg ziehen würden. 

Die Redaktionsgemeinschaft des Ge­
fangenmagazins der liehtblic k hatte 
sich zu überlegen, ob und inwieweit sie 
die im Kosovo verwirklichten Politiker­
träume bzw. -unfähigkeiten in einer Ge­
fangenendruckschrift aufzugreifen hatte. 
Angesichts der Tatsache, daß es jedes öf­
fentlichen Schreibers Pflicht ist, zum Un­
recht Stellung zu beziehen, haben wir uns 
entschlossen. nicht zu schweigen und die­
se Seite den Opfern des politischen Ver­
sagens zu widmen. Schließlich handelt 
es sich nicht um einen Verteidigungsfall, 
sondern - vorbei an deutschem Grund­
gesetz und internationalem Völkerrecht 
- um einen Angriffskrieg ohne UNO­
Mandat. 

Dieser Krieg ist sicher nicht gonge­
wollt, sondern auf ein totales Versagen 
der Politik zurückzuführen: Schon bei 
den Bosnien-Verhandlungen in Dayton 
warnte n Politiker wie Koschnick, den 
Kosovo nicht außen vor zu Jassen, son­
dern rieten, die konfliktreiche Region in 
die Verhandlungen miteinzubeziehen. 
Weitblickende Politiker sahen das Dra­
ma nämlich schon lange bevor es insze­
niert wurde. Schließlich waren die Ver­
handlungen in Rambouillet von vornher­
ein keine Verhandlungen, sondern nur ein 
Diktat gegenüber der Serbischen Regie­
rung. Erstaunlich war dabei auch, daß die 
sogenannte Befreiungsarmee, die UCK, 
deren Mitglieder zuvor noch von der CIA 
und anderen westlichen Geheimdiensten 
als Terroristen bezeichnet wurden. ihre 
Waffenkäufe weiterhin mit Drogenge­
schäften finanz ieren durften. 

Jetzt, nach rund 80 Tagen Krieg, unter 
dem wie immer die Zivilbevölkerung am 
meisten zu leiden hatte, ist nun zumin­
dest erst einmal mit den Bombardements 
Schluß. Unbestreitbar hat die Serbische 
Soldateska durch Brandschatzung und 
Vertreibung eine Massenflucht ausgelöst 
- unbestreitbar ist aber auch, daß die 

Fluchtbewegungen durch die Bombenan­
griffe der NATO verstärkt wurden. Nach­
dem nun die KFOR große Teile des Ko­
sovo besetzt hat, wird das ganze Ausmaß 
der Katastrophe sichtbar - ob die Schä­
den von Serbischen Soldaten oder von 
NATO-Bomben stammen, ist jedoch 
nicht erkennbar. Den Opfern dürfte es oh­
nehin egal sein - sie und ihre Angehöri­
gen sind auf jeden Fall die Leidtragen­
den. Und da von der Flüchtlingswelle nun 
die andere, die Serbische Seite betroffen 
ist, sind neue Opfer zu erwarten. 

Eine der unangenehmsten Überra­
schungen dieses Krieges war der Wan­
del der Grünen, bei denen nun der Spruch 
gilt: »Stell Dir vor, es ist Krieg, und alle 
(Grünen) gehen hin«. 

Geradezu von Übel ist, daß uns Grüne 
Politiker wie Kerstin Müller mit dräuen­
dem Blick weiszumachen versuchen, daß 
die Bombardements ja nicht gegen das 
Serbische Volk gerichtet seien. Die von 
unseren Bomben verbrannte und zerfetzte 
Zivilbevölkerung hat das sicherlich an­
ders erlebt. Und die heilgebliebenen Pan­
zer neben zerbeulten Attrappen symboli­
sieren das Ausmaß der Heuchelei. 

Aber, wie immer in der Politik. kommt 
ja seit Bert Brecht erst das Fressen und 
dann die Moral. 

Von daher ist es nicht verwunderlich, 
daß am Tag der ersten NATO-Bomben­
abwürfe der Deutsche Bundestag zur nor­
malen Geschäftsordnung übergehen 
wollte. Erst durch die Anfragen von den 
Abgeordneten Ströbele und Gysi kam es 
zum öffentlichen Disput. 

Bei aller Tragik sollte sich jeder fra­
gen, wer an dem Konflikt verdient hat 
und verdienen wird; weshalb Serbien bis 
in die letzten Kriegstage hinein nicht ein­
mal von einem Waffenembargo betrof­
fen war; weshalb Milosevic & Co aus 
westeuropäischen Fördertöpfen Mittel 
(die u.a. zur Kriegsführung verwendet 
wurden) erhielten und gleichzeitig ihre 
millionenschweren privaten Auslands­
konten ungespem behalten durften. 

Das Gedicht von Kurt Tucholsky auf 
der Mittelseite (Foto: Nina Mallmann) 
dieser Ausgabe soll belegen, daß solche 
Fragen schon oft gestellt aber nie hinrei­
chend beantwortet wurden. 0 
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Unser Titelbild 
Das Titelbild zeigt einen der beiden Teg­
ler Neubauten -dem Fotographen. Diet­
mar Bührer (Bearbeitung: libli) ist es zu 
zeigen gelungen, daß es auch hier einen 
»big brother« gibt. der nicht nur sucht. 
sondern auch beobachtet. Das Abhören 
ist übrigens schon längst möglich. 

Schwarze Liste: Schon oft haben wir dar­
um gebeten. uns Anschriften- oder Na­
mensänderungen rechtzeitig mitzuteilen 
- wir bedanken uns bei den vielen, die 
dieser Bitte entsprochen und damit Por­
to zu sparen geholfen haben. Diejenigen 
aber. deren liehtblicke uns mangels Zu­
stellbarkeit zurückgesandt werden. erfas­
sen wir ab sofort auf einer Schwarzen Li­
ste: die hier Erfaßten erhalten erst dann 
wieder unser Magazin. wenn sie ihr ko­
stenträchtiges Versäumnis erklärt haben. 
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Titel 

(Un)heimliche Bilder 
Die Spezialisten der Abteilung Aufklährung stellen sich nicht immer wie 

Spezialistenan-ganz im Gegenteil 

W ir schreiben das Jahr 1999, 
Mittwoch, den 16. Juni, noch 
198 Tage bis zum Jahr 2000. 

Zwar befinden wir uns nicht in einem 
hochtechnisierten Raumschiff- diese Ge­
schichten fangen bekanntlich mit der 
Nennung der Sternenzeit an - dafür an­
scheinend in einem derartig technisier­
ten Gefängnis. 

Gegen II 00Uhr erreicht uns eine Nach­
richt aus der Teilanstalt Ir der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel: In einem Fernsehge­
rät, welches sich in dem Aufenthaltsraum 
der Diätküche befindet, ist eine Kamera 
versteckt. 

Nun glauben wir nicht allen Informa­
tionen die uns täglich erreichen, denn 
meistens erweisen sie sich als falsch. 
Doch in diesem Fall ist der Wahrheitsge­
halt schnell und einfach zu prüfen. 

Wir (drei Redakteure) machen uns also 
auf den Weg in die Teilanstalt II. Vor der 
Diätküche angekommen müssen wir fest­
stellen, daß wir einen äußerst unpassen­
den Zeitpunkt gewählt haben. Durch die 
beginnende Essensausgabe finden wir 
keinen günstigen Augenblick die Auf­
merksamkeit auf uns zu lenken um den 
Kontakt zu einem der beiden dort arbei­
tenden Gefangenen herzustellen. Nach 
ca. einer halben Stunde ist es dann end­
lich so weit. Der große Moment ist ge­
kommen. Vor dem Fernseher stehend 
warten wir gespannt auf das Bild. Ernüch­
terung kommt auf - ein ganz normales 
Fernsehbild irgendeines Öffentlich­
Rechtlichen Senders erscheint auf dem 
Bildschirm. 

Zweiter Versuch: Sekundenlang pas­
siert gar nichts. doch dann, langsam baut 
sich ein Bild auf. noch ist nicht viel zu 
erkennen, und tatsächlich, zum ersten mal 
sieht sich die Redaktion in einem gänz­
lich privaten Fernsehprogramm der be­
sonderen Art. Schwarz/Weiß, nicht ganz 
so scharf wie gewohnt und die Optik eher 
fischaugenartig. Noch will es keiner der 
drei Redakteure so richtig glauben. Soll­
te die Anstalt tatsächlich die letzte und 
einzige Grenze überschritten haben? 

Die Überwachung der Privatsphäre in 
Echtzeit? Wir betrachten das Bild genau­
er und vergleichen es mit uns und den 
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Räumlichkeiten. Kein Zweifel. wir sind 
live auf Sendung. Noch schei nen die Be­
obachter am anderen Ende nichts zu ah­
nen, wie auch, sie werden denken. daß 
wir uns irgend einen Sender anschauen. 
Vielleicht wird die Raumüberwachung 
auch »nur« aufgezeichnet, dann sind wir 
Live on Tape. 

Spätestens jetzt, wo wir beginnen die 
Stelle zu untersuchen, an der die Kamera 
eingebaut ist, könnte es auffallen. Das 
Risiko müssen wir aber eingehen. Es dau­
ert nur einen kurzen Moment. bis wir die 
Kamera, die die beiden Häftlinge bereits 
einen Tag zuvor entdeckt haben, lokali­
sieren können. Nicht gerade professionell 
eingebaut, und dennoch nicht auf den er­
sten Blick zu erkennen. 

Wer seinen Fernseher oft vom Staub 
befreit, hätte gute Chancen gehabt. die 
Kamera- »Linse« als störende Staubflu­
se zu identifizieren. Wer sein Fernsehge-

wegsund der Vollzugsleiter Herr Dr. Mei­
nen in der Kantine. Den einzigen, den wir 
angetroffen haben, war Herr Stark, Mit­
arbeiter beim Yollzugsleiter. Er scheint 
ehrlich überra1.cht zu sein. Auch er ver­
sucht Herrn Lange-Lehngut bzw Herrn 
Dr. Meinen ans Telefon zu bekommen -
vergebens. 

Also entschließt er sich, zu dem Leiter 
der Teilanstalt n zu gehen. Dieser ist nicht 
in der Anstalt. Unterwegs treffen wir den 
zuständigen Vollzugsdienstleiter der Teil­
anstalt li, Herr Fenning. was sich noch 
als fataler Fehler herausstellen wird. Zu 
dieser Zeit können wir nicht wissen, daß 
gerade er den Fernseher in die Diätkü­
che gebracht hat. 

Eine Woche zuvor hatte er den zudie­
sem Zeitpunkt in der Diätküche befind­
lichen Fernseher herausgefordert. mit der 
Begründung, er brauche diesen für einen 
Nichtraucher-Fernseh-Gruppenraum. Als 

Unwahre Aussagen werden häufig dann produziert, 
wenn es um Angelegenheiten geht, die der 
Öffentlichkeit verschwiegen werden sollen 

rät nicht so oft vom Staub befreit, hätte Ersatz würde er ein etwas kleineres Mo-
spätestens nach drei Tagen eine reelle 
Chance gehabt. daß die »Linse« vom 
Staub verdeckt worden wäre. Eine steck­
nadelkopfgroße Bohrung, die normaler­
weise dazu dient. daß der Ton durch da 
Fernsehgrät an unser Ohr gelangt, und 
von denen es mehrere Dutzend vor dem 
Lautsprecher gibt, diente hier als Ver­
steck. 

Es bedurfte keiner langen Diskussion. 
und allen Beteiligten war klar. daß wir 
die direkte Konfrontation mit der An­
staltsleitung wählen werden. Ein Redak­
tionsmitglied sollte am Ort des Gesche­
hens verbleiben, damit der Fernseher 
nicht in der Zeit, in der wir auf dem Weg 
in die Chef-Etage sind, entfernt werden 
kann. Denn wir alle wissen. daß wenn 
man als Gefangener nicht handfeste Be­
weise liefert, einem nur selten geglaubt 
wird. Leider konnten wir niemanden aus 
der Chef-Etage ausfindig machen. 

Der Anstaltsleiter Herr Lange-Lehngut 
war mit einer Gruppe Chinesen unter-
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dell in Aussicht stellen. Es dauerte eine 
Woche, bis das kleinere Fernsehgerät in 
dem Aufenthaltsraum der Diätküche auf­
gestellt wurde. 

Einer der beiden dort beschäftigten Ge­
fangenen fmg an. die Einstellung der Pro­
gramrnkanäle an die eigenen Zapp-Ge­
wohnheiten azupassen. Ein Sender woll­
te jedoch nicht so richtig ins Bild. Er ver­
suchte es mit der Feinabstimmung. Nach 
einer kurzen Justierungsphase sah er sich 
plötzlich selbst im Bild. 

Völlig verwim und erstaunt über sei­
nen unfreiwilligen Fernsehauftritt sucht 
er Hilfe bei seiner zuständigen Gruppen­
betreuerin. Doch diese konnte oder wollte 
ihm nicht helfen. Als er dann einem Be­
amten. der in der Abteilung Sicherheit­
hier: AG Drogen - tätig ist. den Fernse­
her in Aktion zeigt. und dieser ihn eben­
falls mit der Begründung, er sei dafür 
nicht zuständig, alleine läßt, weiß er sich 
nicht mehr zu helfen: Um seine Privat­
sphäre zu schützen, deckt er die Lautspre-



cherseite, in der die Kamera versteckt ist, 
ab. 

Der VDL Herr Fettning verspricht uns 
im Beisein von Herrn Stark, sich um die 
»Sache« zu kümmern. Das reicht uns 
natürlich nicht, auch ist sein Verhalten zu 
dieser Zeit für uns unerklärlich. Norma­
lerweise würden sofort sämtliche Hebel 
in Bewegung gesetzt werden, um die Si­
tuation aufzuklären. 

Erst durch die Hilfe von Pater Vincens 
kommt Bewegung in die Sache: Uns wird 
mitgeteilt, daß es sich um eine staatsan­
waltschaftliehe Ermittlung handelt. Der 
Verdacht des Drogenhandels läge vor. Zu 
diesem Zweck wurde die Kamera in dem 
Fernsehgerät istalliert. Ein Gespräch mit 
Herrn Dr. Meinen wird uns in Aussicht 
gestellt., welches ein paar Tage später statt 
finden soll, aJierdings keine neuen Er­
kenntnisse beinhalten wird. 

Was die Berliner Tagespresse zu den 
bereits vorliegenden Erkenntnissen zu 
sagen hat, wird am Beispiel der taz vom 
28.06.99 deutlich gemacht. Im folgenden 
ungekürzt der beste Artikel unserer pro­
fessionellen Kollegen: 

»Knapp zwei Wochen nachdem in ei­
nem Fernsehgerät in einem Gemein­
schaftsraum der Justizvollzugsanstalt 
(NA) Tegel eine versteckte Kamera ge­
funden wurde, wird Kritik an der Staats­
anwaltschaft laut, weil die Hintergründe 
und Folgen nach wie vor ungeklärt sind. 

Die stellvertretende Datenschutzbeauf­
tragte, Claudia Schrnid, beklagt, daß sie 
trotz der Bitte um Stellungnahme bisher 
>seltsamerweise keine Antwort< erhalten 
habe. Sie wollte wissen, wer, wann und 
wie und warum gefilmt hat. Die Begrün­
dung der Staatsanwaltschaft für die bis­
herige Niehierteilung der angeforderten 
Auskünfte findet Schmidt >kurios<. Die 
Lautet: Man könne den Fall nicht finden. 
Der Datenschutzbeauftragte müsse erst 
Namen, Geburtsdatum und Aktenzeichen 
nennen. Das sei bei Verfahren, die bereits 
durch Anfragen von Landtagsabgeordne­
ten oder durch die Presse öffentlich ge­
macht wurden, >äußerst unüblich <. so 
Schmid. Justizsprecherio Michaela Blu­
me jedoch betont: >Da ist alles mit rech­
ten Dingen zugegangen< Des weiteren 
verweist sie auf Paragraph I OOc der Straf­
prozeßordnung. nach dem beim Verdacht 
einer Straftat Aufzeichnungen gemacht 
werden dürfen. 

Insassen der Teilanstalt Il hatten am 16. 
Juni festgestellt, daß in einem Fernseh­
gerät, das ihnen im Austausch gegen ei­
neo defekten Apparat zur Verfügung ge-
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stellt wurde, eine stecknadelgroße Kame­
ra installiert war. Als ein Insasse mit der 
Fernbedienung die Sender einstellen 
wollte. sah er sich plötzlich selbst auf der 
Mattscheibe. Justizsenator Ehrban Kör­
ting (SPD) haue dies in einer Fragestun­
de des Abgeordnetenhauses bestätigt. 
>Die Anlage war wohl nicht sehr fachge­
recht installiert<. räumte er ein. Die Ka­
mera war im Zuge eines Ermittlungsver­
fahrens der Staatsanwaltschaft ange­
bracht worden wegen des Verdachts des 
Drogenhandels. 

Auch die Fraktionsvorsitzende von 
Bündnis 90/Die Grünen, Renare Künast, 
kritisiert die Staatsanwaltschaft. >Es ent­
wickelt sich so langsam ein Schweige­
kartell.< Sie beklagt, daß sich grundsätz­
lich die Tendenz erhöhe. bei politischen 
Diskussionen den Datenschutz außen \'Or 
zu lassen. Justizsenator Körting habe sich 
auf Anfrage im Rechtsausschuß dafür 
ausgesprochen, den Film mit den gefilm­
ten Häftlingen zu vernichten. Wo der sei 
und wer ihn habe, wisse er allerdings 
nicht, berichtete Künast von der Aus­
schußsitzung. Deshalb müsse man die 
Frage stellen, was mit dem Filmmaterial 
passiert wäre, wenn die Kamera nicht 
entdeckt worden wäre. 

Der Vorsitzende der Humanistischen 
Union, Roland Oue. stößt in das gleiche 
Horn. >Das Verhalten der Staatsanwalt­
schaft ist unsensibel.< Otte erinnerte dar­
an, daß die CDU erst vor drei Wochen 
den Vorstoß unternommen hatte. öffent­
liche Plätze durch Video überwachen zu 
lassen. Otte: >Da kann man ja gleich die 
Stasi-Kameras auf den Berliner Gebäu­
den wieder einschalten.«< 

Unter der Überschrift» Versteckte Ka­
mera filmte Häftlinge« gaben dpa/ADI\ 
den Sachverhalt wie folgt wider: »Da 
staunte ein Häftling in der Vollzugsan-

stalt Tegel: Er wollte in einem.Gemein­
schaftsraum mit einer Fernbedienung ei­
nen Fernseher programmieren, als er sich 
plötzlich selbst auf der Mattscheibe sah. 
Verwundert untersuchte er das Gerät. bis 
er eine stecknadelgroße Kamera entdeck­
te. Der Fernseher war auf Verlangen der 
Häftlinge erst kurz zuvor aufgestellt wor­
den, da der alte den Geist auf gegeben 
hatte. Die Staatsanwaltschaft nutzte die 
Gelegenheit. Polizei->Experten< um ein 
präpariertes Gerät zu bitten. sagte Nor­
bert Schellberg (Bündnisgrüne) gestern. 

Justizsenator Ehrhart Körting (SPD) 
bestätigte dies gestern in der Fragestun­
de des Abgeordnetenhauses bei einer Ant­
wort auf Anfrage Schellbergs. >Die An­
lage war wohl nicht sehr fachgerecht in­
stalliert< und sei deswegen gefunden 
worden, sagte Körting. 

Die Kamera sei im Zuge eines Ermitt­
lungsverfahrens der Staatsanwaltschaft 
angebracht worden - wegen des Ver­
dachts des Handeins mit verbotenen Be­
täubungsmitteln, so der Senator. Bei ent­
sprechendem Verdacht könne die Staats­
anwaltschaft die Installation einer sol­
chen Kamera anordnen. Diese könne in 
einer Wohnung oder im Gefängnis sein.« 

Ebenfalls von dpa/ADN stammt die 
folgende Notiz: »[ ... ) Die Staatsanwalt­
schaft hatte offenbar die Gelegenheit ge­
nutzt, Polizei->Experten < um ein präpa­
riertes Gerät zu bitten. wie Schellberg 
sagte. Nach der Strafprozeßordnung sei 
bei einem konkreten Verdacht die Über­
wachung eines Häftlings auch ohne rich­
terliche Anordnung möglich. Doch im 
Gemeinschaftsraum sei das >fragwürdig<. 

Die 1694 Häftlinge der Justizvollzugs­
anstalt Tegel finden versteckte Kameras 
nicht nur in Gemeinschaftsräumen, son­
der in allen von Menschen bewohnten 
Räumen fragwürdig. 0 

§lOOc StPO 
Absatz I: Ohne Wissen des Betroffenen 
I. dürfen 
a) Lichtbilder und Bildaufzeichnungen hergestellt werden, 
Absatz II: Maßnahmen nach Absatz I dürfen sich nur gegen den Beschuldigten 
richten. Gegen andere Personen sind Maßnahmen nach Absatz I Nr. 1 Buchsta­
be a zulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des 
Aufenthaltsortes des Täters auf andere Weise erheblich weniger erfolgverspre­
chend oder wesentlich erschwert wäre. [ ... ]. 
Absatz lll: Die Maßnahmen dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte 
unvermeidbar betroffen werden. 
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Titel 

Wohin gehen die Gene? 
Das neue DNA-Identitätsfeststellungsgesetz wirft viele Fragen auf­
einige Antworten in diesem Teil der Serie zum Thema Genentnahme 

A us aktuellem Anlaß (s.S. 5f) er­
folgt die Darstel.l.ung des neuen 
Gesetzes zur Anderung der 

Strafprozeßordnung (StPO) - (D A­
Identitätsfeststellungsgesetz)- hier »nur« 
in Form eines (gekürzten) Aufsatzes der 
Oberstaatsanwältin Dr. Elisabeth Volk, 
der in der NStZ (Neue Zeitschrift für 
Strafrecht) 4/99 (S . 165- 170) veröffent­
licht wurde. Im nächsten liehtblick wird 
die Problematik aus weiteren Blickwin­
keln betrachtet werden. 

Am ll. 9. 1998 ist das DNA-ldenti­
tätsfeststellungsgesetz in Kraft getreten. 
Es bietet in § I (=neuer§ 81 g StPO) die 
rechtliche Grundlage. einem Beschuldig­
ten zum Zwecke der Identitätsfeststellung 
in künftigen Strafverfahren Körperzellen 
.w entnehmen und diese molekulargene­
tisch zu untersuchen [ ... ]. 

Für die molekulargenetische Untersu­
chung bedarf es eines richterlichen Be­
schlusses ( § 81 g ill i. V. mit § 81 f StPO). 
Die Körperzellenentnahme kann bei Ge­
fährdung des Untersuchungserfolgs 
durch Verzögerung auch durch die Staats­
anwaltschaft oder deren Hilfsbeamte (§ 
152 GVG) angeordnet werden(§ 81g IIl 
i. V. mit§ 81a II StPO). [ ... ] 

Gemäß § 2 DNA-Identitätsfeststel­
lungsgesetzdürfen Maßnahmen, die nach 
§ 81 g StPO zulässig sind, auch durchge­
führt werden. wenn der Betroffene we­
gen einer der in§ 81g IStPOgenannten 
Straflaten rechtskräftig verurteilt wurde 
und die entsprechende Eintragung im 
Bundeszentralregister oder Erziehungs­
register noch nicht getilgt ist. Dies be­
deutet. daß rückwirkend einschlägig Ver­
urteilte »DNA-überprüft« werden kön­
nen. wenn für sie eine Negativprognose 
ge!>tellt wird. 

Die erlangten DNA-Identifizierungs­
mu!.ter können in der am 17.4.1998 beim 
Bundeskriminalarm errichteten »DNA­
Analyse-Datei« gespeichert werden. Ein­
zelheiten zur Speicherung oder Löschung 
der personenbezogenen Daten enthält das 
Gesetz nicht. Es verweist vielmehr hin­
sichtlich der Verarbeitung und Nutzung 
pauschal auf das BKAG (§ 3 DNA-lden­
titätsfeMstellungsgesetz). 
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[ ... ]Von der Sammlung solcher DNA­
ldentifizierungsmuster in einer zentralen 
Datei verspricht sich der Gesetzgeber 
eine schnellere Täteridentifizierung in 
künftigen Strafverfahren und vor allem 
eine verbesserte Aufklärung von schwe­
ren Straftaten, insbesondere von Sexual­
straftaten. Daneben soll durch die Erhe­
bung des entsprechenden Datenmaterials 
»der noch effizientere Betrieb« der BKA­
DNA-Datei sichergestellt werden. [ ... ] 
Dies wiederum setzt voraus, daß der Weg 
von der Körperzellenentnahme bis zur 
Speicherung in der Datei präzise be­
schrieben ist. Daran fehlt es. 
[ ... ] b) Vergleich mit § 81 e StPO 

Für die Anordnung der Körperzellen­
entnahme ist in den Fällen des § 81 e StPO 
der Ermittlungsrichter zuständig Es han­
delt sich um eine Untersuchungshand­
lung i. S. von § 162 StPO. Hierfür ge­
nügt der Zusammenhang mit einem Straf­
verfahren vor Anklageerhebung und die 
mit dieser Handlung angestrebte Förde­
rung des Verfahrens. Geht es um die 
Überführung des Beschuldigten in einem 
anhängigen Strafverfahren. besteht kein 
Zweifel. daß die Körperzellenentnahme 
zur Vorbereitung einer DNA-Untersu­
chung den Charakter einer solchen ver­
fahrensfördernden Maßnahme trägt. 

In den Fällen des § 81 g StPO und § 2 
DNA-Identitätsfeststellungsgesetz findet 
die Körperzellenentnahme aber nicht zur 
Überführung des Beschuldigten im An­
laßverfahren. sondern zum Zwecke der 
Identitätsfeststellung in künftigen Straf­
verfahren statt. Die Maßnahme hat ihren 
Ursprung in einem aktuellen oder bereits 
abgeschlossenen Strafverfahren (Straf­
verfolgung, Repression), wirkt aber für 
die Zukunft. [ ... ] 

c) Charakter der Maßnahme 
Ziel der DNA-Identifizierung nach § 

8 I g StPO bzw. § 2 ist nach dem Wortlaut 
des Gesetzes: die Identitätsfeststellung in 
zukünftigen Strafverfahren. Es geht dar­
um. die Überführung des Beschuldigten 
in einem-auf Grund der Gefährlichkeils­
prognose - zu erwartenden neuen Ermitt­
lungsverfahren zu erleichtern. Wäre es 
dem Gesetzgeber um eine rein präventi­
ve, d. h. vorbeugende und sichernde 
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Maßnahme gegangen. hätte es nahe ge­
legen, wie in § 8lb Alt. 2 StPO von ei­
nem »Zweck des Erkennungsdienstes« zu 
sprechen oder die neue Maßnahme ganz 
in jene Vor chrift einzustellen. 

Es erscheint zudem zweifelhaft, ob es 
sich inhalllich um eine erkennungsdienst­
liehe Maßnahme i. S . von § 81 b Alt. 2 
StPO handelt. Diese dienen nach h.M. 
nicht der Überführung des Beschuldig­
ten in einem bestimmten Ermittlungsver­
fahren, nicht dem Nachweis von Schuld 
oder Unschuld. sondern der Informati­
onsbeschaffung der Polizei [ ... ]. Das 
BVerwG stellt darauf ab. ob die erken­
nungsdienstliehen Unterlagen für Zwek­
ke angefertigt wurden, die außerhalb des 
konkreten Strafverfahrens liegen, in des­
sen Zusammenhang die Anordnung er­
folgt. Dabei soll weder der Anlaß eine 
Rolle spielen. der die Basis für den 
Rechtseingriff darstellte, noch der Anlaß, 
in dessen Zusammenhang die Unterlagen 
zukünftig verwendet werden. obwohl es 
sich in beiden Fällen um die Begehung 
einer Straftat handelt. [ ... ] 

Wie § 2 DNA-Identitätsfeststellungs­
gesetz zeigt, kommt es nicht darauf an, 
ob gegen den Betroffenen im Zeitpunkt 
der Körperzellenentnahme ein einschlä­
giges Ermittlungsve!fahren anhängig ist, 
also der Anfangsverdacht einer Straftat 
besteht. Das Gesetz läßt es zu. daß in den 
Fällen rechtskräftig Verurteilter der An­
fangsverdacht durch die Gefahrliehkeils­
prognose in Verbindung mit der einschlä­
gigen Verurteilung ersetzt wird, weil ein 
solcher in Bezug auf das künftige Ereig­
nis noch nicht gegeben sein kann. Im 
übrigen werden auch im Rahmen des § 
81 b Alt. 2 StPO Verurteilte den Beschul­
digten gleichgestellt. [ ... ] 

d) Zuständiges Gericht 
Handelt es sich bei der Körperzellen­

entnahme zwecks molekulargenetischer 
Untersuchung um eine Maßnahme. die 
final auf zukünftige Strafverfolgung aus­
gerichtet ist, führt dies- wie in den Fäl­
len des§ 8Je i. V. mit§ 81f StPO- zu 
einer Zuständigkeit des Ermittlungsrich­
ters gemäß§ 162 StPO. [ . .. ]Die örtliche 
Zuständigkeit des Ermittlungsrichters 
richtet sich gemäß § 162 I StPO grund-



sätzlich danach, wo die Untersuchungs­
handlung vorzunehmen ist. Dies ist bei 
einer Körperzellenentnahme der Aufent­
haltsort des BeschuldigtenNerurteilten. 
Werden zweckmäßigerweise die Anord­
nung der Körperzellenentnahme und die 
molekulargenetische Untersuchung in 
einem Antrag zusammengefaßt und fal­
len Aufenthaltsort und Ort der Untersu­
chungshandlung (Sitz der Untersu­
chungsstelle) auseinander, greift§ 162 I 
2 StPO ein. Die Antragstellung erfolgt 
durch die Staatsanwaltschaft[ ... ]. In den 
Fällen des § 2 DNA-Identitätsfeststel­
lungsgesetz. in denen es um die Überprü­
fung eines Verurteilten geht. der seine 
rechtskräftig ver-
hängte Strafe der-
zeit verbüßt. ver-
fügt die Staatsan-
waltschaft als Voll-

Titel 

Anordnung und Anfechtung richten sich 
nach Verwaltungsrecht Dann macht aber 
der Verweis in§ 8lg III StPO auf§ 8la 
li StPO keinen Sinn. Er wäre geradezu 
falsch. weil systemfremd. [ ... ] 

Das DNA-Identitätsfeststellungsgesetz 
verlangt zudem eine auf künftige Straf­
verfolgung gerichtete Gefährlichkeits­
prognose, die Sachkunde bezüglich des 
Straf- und des Strafprozeßrechts verlangt 
Würde sich die Staatsanwaltschaft in ei­
nem laufenden Ermittlungsverfahren ge­
gen eine molekulargenetische Untersu­
chung nach § 81 e StPO entscheiden. etwa 
weil der Beschuldigte in vollem Umfang 
geständig ist, gleichwohl aber eine Maß-

§ 81g StPO 

StPO. Allerdings setzt eine wirksame Ein­
will igung voraus, daß der Betroffene zu­
vor über den Zweck und das Ziel der 
Maßnahme - nämlich Gewinnung eines 
DNA-Musters zur Speicherung in der 
Bundesdatei - sowie über sein Weige­
rungs- und Widen·ufsrecht belehrt wur­
de. [ ... ] 

Wird ctie Einwilligung vor der Körper­
zellenentnahme widerrufen. muß eine 
Anordnung gemäß§ 81 a ll StPO, zweck­
mäßigerweise durch das Gericht, erge­
hen. [ ... ] 

b) Anwendung von Zwang 
Ob eine gerichtlich, staatsanwalt-

schaftlich oder polizeilich angeordnete 
Körperze llenen t­
nahme zwangswei­
se durchgesetzt 
werden kann, ist im 
DNA-Identitäts-

streckungsbehörde 
ohnehin über das 
aktuelle Sachwis-
sen. 

Eine Zuständig­
keit der Strafvoll­
streckungskammer 
(§ 462a I StPO) für 
Anordnungsfälle 
des§ 2 DNA-Iden­
titätsfeststel lungs­
gesetzes kommt 
wegen der ab­
schließenden Auf­
gabenzuweisung in 
§ 78a GVG nicht in 
Betracht. 

Absatz I: Zum Zwecke der Identitätsfeststellung in künftigen Strafverfahren dür­
fen dem Beschuldigten, der einer Straftat von erheblicher Bedeutung, insbeson­
dere eines Verbrechens, eines Vergehens gegen die sexuelle Selbstbestimmung, 
einer gefährlichen Körperverletzung, eines Diebstahls in besonders schwerem 
Fall oder einer Erpressung verdächtig ist. Körperzellen entnommen und zur Fest­
stellung des D NA-Identifizierungsmusters molekulargenetisch untersucht wer­
den, wenn wegen der Art oder Ausführung der Tat, der Persönlichkeit des Be­
schuldigten oder sonstiger Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, daß ge­
gen ihn künftig erneut Strafverfahren wegen einer der vorgenannten Straftaten zu 
führen sind. 

feststellungsgesetz 
nicht geregelt. § 
81 g III StPO ver­
weist - anders als 
§ 8le IStPO-nicht 
auf§ 81a I StPO, 
der ausdrückl ich 
bestimmt, daß kör­
perliche Untersu­
chungen auch 
ohne Einwilligung 
des Beschuldigten 
zulässig sind. Es ist 
daher fraglich, ob 
eine Duldungs­
pflicht hinsichtlich 

Absatz ll: Die entnommenen Körperzellen dürfen nur für die in Absatz I ge­
nannte molekulargenetische Untersuchung verwendet werden; sie sind unverzüg­
lich zu vernichten, sobald die hierfür nicht mehr erforderlich sind. Bei der Unter­
suchung dürfen andere Feststellungen als diejenigen, ctie zur Ermittlung des DNA­
Identifizierungsmusters erforderlich sind, nicht getroffen werden; hierauf gerich­
tete Untersuchungen sind unzulässig. 

Absatz ill: § 81 a Absatz 2 und § 81 f gelten entsprechend. 
Vertritt man hin­

gegen die Auffas-
sung, es handele sich bei der Anordnung 
der Körperzellenentnahme für Zwecke 
des§ 81g StPO bzw. § 2 DNA-Identi­
tätsfeststellungsgesetz um eine präventi­
ve polizeiliche (erkennungsdienstliche) 
Maßnahme, ergeben sich aus dem Ver­
weis auf§ 8la II StPO erhebliche Be­
gründungsprobleme. Für eine richterliche 
Anordnung der Körperzellenentnahme 
[ ... ] bietet das Verwaltungsprozeßrecht 
keine Grundlage. Die Verwaltungsgerich­
te überprüfen Entscheidungen der Exe­
kutive oder verpflichten zum Erlaß eines 
Verwaltungsaktes oder der Vornahme ei­
ner Handlung durch die Verwaltung. Im 
übrigen wird die Standard-ED-Maßnah­
me nach § 81 b Alt. 2 StPO - Lichtbilder, 
Fingerabdruck - von der Polizei in Ge­
stalt eines Verwaltungsaktes angeordnet, 
so daß der Betroffene die Maßnahme im 
Verwaltungsrechtsstreit anfechten muß. 

nahme nach § 81 g StPO für erforderlich 
halten, müßte sie den Vorgang an die Po­
lizei abgeben, damitctiese beim FGG-Rich­
ter eine Anordnung für die Körperzellen­
entnahme einholt. Eine solche Vorgehens­
weise wäre nicht effektiv und widersprä­
che auch dem Beschleunigungsgrund­
satz, gerade wenn es sich [ ... ] um eine 
Haftsache handeln sollte. 

2. Anordnung der molekulargeneti­
schen Untersuchung. 

Durch den Verweis in § 8lg lil auf§ 
8lf StPO wird klargestellt, daß die An­
ordnung der Körperzellenuntersuchung 
durch den Richter erfolgen muß. [ ... ] 

4. Einzelprobleme a) Freiwilligkeit 
Der Betroffene kann sich mit der Ent­

nahme der Körperzellen einverstanden 
erklären. Genau wie bei§ 8la StPO ent­
fallt dann die Notwendigkeit einer An­
ordnung nach§ 8lg III i.V. mit§ 81a ll 
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der Entnahme der 
Körperzellen be­
steht 

Die zu § 81 a I StPO existierende um­
fangreiche Rechtsprechung und Literatur 
zur zwangsweisen Durchsetzung der An­
ordnung, kannjedenfalls nicht ohne wei­
teres auf§ 8lg StPO bzw. § 2 DNA-Iden­
titätsfeststellungsgesetz übertragen wer­
den.[ ... ] 

c) Anhörung des Betroffenen [ ... ] 
§ 33 lli StPO verpflichtet zur Anhö­

rung eines Beteiligten. bevor zu seinem 
Nachteil Tatsachen oder Beweisergebnis­
se, zu denen er noch nicht gehört wor­
den ist, verwertet werden. [ ... ] 

Der Anspruch auf rechtliches Gehör 
(Art. 103 I GG) gebietet es, den Einzel­
nen vor einer richterlichen Entscheidung, 
die seine Rechte betrifft. zu Wort kom­
men zu lassen, um Einfluß auf das Ver­
fahren und sein Ergebnis nehmen zu kön­
nen. Er darf nicht nur Objekt der richter­
lichen Entscheidung sein. [ ... ] 0 
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Klopf­
gewohnheiten 

Der »Durchblick« 02/99 (S. 9) hatte über 
das Klopfverhalten der Vollzugsbeamten 
in der JVA-Frankfurt/0 berichtet: die An­
ordnung der dortigen Anstaltsleitung, vor 
dem Öffnen der Hafträume anzuklopfen, 
wurde in keinem Fall befolgt. 

In der JVA-Tegel gibt es keine teilan­
staltsübergreifende Anordnung. Auch in 
der Untersuchungs- und Aufnahmehaft­
anstalt Moabit »existiert keine Anord­
nung zum Klopfverhalten seitens der AL 
[Anstaltsleitung]. Ausnahmen«, so Jörg 
W. G, gäbe es bei der »Medikamenten­
mausgabe nach W>O Uhr, damit der Häft­
ling bereits an der Tür .wartet«, um bei­
spielsweise Zahnschmerzmittel entge­
genzunehmen. 

Das Ergebnis des Moabiter Klopf­
Tests, den sechs Nichtarbeiter in sechs 
Hafträumen der Teilanstalt I in der Zeit 
vom 13.04. -06.05.99durchführten: 13 Zel­
lenöffnungen außerhalb der normalen 
Öffnungszeiten. Angeklopft wurde kein 
einziges Mal. Neun Häftlinge wurden im 
Bett, zwei auf der Toilette überrascht. 0 

Frohe 
Feiertage 

Wie der Name schon auszudrücken ver­
sucht, sind Feiertage, ob religiöser Natur 
oder nicht, eigentlich Tage zum Feiern. 
Wie auch immer dieser Tag zu feiern ist, 
ob sich die Feiernden mit dem zu feiern ­
den Anlaß identifizieren können oder 
nicht, schon die Erwartung eines solchen 
Tages löst bereits im Vorfeld zumeist 
Empfindungen aus, die auch » Vorfreu­
de« genannt werden kann;' unter norma­
len Umständen jedenfalls. Es wäre höchst 
unfair, einen solchen Tag auf einen bloß 
»freien Arbeitstag« zu reduzieren. Die 
meisten Feiertage, auf jeden Fall die mit 
religiösem Hintergrund, sind in der Lage, 
die Menschen in eine Stimmung zu ver­
setzen, die in der Gesellschaft zumindest 
eine geistige Verbundenheit ermöglicht, 
an der alle teilhaben können; mit Aus­
nahmen natürlich. In der JVA-Tegel je­
denfalls will weder »Vorfreude« noch 
»Feierstirnmung« so recht hochkommen. 
Viele sehen den Feiertagen sogar mit Grau­
sen entgegen. Anstatt den Gefangenen 
an diesen Tagen, wie es sich gehört, mehr 
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Tegel intern 

Möglichkeiten und Freiräume zum Feiern 
zu geben, werden die Feier-Tage vermehrt 
zu »Langer-Riegel«-Tage umfunktioniert. 
Der Nachtverschluß beginnt an den Fei­
ertagen nicht wie an den Nicht-Feierta­
gen um 21 45, sondern in einigen Häusern 
bereits um 12.00, in den anderen um 17 .45

. 

Da an den Sonntagen seit Jahren der 
»Nacht«-Verschluß prinzipiell um 12.00 

oder 17.45 beginnt, haben die Häftlinge 
besonderes Pech, wenn der Feiertag auf 
ein Samstag oder Montag fällt. Erstmalig 
am Samstag dem 01.05.99 wurde mit ei­
nem Tabu gebrochen und die Gefange­
nen zwei Tage hintereinander zu den o.g. 
Zeiten frühzeitig unter Verschluß genom­
men. Wenn bedacht wird, daß der Sonn­
tagseinschluß vor Jahren von der An­
staltsleitung auch mit der Begründung des 
Abbaus von Überstunden der Beamten 
als vorübergehende Maßnahme einge­
führt worden ist und irgendwie das Ge­
fühl nicht loszuwerden ist, daß es in der 
JVA-Tegel keine unumstößlichen Tabus 
mehr gibt, vergeht den meisten ohnehin 
die Lust am Feiern. 0 

Info der FernUni 
Hagen: 

Achtung: wer an den hier angekündigten 
Veranstaltungen teilnehmen möchte, soll­
te seinen entsprechenden Vormelder min­
destens 14 Tage vor dem Termin schon 
abgeben' Für Rückfragen steht der Stu­
dentensprecher (zu erreichen über den 
Iichtbiick, Tel.: 530) zur Verfügung. 

21.06.99: Allgemeine Informations­
veranstaltung mit Frau Schulz vom Stu­
dienzentrum an der Freien Universität 
(FU) Berlin 

12.07.99: Frau Schulz nimmt die Zu­
lassungsanträge entgegen, d ie am 
31.05.99 für das Wintersemester 99/00 
ausgegeben wurden. Außerdem gibt es 
noch ein paar Tips in Hinsicht auf Ein­
schreibung und Rückmeldung 

Abschließender Hinweis für Gasthö­
rer: Seit dem 01.04.99 gilt die neue Ge­
bührenordnung und damit eine Grundge­
bühr von 180,-- DM, die auf 90,-- DM 
reduziert wird, wenn nachweislich kein 
frei verfügbares Eigengeld vorhanden ist. 
Im Grundpreis inbegriffen sind fünf 
Kurseinheiten- jede weitere Kurseinheit 
(KE) kostet 15,-- DM. Diese 15,-- DM/ 
KE bezahlen Teilzeitstudierende ab der 
14. KE und Vollzeitstudierende ab der 26. 
KE 0 
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Ho her 
Besuch 

Am 06.05 .99 hatte die JVA-Tegel hohen 
Besuch. Nur wenige kamen in den Ge­
nuß desselben, aber selbst diese hätten 
sicherlich gern auf dieses Vergnügen ver­
zichtet. Gegen ca. 1700 Uhr betrat ein 
Schäferhund in Begleitung von drei Mit­
gliedern der anstaltsinternen >>Sicherheit« 
(auch Arbeitsgemeinschaft-Drogen ge­
nannt), wiederum in Begleitung von drei 
Externen (in Zivil), die sich als Beamte 
des Bundeskriminalamts ausgaben, die 
Räumlichkeiten des Waschsalons der 
Teilanstalt III. Nach dem der Betreiber 
(ein Gefangener) nach kurzem Beschnüf­
feln auf Aufforderung den Waschsalon 
verließ, begann nunmehr die Durchsu­
chung und das Beschnüffeln der schmut­
zigen Wäsche. Währenddessen wurde im 
gleichen Haus ein paar Meter weiter ein 
anderer Inhaftierter in seinem Haftraum 
von einem »Sicherheits«-Beamten und 
zwei von ihm als »Kollegen« vorgestell­
ten Zivilisten höflich aufgefordert, sich 
seiner Bekleidung zu entledigen und die 
darunter liegenden Körperöffnungen 
(z.B. den Anus) freizulegen. Sicherlich 
wegen des Grundsatzes, »Das Schamge­
fühl ist zu schonen« (StVollzG § 84, Abs. 
I, Satz 3), haben sich an der Inaugen­
scheinnahme der zur Zweckentfremdung 

Teilnehmer gesucht: 
Die Zentrale Beratungsstelle der Straf­
falligenhilfe Berlin (ZB) sucht noch 
Menschen, die am » Trainingskurs zur 
Konfliktbewältigung für Männer mit 
Gewaltdelikten und eigenen Gewalter­
fahrungen« teilnehmen möchten. 

Der secbsmonatige Kurs beginnt im 
September 99 und findet immer Don­
nerstags von 1730- 2000 Uhr in der ZB 
(Bundesallee 42. 10 715 Berlin) statt. 
Interessenten können sich bei Frau 
Echtermeyer melden (Di, Do und Fr 
zwischen 11 30 und 1600 Uhr auch tele­
fonisch: 864 71 317). 

Auch »für Alkoholkranke, die inhaf­
tiert oder von Haft bedroht sind, so­
wie für Haftentlassene« bietet die ZB 
»Beratung und Hilfe zur Selbsthilfe in 
einer Gruppe«- und zwar »jeden Frei­
tag von 1 J3° bis 1300 Uhr«. 

Voranmeldung telefonisch über 
Andreas: 864 71 30. 



als Versteck für irgendwelche Objekte 
geeigneten Körperöffnung lediglich die 
drei o.g. fremden Personen beteiligt, der 
Schäferhund aber nicht. 

An den zur gleichen Zeit in der Teil­
anstalt li stattgefundenen Durchsuchun­
gen nahmen drei Hunde (Rasse. Vorzüge 
und Vorlieben sind der Redaktion nicht 
bekannt) teil. Ob deren Begleitung sich 
auch an den einen oder anderen Grund­
satz gehalten hat, war nicht zu eifahren 
(vielleicht um das Schamgefühl zu scho­
nen?). Sicher scheint nur. daß während 
der ganzen Aktion weder in der Teilan­
stalt li noch m das Gesuchte gefunden 
wurde. 0 

Notorisches 
Nörgeln? 

Um sein Recht auf »körperliche Unver­
sehrtheit« durchzusetzen, hat der Inhaf­
tierte Felix K. (Teilanstalt V) folgendes 
Schreiben rrut div. AnträgenNorschJägen 
an die Anstaltsleitung gerichtet. das hier 
bewußt nicht kommentiert wird, obwohl 
das am 12.05.99 zu einer kleinen Anfrage 
im Abgordnetenhaus geführt hat: 

»Sehr geehrte Damen und Herren, sehr 
geehrter Herr Adam, täglich werde ich 
zwangsweise zum Passivraucher! Keine 
Teilanstalt. keine Station, wo ich nicht 
gezwungen werde, passiv Nikotin, Teer 
und eine Vielzahl weiterer Schadstoffe 
[ . . . ] mit jedem Atemzug aufzunehmen. 
Da ich nicht alleine Nichtraucher bin. 
diese Problematik aber bekannt ist, bitte 
ich Sie entsprechende Schritte und Maß­
nahmen zum Schutz der Nichtraucher zu 
unternehmen. 

Ich gehöre zu der Gruppe von Lang­
strafem und [ ... ] werde im weiteren durch 
die aktiven Raucher von Mitgefangenen 
und Vollzugsbediensteten in meiner Ge­
sundheit (die Unversehrtheil der Person) 
nachhaltigst geschädigt und verletzt. [ ... ] 
Die Raucher lüften ihre Zellen auf die Sta­
tion, die Gänge hinaus und ich habe kei­
ne Möglichkeit, mich dieser Verletzung 
meiner Gesundheit zu entziehen. [ ... ] Des­
halb stelle ich folgende Anträge: 

a) Bei den sog. Meetingsprechstunden 
im Pavillon!Sprechzentrum daif ab sofort 
nicht mehr geraucht werden[ ... ]. 

b) Auf vielen Stationen wird an den 
dort aufgestellten Tischen täglich stun­
denlang durch die Kartenspieler geraucht 
(von der Lärmbelästigung ganz abgese­
hen). Die Belüftung ist ungenügend [ ... ]. 

Tegel intern 

Der Rauch dringt in die Zellen der Nicht­
raucher, wie überhaupt beim Lüften der 
Zellen. Daher muß verboten werden, daß 
auf den Gängen Kartenspiele stattfinden 
und geraucht wird. Für Freizeitaktivitäten 
gibt es Gruppenräume. 

c) Das Rauchen in allen gemeinschaft­
lich genutzten Räumen muß verboten 
werden bzw. Raucher und Nichtraucher­
räume müssen aufgeteilt sein. 

d) Es müssen Nichtraucherstationen 
eingerichtet werden, um chronischen Er­
krankungen entgegenzuwirken. 

e) Wie den Rauschgiftkonsumenten 
[ ... ]eine Hilfe seitens der NA angeboten 
wird. muß auch den Rauchern, die einen 
Entzug machen wollen. eine therapeuti­
sche Hilfestellung gegeben werden, da 
nach psychologischer Sicht. das Rauchen 
nur einen Defekt in der Persönlichkeits­
struktur ausfüllt[ ... ]. 

f) Das Rauchen auf dem Arbeitsplatz 
oder während der Arbeit muß durch das 
Verbot oder Pausenräumen geregelt wer­
den.[ ... ] 

P.S. Die EG Gesundheitsrrunister: Rau­
chen gefährdet die Gesundheit. Rauchen 
verursacht Krebs.« 

Der gleiche Inhaftierte hat im Berliner 
Abgeordnetenhaus eine Kleine Anfrage 
bezüglich der Brandschutzgefahren in der 
N A-Tegel initiert (mehr dazu im nächsten 
Iichtbiick). 0 

Prüfung 
in Ketten 

lm Kampf um die letzten Arbeitsplätze 
haben Bewerber heute nur dann eine 
Chance. wenn sie entweder nachweislich 
mehr Fähigkeiten und Bildung als ihre 
Mitbewerber oder viel Glück haben. Da 
die wenigsten Gefangenen von sich be­
haupten können. vom Glück verfolgt zu 
sein, ist ein großes Interesse an den in 
der NA-Tegel angebotenen (Weiter-) Bil­
dungsmaßnahmen zu erwarten. 

Dennoch wird die Schule. über deren 
Angebote (Gnmdbildungskursen zur Ver­
besserung von Deutschkenntnissen und 
des Allgemeinwissens bis hin zur Vorbe­
reitung auf den Haupt- bzw Realschulab­
schluß) die Redaktionsgemeinschaft des 
Gefangenenmagazins der liehtblick 
demnächst ausführlich berichten wird. zur 
Zeit nur von etwa 85 der insgesamt 1.700 
Häftlinge besucht- ein nicht geringer Tei I 
von Bewerbern wird allerdings aus Kapa­
zitätsgründen abgelehnt. 

der li e he b li ck 3. 1999 

Seit die (Ober-) Schule der JVA-Tegel 
1984 von der Senatsschulverwaltung ab­
getrennt und dem Senator für Justiz un­
terstellt wurde (wobei sie ihre 1974 verlie­
hene Oberschuleigenschaft verlor). wer­
den die Abschlußprüfungen nicht mehr 
von den Lehrern der Anstaltsschule ab­
genornn1en: die Prüfungskandidaten wer­
den nur noch auf die Schulfremdenprü­
fung vorbereitet, deren schriftlicher Teil 
in der Tegeler Schule stattfindet - die 
mündliche Prüfung müssen die Kandida­
ten außerhalb der Anstalt an einem vom 
Schulsenator jährlich neu bestimmten 
Prüfungsort zusammen tnit zahlreichen 
Nicht-Gefangenen (z.B. Hausfrauen) ab­
solvieren. 

Mit einem auch an den liehtblick ge­
richteten Schreiben vom 07.05.99 teilten 
Kursteilnehmer der» Realschu !klasse > S «< 

rrut, daß sie zur Abschlußprüfung »in spe­
zieller Anstaltskleidung und gefesselt im 
Gefangenentransporter zum Prüfungsort 
verbracht« werden sollten, was für Men­
schen, die »teilweise seit Jahren das Ge­
fängnis nicht mehr verlassen« haben, mit 
»einer außerordentlichen emotionalen Be­
lastung« verbunden sei. Deshalb baten 
sie. entweder auch »den mündlichen Teil 
der Prüfung im Bereich der der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel durchzuführen; oder es 
sollten humanere Ausführungsbedingun­
gen gefunden werden«. 

Bei zwei der insgesamt fünf Teilneh­
mer an der mündlichen Realschulprüfung 
(31.05.99) wurde die Bitte anscheinend 
nicht einmal geprüft: sie wurden in An­
staltskleidung (Blaumann) ausgeführt. 
einer von ihnen sogar mit Fußfesseln ... 

Aber selbst wenn sie sich unter den 
vielen »normal« gekleideten und nicht­
gefesselten Menschen wie Zirkusattrak­
tionen vorgekommen sein mögen: alle 5 
Kursteilnehmer haben die Prüfung bestan­
den. Dafür unseren Herzlichsten Glück­
wunsch! 

Einer von ihnen hai: sieb sogar ernst­
haft vorgenommen. nunmehr auch das 
Abirur nachzuholen. was derzeit aller­
dings nur mittels Teilnahme an Fernkur­
sen, die monatlich etwa 220,- DM (also 
das gesamte Monatseinkommen eines 
Gefangenen) kosten. möglich ist. 

Zu beglückwünschen sind nicht nur 
diese fünf Häftlinge und deren Lehrer. die 
so erfolgreich auf die umfangreichen Prü­
fungen vorbereitet haben, sondern auch 
acht weitere Gefangene: sie haben die 
Hauptschul-Abschlußrüfung bestanden 
-vier von ihnen in Anstaltskleidung, zwei 
von ihnen in Hand- und Fußfesseln ... 0 
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DerneueBVB 
Verwahrvollzug? Besser und billiger ist normaler 

Strafvollzug nach § 10 I StVollzG 

D
as Volk, in dessen Namen Urtei­
le gegen Straftäter gesprochen 
und vollstreckt werden, ist von 

Gesetzes wegen verpflichtet, an der »Ge­
stalrung des Vollzuges und bei der Be­
treuung der Gefangenen« (§ 163 Satz I 
StVollzG) mitzuwirken. 

Aber wer weiß schon etwas von dem 
gesetzlichen Auftrag, die »Anstaltsleiter 
durch Anregungen und Verbesserungs­
vorschläge« und Häftlinge durch Hilfe 
»bei der Eingliederung[ ... ] nach der Ent­
lassung« (§ 163 S.2 StVollzG) zu unter­
stützen? Selbst die Bezeichnung der Gre­
mien, in denen das Volk seine Pflichten 
gegenüber Straffälligen und Strafvoll­
zugsbediensteten erfüllen kann, ist weit­
gehend unbekannt. 

Das Strafvollzugsgesetz hat diesen 
Gremien, die nach § 162 Absatz I St­
VollzG bei jeder Justizvollzugsanstalt 
(JVA) zu bilden sind, den Namen »An­
staltsbeiräte« gegeben und ausdrücklich 
festgelegt, daß ihnen Vollzugsbedienste­
te nicht angehören dürfen (§ 162 Abs. ll 
StVollzG). 

Ansonsten kann (in Berlin vom Justiz­
senator) jeder Mensch zum Beiratsmit­
glied berufen werden. In einer Broschü­
re über den »J ustizvoUzug in Berlin«, die 
der Berliner Senator für Justiz und Bun­
desangelegenheiten (Abteilung V) 1985 
herausgegeben hat, wird darauf hinge­
wiesen, daß die Berufenen »in erster Li­
nie« solche Menschen sind, »die schon 
seit längerer Zeit als freie Mitarbeiter in 
den Vollzugsanstalten zugelassen sind 

194) in denjeweiligen JVAs » überdie Un­
terbringung, Beschäftigung, berufliche 
Bildung. Verpflegung. ärztliche Versor­
gung und Behandlung [der Häftlinge] un­
terrichten« und die Anstalt mitsamt ihren 
Einrichtungen unkontrolliert besichtigen 
(§ 164 I 2 StVollzG). Darüber hinaus kön­
nen sie »die Gefangenen und Unterge­
brachten« in deren Haft- und Arbeitsräu­
men aufsuchen, unbeaufsichtigt mit ih­
nen reden und ihnen unzensiert schrei­
ben (§ 164 ll StVolJzG). 

Paul Warmuth. Vorsitzender des Tege­
ler Anstaltsbeirates. hat in einem Aufsatz 
(»Anstaltsbeirat? ... was ist denn das?«). 
der in einer 1998 von der JVA-Tegel her­
ausgegebenen Broschüre(» 100 Jahre Ju­
stizvolJzugsanstaJt Tegel«) veröffentlicht 
ist, darauf hingewiesen, daß die Gestal­
tungsräume. die der Gesetzgeber den 
Bundesländern hinsichtlich der Bildung 
von Beiräten gelassen hat, »von Berlin 
positiv genutzt« (a.a.O .. S. 185) wurden. 

So gibt es in Berlin nicht nur Anstalts­
beiräte. sondern auch einen bundesweit 
einmaligen anstaltsübergreifenden Beirat, 
der unter anderem die Kenntnisse und Er­
fahrungen der Anstaltsbeiräte bündelt und 
den Justizbehörden sowie der Öffentlich­
keit wirksam nahebringt den Berliner 
Vollzugsbeirat (BVB). 

Diesem Gremium gehören nicht nur 
automatisch (»kraft Amtes«) die Vorsit­
zenden der Anstaltsbeiräte an, sondern 
auch Persönlichkeiten, »die aufgrund ih­
rer beruflichen Tätigkeit oder Zugehörig­
keit zu einer Organisation (z.B. Wissen-

Der Anstaltsbeirat kann die Unterbringung, Beschäfti­
gung, Verpflegung, ärztliche Versorgung und Behandlung 

der Häftlinge prüfen und die Anstalt besichtigen 

oder einer Einrichtung angehören, die sich 
die Betreuung von Gefangenen, entlas­
senen Gefangenen oder vergleichbaren 
Personengruppen zur Aufgabe gemacht 
hat« (a.a.O., S. 75). 

Beiratsmitglieder können sich zur Er­
füllung dieser Aufgaben noch intensiver 
als Vollzugshelfer (vgl. d er liehtblick 
1-2/98, S. 32; 4-5/98, S. 53, » 100 Jahre 
Justizvollzugsanstalt Tegel«, S. 187 -
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schaftler, Repräsentanten von Behörden, 
Kirchen. Gewerkschaften, Verbänden, 
Presse und Rundfunk) besonders geeig­
net sind. [ ... ) bei der Planung und Fort­
entwicklung des Vollzuges beratend« 
mitzuwirken, politische Entscheidungs­
träger »durch Anregungen und Verbes­
serungsvorschläge in grundsätzlichen 
oder anstaltsübergreifenden Angelegen­
heiten« zu beraten und »in der Öffent-

der lieheb li Ck 311999 

lichkeit um Verständnis für die Belange 
eines auf Resozialisierung ausgerichteten 
Vollzuges« (Justizvollzug in Berlin, 
1985, S. 75) zu werben. 

In diesem Sinne haben Paul Warmuth. 
Ika Klar und Helmuth Petrik den BVB 
zehn Jahre lang engagiert und ehrenamt­
lich geführt - ihr zum Ende des Jahres 
1998 erfolgter Rücktritt vom Vorsitz die­
ses wichtigen vollzugspolitischen Gremi­
ums gibt einer neuen Generation die 
Chance, an »der harten Wirklichkeit des 
Vollzuges« (Warmuth, a.a.O., S. 186) et­
was zu ändern. 

Der Rechtsanwalt Dr. Olaf Heische!, 
die Architektin Friederike Kyrieleis und 
der Arzt Dr. Lothar Grunau, die im Janu­
ar 1999 den Vorstand des BVB übernom­
men haben, sehen Änderungschancen zu­
nächst einmal darin, daß sie Öffentlich­
keit und Entscheidungsträger noch mehr 
als das bisher möglich schien, über den 
Änderungsbedarf aufklären. 

Dazu müssen die Problembereiche der 
Vollzugswirklichkeit »- Überbelegung, 
Personalmangel, unzureichende Finan­
zierungsmittel, fehlende Kapazität der 
psychologischen Dienste, Yermeidbare 
hausgemachte Probleme, verkrustete 
Denk- und Handlungskategorie n -« 
(Warmuth, a.a.O.) nicht nur erkannt, son­
dern auch erkennbar gemacht und um 
konkrete Punkte ergänzt werden. Das hat 
schon der alte BVB-Vorstand in seinem 
Abschiedspapier »Rückblick - Fakten ­
Wünsche!« festgestellt und 11 »Proble­
me des Strafvollzuges« aufgeführt: 

I. Überbelegung belastet »heute die 
Anstalten stärker denn je« 

2. »Sicherheit hat Vorrang vor Behand­
lung« (der neue BVB weist hier auf den 
_Resozialisierungsgedanken hin) 

3. Die »Drogenproblematik« hat »sich 
als unlösbar« erwiesen 

4. »Medizinische und psychiatrisch­
therapeutische Betreuung« leiden unter 
»unzulänglichen Arbeitsbedingungen« 

5. Die »Arbeitsbedingungen des Voll­
zugspersonals« (und auch die der Häft­
linge!) sind belastend, was sich u.a. »in 
hohem Krankenstand« widerspiegelt 

6. »Lohngerechte Arbeitsverhältnisse 
für die Inhaftierten können nicht durch-



gesetzt werden« (das wird sich wohl än­
dern -spätestens ab dem 01.01.200 I) 

7. Die »Ausländerproblematik beein­
trächtigt das« Anstaltsklima »erheblich« 
(dieser Punkt wurde vom neuen BVB 
nicht übernommen- aber. so Dr. Heische! 
gegenüberdem Iichtbiick: »Ich bin[ ... ] 
zu dem Ergebnis gelangt, daß« bestimmte 
Ausländer »einen härteren Vollzug schie­
ben [ ... ] Der BVB hat beschlossen, sich 
diesem Thema weiter zu widmen«.) 

8. »Der Ausbau des offenen Vollzugs 
erfolgt in zu kleinen Schritten« (der neue 
B VB-Vorstand möchte statt des »offenen 
Vollzuges« lieber einen »normalen Straf­
vollzug nach§ I 0 I StVollzG«) 

9. Noch immer sind »nicht alle Haft­
räume im Berliner Vollzug mit Steckdo­
sen ausgestattet« (dieser Punkt wurde 
vom neuen BVB nicht übernommen) 

I 0. Es gibt immer noch die »kostspie­
ligen Ersatzfreiheitsstrafen« (der neue 
BVB sieht neben dem finanziellen auch 
einen personellen Aufwand, den es zu 
vermeiden gilt) 

11. Es fehlt noch immer das »Interes­
se an möglichem Täter-Opfer-Ausgleich« 

In einer Presseerklärung (vom Janu­
ar) des neuen BVB-Vorstandes wird dar­
auf hingewiesen, daß die ungelösten Auf­
gaben - »neue kommen täglich hinzu«, 
z.B. die »Einrichtung eines neuen Haft­
krankenhauses« oder »Wirksame Entlas­
sungsvorbereitung« - übernommen und 
weitergeführt werden. 

»Darüber hinaus soll versucht werden, 
die Presse und damit die Öffentlichkeit 
stärker an der Problematik des Vollzuges 
zu interessieren, ebenso die politischen 
Parteien. Verbände und Gewerkschaf­
ten«. Ein besonders interessantes Pro­
blem stellen die Kosten des Vollzuges dar: 
Im derzeit praktizierten Verwahrvollzug 
müssen die Steuerzahler für jeden einzel­
nen Häftling durchschnittlich 220,- DM 
bezahlen - und zwar täglich. 

Außerdem gilt für die aktuellen Formen 
des Verwahrvollzugs. daß die AnstaltSsi­
cherheit Vorrang vor der Re-SoziaJisie­
rungsarbeit der Häftlinge und damit auch 
Vorrang vor der Sicherheit der Gesellschaft 
außerhaJb des Vollzuges hat- nachweis­
lich mindert sich nämlich die Gefahr er­
neuter Straffälligkeit nur bei hinreichend 
re-soziaJisierten Häftlingen. 

Um diese Überlegungen in eine für aJie 
Betroffenen sinnvolle Praxis münden zu 
lassen, schlägt der neue BVB vor, die 
Häftlinge künftig regelmäßig im normalen 
Strafvollzug nach § I 0 1St VollzG unterzu­
bringen. Nur in einem solchen Strafvoll-

Tegel intern 

zugkann das in§ 3 I StVollzG geforderte 
kontrollierte Einüben von Sozialverhalten 
unter realistischer Lebensbedingungen so 
stattfinden, daß das in§ 2 Satz 1 StVollzG 
genannte Vollzugsziel erreichbar wird: »Im 
Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Gefan­
gene fähig werden, künftig in soziaJer Ver­
antwortung ein Leben ohne Straftaten zu 
führen«. 

In einem internen Papier weist der B VB 
daraufhin, daß im normalen Strafvollzug 

Entwicklung in Gang gesetzt haben. die 
ein neues und vor allem an richtigen Zie­
len orientiertes Denken und Handeln er­
möglicht. Und es ist ihnen in ihrem ar­
beitsreichen Amt nicht nur Glück, sondern 
auch zu wünschen. daß sich die in den 
HaftanstaJten arbeitenden Freien Träger 
ansprechen und ehrenamtliche Mitarbei­
ter stärker in die Betreuungsarbeit einbin­
den lassen. Abschließend ist hier darauf 
hinzuweisen, daß der BVB im Regelfall we-

Im Verwahrvollzug kostet jeder einzelne Häftling ca. 
220,- DM täglich. Im normalen Strafvollzug nach 

§ 10 ISt VollzG zahlen Häftlinge ihre Haftkosten selber 

nach§ 10 I StVollzG nicht nureine »posi­
tive Persönlichkeitsentwicklung« wahr­
scheinlich ist, »sondern daß die Häftlin­
ge grundsätzlich auch zu Arbeit in regu­
lären ( sozialversicherungspflichtigen und 
-berechtigenden!) Arbeitsverhältnissen 
verpflichtet sind«, was zur Entlastung der 
Sozialkassen führen kann: regulär arbei­
tende Häftlinge müssen nämlich sowohl 
für ihren Unterhalt als auch für den ihrer 
Familie sorgen. 

Außerdem - und das ist der Öffent­
lichkeit und vor allem den Entscheidungs­
trägern bewußt zu machen- können nur 
die im normalen Strafvollzug nach§ I 0 I 
StVollzG untergebrachten Häftlinge ver­
pflichtet werden, sich mit ihrem Arbeits­
einkommen »an den Kosten ihrer zwang -
weisen Versorgung und Betreuung« zu 
beteiligen - so etwas von bloß Verwahr­
ten zu fordern, wäre »Schon aus Einkom­
mensgründen absurd«. 

Wenn dann noch berücksichtigt wird, 
daß auch die Bau- und Instandhaltungs­
kosten des Verwahrvollzugs wesentlich 
höher aJs die des normalen Strafvollzugs 
nach§ 10 I StVollzG sind, dann braucht 
nur noch darauf hingewiesen zu werden. 
daß FehlverhaJten im normalen Strafvoll­
zug viel intensiver geahndet werden kann 
als in den derzeitigen Formen des Yer­
wahrvoiJzugs. Außerdem wird »in Berlin 
sehr sorgfältig geprüft, wer in den« nor­
malen Strafvollzug nach § 10 I StVollzG 
kommt, so daß »die Mißbrauchsquote 
nahe Null« (BVB- Presseerklärung vom 
20.04.99) ist. 

Die Redaktionsgemeinschaft der 
Iichtblick möchte sich im Namen vieler 
dankbarer Häftlinge bei a.llen AnstaJtsbei­
räten für das bisherige und künftige En­
gagement bedanken. Den Mitgliedern des 
BVB, insbesondere den drei Vorstands­
mitgliedern ist Dank zu sagen, daß sie eine 

de r II e h eb io ck 3/ 1999 

der für den einzelnen Häftling noch für 
vollzugsinterne Angelegenheiten zustän­
dig ist - um die Sorgen des einzelnen 
kümmern sich die AnstaJtsbeiräte (es gibt 
in jeder Teilanstalt einen solchen). 

Dr. Heische!, Vorstandsvorsitzender 
des BVB betont aber: »In Angelegenhei­
ten grundsätzlicher Natur, also solchen. 
die den Gesamtvollzug betreffen. freuen 
wir uns hingegen. wenn von Gefangenen 
Hinweise und Anregungen kommen. Soll­
ten wir in solchen Fällen einmaJ nicht so­
fort antworten, bitten wir zu bedenken, 
daß wir in unserer Freizeit, ehrenamtlich 
und unbezahlt tätig sind«. 0 

Reformgegner 
gesucht 

Die noch bis zum 09.07.99 an 91 Stellen in 
Berlin ausliegenden Unterschriftenlisten 
bieten vermutlich die letzte Chance, den 
Regierenden die Möglichkeit zu nehmen. 
die Sprache des Volkesper Reform zu be­
einflussen. Alle Berliner sollten die Chan­
ce nutzen, den Politiker deutlich zu ma­
chen, daß sie kein Recht haben, durch 
Sprachvorschriften das Denken der Men­
schen zu regeln. 

In der NA-Tegel gibt es in allen Zen­
traJen der einzelnen Teilanstalten Anträ­
ge auf briefliche Teilnahme am Volksbe­
gehren gegen die Sprachreform - diese 
Anträge sollten unterschrieben und dann 
wieder an der Zentrale abgegeben wer­
den. Kurze Zeit später erhält der Antrag­
steller dann das richtige Formular, das er 
so schnell wie möglich ebenfalls au~fül ­

len und absenden sollte. 
Es wäre doch gelacht, wenn gerade 

Berlin die Chance auf Wahrung der Denk­
freiheit nicht nutzen würde! 0 
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Politik 

Aus dem Berliner Abgeordnetenhaus 

Entlohnung der 
Gefangenen 

Kleine Anfrage Nr. 13/3986 des Abge­
ordneten Benjamin-I mmanuel Hoff 
(POS) über Kon sequenzen aus der 
BVerfG-Entscheidung zur Häftlingsent­
lohnung? (Beantwortung durch Senats­
verwaltung für Justiz) 

Frage: 1. Wie bewertet der Senat das 
jüngste Urteil des Bundesverfassungsge­
richts (BVerfG), das eine bessere Entloh­
nung der Arbeit von Strafgefangenen bis 
zum Jahr 2001 vorsieht, und welche Kon­
sequenzen zieht er daraus für die Straf­
gefangenen im Lande Berlin? 

Antwort: Der Senat bewertet die Ent­
scheidung des Bundesverfassungsgerich­
tes vom 1. Juli 1998, wonach Arbeit im 
Strafvollzug nur dann ein wirksames Re­
sozialisierungsmittel ist, wenn die gelei­
stete Arbeit angemessene auch finanzi­
elle Anerkennung findet, als vollzugspo­
litisch sehr positiv. Das Urteil verpflich­
tet den Bundesgesetzgeber zu einer Neu­
regelung. Unmittelbare Konsequenzen 
sind seitens des Landes Berlin im Augen­
blick nicht zu ziehen. 

Frage: 2. Mit welchen Positionen wird 
sich das Land Berlin an der Erarbeitung 
einer Neuregelung der Entlohnung von 
Strafgefangenen beteiligen, und wie wird 
sich die Diskussion um die Neuregelung 
gestalten (Verfahren in der Justizminister­
konferenz. Bundesrat usw.)? 

Antwort: Ende Oktober 1998 wird sich 
der Strafvollzugsausschuß der Länder mit 
diesem Thema befassen. Vom Ergebnis 
dieser Beratung wird das weitere Vorge­
hen in dieser Sache abhängen. Berlin wird 
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sich selbstverständlich so verhalten, wie 
es die tragenden Gründe der Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts ge­
bieten; das folgt schon aus § 31 des Bun­
desverfassungsgerichtsgesetzes. Aller­
dings sollte die Diskussion nicht nur ein­
dimensional und oberflächlich auf die 
Höhe des Entgelts bezogen werden, das 
die Gefangenen letztlich in den Händen 
haben werden. Vielmehr ist bei der Ge­
setzgebungsarbeit gerade auch nach dem 
Ansatz des Bundesverfassungsgericht 
das die Erhöhung der Arbeitsentgelte mit 
der Erfüllung von sozialen Pflichten in 
Verbindung bringt, zu überlegen. wie mit 
der Erhöhung der Arbeitsentgelte Opfern 
der Straftat, die Schadensersatz verlan­
gen können, und anderen Gläubigern des 
Täters insbesondere Unterhaltsberechtig­
ten geholfen werden kann und welche 
Auswirkungen sich im Bereich der Ko­
sten des Strafverfahrens und der Inhaf­
tierung ergeben. Es handelt sich hier um 
sehr komplexe Zusammenhänge, die nicht 
im Rahmen der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage und auch nicht in so kurzer Zeit 
aufgearbeitet werden können. 

Frage: 3. Welche Positionen vertreten 
die anderen Länder in dieser Frage, und 
mit welchen Kosten für die Landeshaus­
halte, einschließlich Berlin, wird eine sol­
che Neuregelung verbunden sein? 

Antwort: Über Positionen anderer Län­
der zu den Fragen, die sich aus der Ent­
scheidung des BVerG es ergeben, liegen 
dem Senat keine Erkenntnisse vor. Auch 
die Frage der Kosten für die Landeshaus­
halte kann nicht beantwortet werden, da 
zunächst die Grundsatzpositionen abge­
klärt werden müssen. Sicher wird eine 
Mehrbelastung der Justizhaushalte ent­
stehen. Die Frage nach der Mehrbela-
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srung für die Gesamthaushalte muß aber 
auch die unter 2. angeführten anderen 
Überlegungen und z.B. Einsparungen bei 
den Ausgaben für Sozialhilfe gegenüber 
Unterhaltsberechtigten des Täters einbe­
ziehen, so daß verläßliche Größenordnun­
gen in naher Zukunft noch nicht genannt 
werden können. ~ 

Tiere sind auch 
Menschen 

Kleine Anfrage Nr. 13/4452 der Abgeord­
neten Judith Demba (Bündnis 90/Die 
Qrünen), beantwortet durch die Senato­
rin für Gesundheit und Soziales Beate 
Hübner 

l.) Wieviel Hunde waren in den Jah­
ren 1997/98 im Tierheim Lankwitz ins­
gesamt untergebracht? 

Antwort: In den Jahren 1997 und 1998 
wurden im Tierheim Lankwitz insgesamt 
6237 Hunde untergebracht. 

2.) Wieviel Hunde wurden davon in 
den Jahren 1997/98 aufgegriffen und/ 
oder beschlagnahmt? 

Antwort: Insgesamt wurden vom Tier­
fang des Landeseinwohneramtes 1997 
und 1998 5168 aufgegriffene (Fundtie­
re) sowie 1288 sichergestellte Hunde 
(Verwahr- und Beobachtungstiere) in der 
amtlichen Tiersammelstelle unterge­
bracht. Davon wurden 2977 Hunde direkt 
aus der Tiersammelstelle abgeholt [ ... ] 

3.) Um welche Hunderassen handelte 
es sich dabei, wieviel [ ... ]Tiere davon 
gehörten zu den sog. Kampfhunden? 

Antwort: In der Statistik des Landes­
einwohneramtes wird die Rasse der un­
terzubringenden Hunde nicht erfaßt[ ... ] 



4. Wie viele dieser Tiere litten bzw. lei­
den auf Grund schlechter Behandlung 
und/oder Haltung unter Verhaltensstörun­
gen, und wie wurde bzw. wird mit diesen 
Hunden verfahren? 

Antwort: Die Anzahl der Hunde, die 
unter Verhaltensstörungen leiden, wird 
weder vom Tierbeim noch vom für die 
Überwachung zuständigen Veterinäramt 
statistisch erfaßt. Die Pfleger des Tier­
heims versuchen verhaltensauffällige 
Hunde[ ... ] durch Erziehungsmaßnahmen 
so zu beeinflussen, daß sie an verantwor­
tungsbewußte Personen vermittelt wer­
den können. 

5. Wie erfolgt die Unterbringung der 
Tiere, und wieviel Platz und Auslauf ha­
ben die einzelnen Rassen [ ... ]? 

Antwort: Die Hunde werden im Tier­
heim Lankwitz unabhängig von ihrer 
Rassezugehörigkeit alle gleich unterge­
bracht. Die Boxen sind ungefähr 6 m 
groß. Aus Platzgründen kann nur weni­
gen Hunden Auslauf gewährt werden. In 
der Regel erhalten die Hunde Auslauf. die 
konkret zur Vermittlung angeboten wer­
den [ ... ] 

6.) Teilt der Senat die Auffassung. daß 
gerade die [ ... Tiere] ausreichend Auslauf. 
Bewegung, Anregung und Kontakt mit 
Menschen brauchen, um ihr meist 
(menschen)freundliches Wesen auszu­
prägen und Aggressionen abzubauen? 
Wenn ja, entspricht der Umgang mit den 
Tieren diesen Anforderungen? Wenn 
nein, warum nicht? 

Antwort: Der Senat ist der Auffassung, 
daß Hunde zur Ausprägung eines sozial­
verträglichen Verhaltens artgerecht gehal­
ten werden müssen. Des weiteren ist es 
zur Ausbildung solcher Eigenschaften 
nötig, daß Hunde ausreichenden Kontakt 
zu Menschen sowie anderen Hunden ha­
ben und die erforderliche Erziehung er­
halten [ ... ] 

1.0. Kann der Senat bestätigen. daß 
auch gesunde Hunde eingeschläfert wor­
den sind[ ... ]? 

Antwort: Im Tierheim Lankwitz und in 
der Tiersammelstelle wurden keine gesun­
den Hunde eingeschläfert. In der Tiersam­
melstelle mußten einzelne Hunde, die sich 
gegenüber Menschen als äußerst bissig 
erwiesen hatten, eingeschläfert werden. 
Die Tötungen erfolgten auf Grund amts­
tierärztlicher Anordnungen und waren zur 
Wahrung der öffentlichen Sicherheit un­
umgänglich. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß diese Hunde unter schweren Verhal­
tensstörungen (extreme Aggressivität) lit­
ten.[ ... ] 0 

Politik 

Ausländer in der 
Abschiebung 

Kleine Anfrage Nr. 13/4769 des Abge­
ordneten Dr. Michai l Nelken (POS), Be­
antwortung am 22.04.99 durch Senator 
für Justiz Dr. Ehrhart Körting. 

1.) Wie viele ausländische Gefangene, 
die nach dem Gesetz zum Übereinkommen 
vom 21 . März 1983 über die Überstellung 
verurteilter Personen einen Antrag auf 
Überstellung zur Strafvollstreckung in ihr 
Heimatland stellen könnten, sind derzeit 
in Berliner Vollzugsanstalten inhaftiert? 

Antwort: Derzeit sind in den Berliner 
Vollzugsanstalten 609 ausländische Straf­
gefangene (Stand: l. Januar 1999) inhaf­
tiert, die nach dem für die Bundesrepu­
blik Deutschland am 01. Februar 1992 
in Kraft getretenen Übereinkommen über 
die Überstellung verurteilter Personen 
(Überstellungsübereinkommen) einen 
Antrag auf Überstellung zur Strafvoll­
streckung in ihr Heimatland stellen könn­
ten. 

2.) Wie viele der in Frage kommen­
den verurteilten Personen äußerten in den 
Jahren 1993 bis 1998 den Wunsch nach 
Überstellung, 

a) in wie vielen Fällen wurde dieser 
Wunsch an das mögliche Vollstreckungs­
land weitergeleitet. 

b) in wie vielen Fällen und mit wel­
chen Begründungen wurde von mögli­
chen Vollstreckungsländern eine Aufnah­
me verweigert, 

c) in wie vielen Fällen kam die ge­
wünschte Überstellung zustande. 

d) in wie vielen Fällen wurde die ge­
wünschte Überstellung in Aussicht ge­
stellt (aufgeschlüsselt nach Vollstrek­
kungsländern)? 

Antwort: Den Wunsch nach Überstei­
lung in ihr Heimatland nach Maßgabe des 
Überstellungsübereinkommens äußerten 
1993: 6 Verurteilte; 1994: 7 Verurteilte; 
1995: 11 Verurteilte; 1996: 19 Verurteil­
te; 1997: 14 Verurteilte: 1998: 13 Verur­
teilte. 

Davon wurde in zwei Fällen der 
Wunsch nach Überstellung an das mög­
liche Vollstreckungsland weitergeleitet 
und kam schließlich die gewünschte 
Überstellung zustande (Schweiz und Po­
len). In einem weiteren Falle wurde die 
gewünschte Überstellung befürwortet 
(Polen), die Entscheidung des Vollstrek­
kungsstaats steht aber noch aus. Die üb­
rigen Anträge wurden - soweit sie sich 
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nicht anderweitig erledigt haben - ab­
schlägig besch ieden. [ ... ] 

Die den Überstellungswunsch ableh­
nenden Entscheidungen der Staatsanwalt­
schaft I bei dem Landgericht Berlin be­
ruhen insbesondere darauf. daß das maß­
gebliche Recht des Vollstreckungsstaates 
keine angemessene Dauer des Strafvoll­
zuges gewährleistet. Das gilt insbeson­
dere fürdie Türkei: Zum Beispiel im Falle 
einer Verurteilung[ ... ] kann bereits nach 
Verbüßung von 42% der Strafe eine vor­
zeitige Entlassung aus der Haft erfolgen, 
wobei der Strafrest zur Bewährung aus­
gesetzt wird. 

3.) In wie vielen Fällen und mit wel­
cher Begründung wurde in den Jahren 
1993 bis I 998 der Wunsch nach Über­
stellung von der Justizverwaltung zu­
rückgewiesen? 

Antwort: Die Senatsverwaltung für 
Justiz wird unter vollstreckungsrechtli­
chen Gesichtspunkten nur ausnahmswei­
se in Überstellungssachen tätig. Als zu­
ständige Vollstreckungsbehörde hat zu­
nächst die Staatsanwaltschaft I bei dem 
Landgericht Berlin i.iber den Wunsch 
nach Überstel lung des Verurteilten in sein 
Heimatland zu entscheiden. Bei einer ab­
lehnenden Entscheidung steht dem Ver­
urteilten dagegen der Rechtsbehelf der 
Beschwerde zu. Bei Nichtabhilfe durch 
die Staatsanwaltschaft I bei dem Land­
gericht Berlin und Zurückweisung der 
Beschwerde durch die Staatsanwaltschaft 
bei dem Kammergericht steht dem Ver­
urteilten die weitere Dienstaufsichtsbe­
schwerde zu. über die nach Nichtabhilfe 
durch die Staatsanwaltschaft bei dem 
Kammergericht die Senatsverwaltung flir 
Justiz zu entscheiden hat. 

In den Jahren 1993 bis 1998 war die 
Senatsverwaltung für Justiz nur mit ei­
ner Dienstaufsichtsbeschwerde dieser 
Art befaßt. Insoweit wurde im Jahre 1993 
entschieden, daß die den Überstellungs­
wunsch des Verurteilten anlehnenden 
Entscheidungen der Staatsanwaltschaften 
nicht zu beanstanden sind. Inhalt der 
Begründung war im wesentlichen, daß der 
Verurteilte bereits anderthalb Jahre vor 
seiner Inhaftierung seinen Wohnsitz für 
längere Zeit in die Bundesrepublik ver­
legt hatte, die deutsche Sprache in Wort 
und Schrift beherrschte und konkrete 
Umlitände für tragfähige soziale Bindun­
gen zu Personen im Heimatland nicht fest­
stellbar waren. Die vom Verurteilten ge­
gen die ergangenen Entscheidungen an­
ge trengten Gerichtsverfahren blieben für 
ihn erfolglos. 0 
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Quäle nie ein Tier 
zum Scherz 

Wegen »>Quälerei in der übelsten Form<, 
erkJärte der Richter«, ist ein »49jähriger 
vom Amtsgericht München« zu einer 
»achtmonatigen Bewährungsstrafe verur­
teilt worden. Nach Angaben der Staats­
anwaltschaft hatte der Angeklagte die 
fünfjährige Katze >Mucki< aus Ärger über 
ihr Herumtoben in seinen Backofen ge­
steckt und zu Tode geschmort« (Die Ta­
geszeitung, I 0/11.04.99). 

Ein anderer Tierquäler, nämlich ein 
»britischer Soldat«, wurde »wegen der 
grausamen Tötung eines 
Hamsters von ei-
nem Militär-

;~ri~:~ R 
Tagen 
Gefäng­
nis ver­
urteilt«. 
Er hatte »das 
Tier auf dem Militär­
stützpunkt Bulford mit einem Bügeleisen 
gequält und anschließend in einen Mikro­
wellenherd gesteckt. Der Richter be­
zeichnete dieses Verhalten als >grausam 
und schändlich<. Gewalt, ob gegen Men­
schen oder Tiere, widerspreche dem 
Ethos des MilitärS«. Bei der Überwin­
dung solcher moralischer Bedenken war 
sicherlich hilfreich, daß der Soldat »VOr 
der Tat fast zwölf Liter Bier getrunken« 
hatte (taz, 29.04.99). 0 

Fuldamentaler 
Fund 

Während der »Sanierungsarbeiten im 
leerstehenden Fuldaer Stadtschloß«, in 
dem »vormaligen Sitz des Land- und 
Amtsgerichts stießen Blaumänner auf alte 
Gerichtsurteile. Die vergilbten Dokumen­
te bescherten den Handwerkern brisante 
Pausen Iektüre. Von Diebstahl stand da zu 
lesen. von schwerem Betrug und Unzucht 
mit Männem. Mit voller Namensnennung 
aller Beteiligten. Die Fälle, rund I 00 an 
der Zahl. datieren aus den fünfziger Jah­
ren. Durch Behördenschluderei fielen sie 
nun, vierzig Jahre später, in unbefugte 
Hände. [ ... ] Durch Nachlässigkeit blie­
ben die delikaten Schriftstücke bei einem 
Behördenumzug schlicht auf der Strecke 
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Vermischtes 

[ ... ] in einem Wandschrank. unentdeckt 
von Beamten und Spediteuren« (Focus, 
26.04.99). 0 

Gelegenheit macht 
Diebe -

Die »Regierung des Kaukasusstaates Ge­
orgien hat die dortige israelische Bot­
schaft aufgefordert, finanziellen Ersatz 
für Gegenstände zu leisten, die während 
eines eintägigen Besuches von Minister­
präsident Benjamin Netanjahu und sei­
ner Begleitung im März aus dem Gäste­
haus in Tiblissi verschwunden seien«. Die 

Georgier wollten unter an-
derem »vier kJeine, 

drei mittel-

~T
~nrd 0f~n~ 
normal­
große 
Handtü­
c h e r , 

zwei TV-Fern-
bedienungen, eine 

Kleiderbürste sowie Besteck erstattet be­
kommen« (Neues Deutschland, 10/ 
11.04.99). 0 

Sie ließ die 
Hosen runter 

Eine Stewardeß der »Fluggesellschaft 
British Airways« hatte mit dem Piloten 
»darum gewettet, ob die Maschine pünkt­
lich landen würde«. Nach der »Landung 
im italienischen Genua« hat sie sich »bis 
auf Büstenhalter und Höschen ausgezo­
gen, die Mütze des Kapitäns aufgesetzt« 
und ist die »Gangway hinuntergelaufen. 
Sie lief einmal >lächelnd und hüfte­
schwenkend< um die Maschine und ver­
schwand dann wieder im inneren des 
Flugzeugs«. Um sich diesen Anblick 
nicht entgehen zu lassen, muß der Kapi­
tän richtig Gas gegeben haben; denn »das 
Flugzeug kam früher als geplant an« (Ta­
gesspiegel. 06.05.99). 0 

Ungebildete 
Rechtsmonster 

Während einer Fachtagung der Polizei­
gewerkschaft ließ der »als Referent ge-
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Jadene Landesschutzpolizeidirektor Ger­
not Piestert [ ... ]zwar keinen Zweifel dar­
an. daß er seine Mannen und Frauen für 
außerordentlich qualifiziert hält« aber die 
»>persönliche und soziale Kompetenz< 
[ ... ]bei vielen sehr zu wünschen übrig« 
lasse - verwunderlich sei das nicht: Wie 
er »bei einer Fachtagung erfahren habe«, 
käme >»ein überproportional großer Teil 
von Polizisten aus Verhältnissen [ ... ], in 
denen Gewalt an der Tagesordnung ist<. 
Kulturell, politisch und historisch seien 
viele Beamte >erschreckend wenig gebil­
det<. Die Kommunikationsfahigkeit redu­
ziere sich auf eine >Comic- und Sprech­
blasensprache<«. Auch zur Ausbildung 
wußte der Referent etwas zu sagen: Es 
würden »Rechtsmonster« ausgebildet 
(Die Tageszeitung, 20.05.99). 0 

Mit eingebauter 
Vorfahrt 

Zwischen dem US-Flugzeugträger Enter­
prise und einer zweiten Funkstation spiel­
te sich vor wenigen Jahren der folgende 
denkwürdige Dialog ab: 

Enterprise: »Bitte ändern Sie Ihren 
Kurs um 15 Grad nach Norden, um eine 
Kollision zu vermeiden.« 

Antwort: »Empfehle. Sie ändern Ihren 
Kurs um 15 Grad nach Süden.« 

Enterprise: »Hier spricht der Komman­
dant eines US-Kriegsscbiffs.lch wieder­
hole: Ändern Sie Ihren Kurs!« 

Antwort: »Nei n, Sie ändern Ihren 
Kurs.« 

Enterprise: »Dies ist der Flugzeugträ­
ger Enterprise. Wir sind ein sehr großes 
Kriegsschiff der US-Navy. Ändern Sie 
Ihren Kurs- und zwar jetzt!« 

Antwort: »Nein, wir sind ein Leucht­
turm.« (Entnommen aus PM 5/99) 0 

Filmriss oder ASH: 
Die »Alkoholiker- und Strafgefan­
genen-Hilfe e.V.« (ASH) bietet seit 
1983 Hilfe für Suchtkranke - ins­
besondere für (entlassene) Häftlin­
ge. 

Außerhalb von Strafanstalten ist 
die Erasmusstr. 17 (10 553 Berlin) 
Anlauf- und Beratungsstelle. In den 
Vollzugsanstalten können die Bera­
terinnen (JVA-Tegel: Frau Heck­
mann, Frau Kasulke) per Vormel­
der angesprochen werden. 



Haftplätze 
für Alle 

Um die in Deutschland rechtskräftig ver­
urteilten ausländischen Straftäter schnel­
ler abschieben zu können, will der hessi­
sche Justizminister Christean Wagner 
Haftplätze exportieren. »E~ gebe Über­
legungen für die konsequente Verlage­
rung des Haftvollzuges von den überbe­
legten hessischen Gefangnissen in An­
stalten der Herkunftsländer ausländischer 
Krimineller«. 

Derzeit wird geprüft »ob es nicht ver­
nünftig wäre, im Rahmen von Strafvoll­
zugshilfeabkommen und mit fmanzieller 
Unterstützung Hessens in den Heimatlän­
dern ausländischer Straftäter zusätzlich 
Gefängnisse zu errichten«. Diese Idee 
»vollzugspolitischer Entwicklungshilfe« 
solle zunächst am Beispiel Rumäniens 
untersucht werden. (ND 20.05.99) 0' 

Der neue 
Pöbelkatalog 

Es kann teuer werden wenn Autofahrer 
die staatlichen Ordnungshüter anpöbeln. 
Dies geht aus der Zeitschrift »Auto/Stras­
sen verkehr« hervor. 

Die »Hitliste« ist jedoch keine »amtli­
che« Stralliste, bei der Bemessung der 
Strafhöhe werden neben der Art der Be­
leidigung auch das Einkommen des Tä­
ters und die Umstände der Tat berück­
sichtigt. Hier nun ein Auszug. 

Du Schlampe (Politesse, 3800 Mark) 
Trottel in Uniform (Polizisten. 3000 

Mark) 
Idioten, Ihr gehört in die Nervenheil­

anstalt (Polizisten, 3000 Mark) 
Ausgestreckter Mittelfmger (Autofah­

rer, 2200 Mark) 
Raubritter (Polizist, 2000 Mark) 
Scheibenwischer-Geste (Polizist, 2000 

Mark) 
Verfluchtes Wegelagerergesindel (Po­

lizisten, 1800 Mark) 
Sie sind ja krankhaft dienstgeil (Poli-

tesse. 1500 Mark) 
Vogel zeigen (Polizist. 1500 Mark) 
Sie Holzkopf (Polizist, 1500 Mark) 
Ring aus Daumen und Zeigefinger 

(Autofahrer, 1350) 
Dumme Kuh (Politesse, 1200 Mark) 
Duzen (Polizisten, 1200 Mark) 
Asozialer (Polizist. 1125 Mark) 

Seitenwechsel 

Zu dumm zum Schreiben (zu einem 
Polizisten, 900 Mark) 

Wer eine dicke Brieftasche besitzt, 
kann sein Recht auf freie Meinungsäu­
serung wahmehmen.(FR 19.05.99) 0' 

Keiner soll etwas 
erfahren 

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat das 
Allgemeine Sicherheits- und Ordnungs­
gesetz (ASOG) geändert. Mit dem In­
krafttreten werden nicht nur die soge­
nannte Schleierfahndung, polizeiliche 
Abhörbefugnisse, die Erteilung von Auf­
enthaltsverboten u.a.m. neu 

richti­
gunspflicht über die 
Speicherung im polizeilichen 
Informationssystem zur Verbrechensbe­
kämpfung (ISVB) entfallen. 

Wie bisher werden personenbezogene 
Daten von der Polizei gesammelt verar­
beitet und gespeichert. Neu ist, egal ob 
die Personen als Anzeigende, Geschädig­
te oder Tatverdächtige gespeichert wer­
den, die Bürger werden es nicht mehr 
erfahren.(Tagesspiegel 10.05.99) 0' 

Gelegenheit 
macht ... 

Die Staatsanwaltschaft I beim Landge­
richt Berlin erhob Anklage wegen Be­
stechlichkeit gegen einen 51 jährigen Be­
amten im Bauaufsichtsamt Tempelhof. 
Dem Mann wird unter anderem vorge­
worfen von 1995 bis 1998 in 32 Fällen 
insgesamt 301.000.-DM abkassiert zu 
haben. (taz 14.05.99) 0 

Grüne 
Heulsusen 

Daß Polizeibeamte hartgesottene Männer 
sind, weiß jeder, daß sie aber auch der 
Tränen fähig sind. weiß fast niemand. 
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Auf einer Hanauer Landstraße fand 
dieses denkwürdige Ereignis statt. Die 
Ordnungshüter hatten sich um eine La­
dung, zu kümmern die ein LKW verlo­
ren hatte. Bei der Bergung der auf der 
Fahrbahn liegenden Zentnersäcke voller 
zermatschter Zwiebeln flossen Ströme 
voller Tränen. (FR, 05.05.99) 0 

Wenn die 
Lederhose juckt 

Ein Münchner Amtsgericht verurteilte 
den »bayrischen Clinton« Hans Wallner 
zu einem Jahr auf Bewährung zuzüglich 

Tilgung des entstanden 
Schadens und 

Zahlung 

N
~o;o ~~ 
DM an 
eine ca­
ri tati ve 
Einrich-

tung. Wallner 
hatte als Landtagsab­

geordneter der CSU seinen dienstlichen 
Telefonanschluß dazu benutzt um die 
unter der Gürtellinie befmdlichen Rüh­
rungen zu befriedigen. Seine Telefon­
rechnugen für den »Service 190x « betru­
gen im Januar 97 fast 5000,-DM, im Fe­
bruar beinahe 7000,-DM und im März 
unglaubliche 9085,-DM. Insgesamt ko­
stete die schlüpfrige Dienstleistung auf 
der Dienstleitung die Steuerzahler 
26832,- DM. Der Telekom wird es egal 
sein wer die Zeche bezahlt.(Neues 
Deutschland, 23.04. 99) 0 

Glückliche 
Wendung 

In der Korruptionsaffäre bei der Berliner 
Polizei fand eine überraschende Wen­
dung statt. Die Staatsanwaltschaft ließ 
den deutsch-rumänischen Belastungszeu­
gen verhaften. Der Mann hatte vier Be­
amte des Landeskriminalamtes der Be­
stechlichkeit und einer intensiven Zusan;­
menarbeit mit rumänischen Banden be­
zichtigt. Inzwischen haben die Ermitticr 
ihn mehrerer Lügen überführt. Der Ver­
dacht gegen die beschuldigten Kriminal­
beamten gilt als stark verringert. Die r~>ch 
bestehenden Haftbefehle wurden :a :"ge­
hoben. (Tagesspiegel 29.05.99) 0 
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Soziales 

Arbeitsförderungsrecht 
Das Arbeitslosengeld entlassener Häftlinge wird z.Z. nicht mehr auf Basis 

eines fiktiven Lohnes berechnet, sondern nach dem SGB III 

S 
eit einiger Zeit geistert ein recht 
I ustlos angefertigter Brief(» Betreff 
Leisrungen bei Arbeitslosigkeit«) 

des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit durch die Gefangenenpresse, in 
dem auf neue Berechnungsgrundlagen 
des Arbeitslosengeldes hingewiesen 
wird: »Entsteht ein neuer Anspruch auf 
Arbeitslosengeld nach dem 31 .12.1997, ist 
die gesetzliche Grundlage für die Bemes­
sung des Arbeitslosengeldes nach einer 
versicherungspflichtigen Zeit als Gefan­
gener§ 132 Abs. I i.V.m. § 345 Nr. 3 Drittes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB ill). Fürdie 
Bemessung werden demnach 90 v.H. der 
Bezugsgröße, d.h. 90 v.H. des Durch­
schnittswertes der gesetzlichen Renten­
versicherung zugrundegelegt Diese be­
trägt im Jahr 1998 4.340.-- DM (West)«. 

Obwohl das Arbeitslosengeld ab dem 
01.08.99 wieder nach der alten Regelung 
berechnet wird (Näheres kostenlos unter 
der Nummer 0 130n34364), wird im folgen­
den die aktuelle Rechtslage. insbesonde­
re die auf den insgesamt 434 Paragraphen 
des SGB ill beruhende, betrachtet. 

Das Arbeitslosengeld, so will es der 
Gesetzgeber »beträgt I. für Arbeitslose, 
die mindestens ein Kind [ ... ] haben, so­
wie für Arbeitslose, deren Ehegatte min­
destens ein Kind [ ... ] hat. wenn beide 
Ehegatten unbeschränkt einkommens­
steuerpflichtig sind [ ... ], 67 Prozent (er­
höhter Leistungssatz), 2. für die übrigen 
Arbeitslosen 60 Prozent (allgemeiner Lei­
stungssatz) des pauschalierten [d.h. rein 
rechnerisch, z.B. ohne individuelle Steu­
erfreibeträge ermittelten] Nettoentgelts 
(Leistungsentgelt), das sich aus dem Brut­
toentgelt ergibt, das der Arbeitslose im 
Bemessungszeitraum erzielt hat (Bemes­
sungsentgelt)« ( § 129 SGB III). 

Ähnlich präzise ist in§ 130 I SGB III 
erklärt, was unter einem Bemessungszeit­
raum zu verstehen ist: nämlich alle Ent­
geltabrechnungszeiträume. »die in den 
letzten 52 Wochen vor der Entstehung des 
Anspruches« auf Arbeitslosengeld ent­
halten und abgerechnet sind. Urnfaßt »der 
Bemessungszeitraum wen iger als 39 Wo­
chen«, dann »Verlängert er sich um wei­
tere Entgeltabrechnungszeiträume, bis 39 
Wochen mit Anspruch auf Entgelt erreicht 
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·sind«(§ 130 li Satz I SGB lll). Was mit 
Bemessungsemgelt gemeint ist, erläutert 
der in dem Präsidentenbrief genannte § 
132 1 SGB m: nämlich »das im Bemes­
sungszeitraum durchschnittlich auf die 
Woche entfallende Entgelt. das der Erhe­
bung der Beiträge nach diesem Buch zu­
grunde lag«. 

Weil diese Regelung, so heißt es in der 
Begründung zum Entwurf der jetzigen 
Bundesregierung für ein Änderungsge­
setz zum SGB m, »dem Charakterder Ar­
beitslosenversicherung als Risikoversi­
cherung nicht hinreichend Rechnung« 
trägt und »teilweise zu sozialpolitisch un-

»Wenn wir so weiter­
machen, werden wir die 
Rache des kleinen 
Mannes bitter zu spü­
ren bekommen.« 

Gerhard Sehröder 

(zit. n. Der Spiegel 19/99, S. 37) 

befriedigenden Ergebnissen« führt. soll 
»Z.B. bei der Leistungsbemessung [ ... ] 
nach Versicherungspflicht als Gefange­
ner« das »Entgelt, von dem Beiträge nicht 
zu erheben s ind«, künftig »außer Be­
tracht« bleiben (so auch die geplante Fas­
sung des § 132 I 2 SGB lll). 

»Für die Berechnung des Bemessungs­
entgelts ist das Entgelt im Bemessungs­
zeitraum durch die Zahl der Wochen zu 
teilen. für die es gezahlt worden ist« (§ 
132 II I SGB ill). Dieses Bemessungsent­
gelt ist dann »auf den nächsten durch 
zehn teilbaren Deutsche-Mark-Betrag zu 
runden«(§ 132UI SGB Ill). 

In der ebenfalls schon erwähnten Nr. 3 
des § 345 SGB III heißt es dann, daß bei 
Personen. »die als Gefangene versiche­
rungspflichtig sind, ein Arbeitsentgelt in 
Höhe von 90 Prozent der Bezugsgröße« 
als beitragspflichtige Einnahme gilt. 

Konkreter ist die hier ReVo genannte 
»Verordnung über maßgebende Rechen­
größen der Sozialversicherung für 1998 
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(Sozialversicherungs-Rechengrößen-Ver­
ordnung)«: »Das Durchschnittsentgelt 
fürdas Jahr 1996 beträgt51678 DM«, und 
das »vorläufige Durchschnittsentgelt für 
das Jahr 1998 beträgt 53748 DM« (§ li, n 
ReVO). 

In § 2 ReVO wird dann von einer Be­
zugsgröße im Sinnedes § 18 I, II SGB IV 
gesprochen: für das Jahr 1998 beträgt sie 
4.340,- DM bzw. (im Osten:) 3.640,-DM. 

Zwar läßt sich auch damit noch nicht 
viel anfangen, aber die Angaben des Prä­
sidenten sind bestätigt und um Ostwerte 
(die gibt's tatsächlich noch ... ) ergänzt. 
Außerdem gibt es den Hinweis auf den 
auch in § 43 (»Arbeitsentgelt«) des Straf­
vollzugsgesetzes genannten § 18 SG B IV, 
an dem rechenfreudige Menschen ihren 
Spaß haben werden: Bezugsgröße ist hier 
nämlich »das Durchschnittsentgelt der 
gesetzlichen Rentenversicherung im vor­
vergangeneo Kalenderjahr, aufgerundet 
auf den nächsthöheren, durch 840 teilba­
ren Betrag« (§ 181 SGB IV). Noch mehr 
Spaß muß dem Gesetzgeber die »Bezugs­
größe (Ost)« gemacht haben: sie »verän­
dert sich zum I. Januar eines jeden Kalen­
derjahres auf den Wert, der sich ergibt, 
wenn der für das vorvergangene Jahr gel­
tende Wert der Anlage 1 zum SGB VI durch 
den[ ... ] vorläufigen Wert der Anlage 10 
SGB VI[ ... ] geteilt wird, aufgerundet auf 
den nächsthöheren, durch 840 teilbaren 
Betrag« (§ 18 Il SGB IV). 

Besonders Frohsinnige teilen nun die 
in Anl. l genannten Werte des jährlichen 
Duchschnittsentgelts (1891 waren das 
700 RM =Reichsmark, 1998:53.745 DM) 
durch die vorläufigen·Umrechnungswer­
te ( 1998: 1,200 I; 1999: I, 1857) der AnJ. 10. 

Die Presse der Betroffenen ist humor­
los: Im »Kompromiss« 1/99 (S. 16) ist nur 
ein Aktenzeichen (»Az.: Ila4-702, v. 
28.1 0.1998«) zu dem präsidialen Schreiben, 
und in »unsere zeitung« (1199. S. 4)- ne­
ben dem vollständigen Brief- der Hin­
weis des Donmunder Büros der Gefange­
neninitiative e.V. veröffentlicht, daß die 
Neuregelung noch nicht einmal »im aktu­
ellen >Merkblatt für Arbeitslose< der Bun­
desanstalt für Arbeit, das im November 
1998 ausgehändigt wurde, [ ... ] Erwäh­
nung« (a.a.O., S. 4) fand . was allerdings 



bemerkenswert ist schon im Januar 1998 
hat nämlich das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung (Referat Öffent­
lichkeitsarbeit, Postfach 500, 53 105 Bonn) 
ein 272 Seiten starkes Büchlein heraus­
gegeben, das den Titel» Wegweiser durch 
Das neue Arbeitsförderungsrecht« trägt 
und mit dem ehrlichen Hinweis darauf be­
ginnt, daß »Wir [die alte Bundesregierung] 
uns nach fast 30 Jahren vom alten Ar­
beitsförderungsrecht (AFG) verabschie­
det« haben, obwohl sich das AFG »ZU ei­
nem zentralen Bestandteil deutscher So­
zialpolitik entwickelt« (Wegweiser, S. 12) 
hatte. 

Unterdem Titel» Knastarbeit lohnt sich 
nicht?« stellt »Alcatraz« 1/99 (S. 15) fest: 
»Für die meisten Haftentlassenen oder 
Freigänger ist diese Regelung [daß die 
»Einstufung nach beruflicher Praxis mit 
den entsprechenden Tariflöhnen« weg­
fallt] sehr viel vorteilhafter, da nach der 
alten Regelung nurgurausgebildete Fach­
kräfte mit gutem Berufsbild entsprechen­
de Zahlungen erbalten konnten«. 

Für Häftlinge aber, die gute Einkom­
mensaussichten bisher auch durch hohe 
Lohnstufen nachweisen konnten, ergibt 
sich aus dem Wegfall der fiktiven Berech­
nung eine deutliche Reduzierung des Ar­
beitslosengeldes. Deshalb plant die jetzi­
ge Bundesregierung in§ 135 SGB ID (»Be­
sonderes Entgelt bei sonstigen Versiche­
rungspflichtverhältnissen«) eine Nr. 3 ein­
zufügen, in der es heißen wird, daß »für 
Zeiten, in denen Versicherungspflicht als 
Gefangener bestand, das tarifliche Ar­
beitsentgelt derjenigen Beschäftigung 
[als Entgelt zugrundezulegen ist], auf d ie 
das Arbeitsamt dje Verrnütlungsbemü­
hungen für den Arbeitslosen in erster Li­
nie zu erstrecken hat«. 

In der Begründung für diesen Geset­
zesänderungsentwurf wird vom »Interes­
se der Rechtssicherheit für die Betroffe­
nen« gesprochen und schließlich darauf 
hingewiesen, daß die geplante Neurege­
lung »die neuere Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts« berücksichtigt, 
derzufolge es leistungsrechtliche Nach­
teile zu vermeiden gilt. »Ehemalige Gefan­
gene, die im Anschluß an den Strafvoll­
zug arbeitslos sind, sollen- wie nach dem 
bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Ar­
beitsförderungsrecht - [nun wieder] auf 
der Grundlage des Arbeitsentgelts bemes­
sen werden, das ihrer beruflichen Qualifi­
kation und ihren beruflichen Fähigkeiten 
entspricht«. Weil zur Zeit auch in Härte­
fallen eine fiktive Bemessung »möglichst 
verhindert werden« soll, ist den Betroffe-

Soziales 

nen des weiteren zu raten. ihre Sachbear­
beiter darauf hinzuweisen, daß sie »inner­
halb des zwölfmonatigen Bemessungs­
zeitraumes im Hinblick auf« ihre »berufli­
che Tätigkeit in den letzten zwei Jahren 
besonders wenig verdient« haben -der 
Bemessungszeitraum verlängert sich 
nämlich »auf zwei Jahre, wenn der Arbeits­
lose dies verlangt« (Wegweiser. S. 202). 

Vom Landesarbeitsamt BerJjn/Branden­
burg wollte der liehtblick wissen. was 
arbeitslose Haftentlassene außerdem ver­
langen könnert-Frau S. Schütt von der 
dortigen Pressestelle gab engagiert und 
sachkundig präzise Antworten auf alle 
Fragen. Zum Beispiel die nach den mo­
natlichen Bezugsgrößen für 1999:4.410,­
DMbzw. (im Osten:) 3.710,-DM. 

Außerdem hatte sie die ausgesprochen 
nützlieben »Merkblätter für Arbeitslose«, 
die auf dem Stand vom April dieses Jah­
res sind und deutlich sagen: »Sie können 
die Höhe ihrer Leistung nicht selbst er­
rechnen« - nur kontrollieren: das »Wö­
chentliche Bemessungsentgelt, die Lei­
stungsgruppe, die maßgebliche Lei­
stungstabelle und den wöchentlichen 
Leistunssatz finden Sie auf dem Bewilli­
gungsbescheid. Anhand der im Arbeits­
amt aushängenden Leistungstabellen 
können Sie sich von der Richtigkeit des 
bewilligten Leistungssatzes überzeugen« 
(Merkblatt l. S. 34). Andererseits, so heißt 
es vier Seiten zuvor. werden die Lei­
stungssätze »für jedes Kalenderjahr neu 
festgesetzt. Sie werden je nach Lohnsteu­
erklasse getrennt berechnet und in den 
Leistungstabellen nach Leistungsgrup­
pen ausgewiesen«. 

Wenn die beitragspflichtigen Zeiten 
aufgestellt sind (für Zeiten vor dem SGB 
m muß mit fiktiven Löhnen. also mit mut­
maßJjcb erzielbaren Einkommen gerechnet 
werden, zu denen die nach 1997 erzielten 
Einkommen hinzugezählt werden), wird 
das Arbeitslosengeld (wie bisher) »aus 
dem letzten durchschnittlichen wöchent­
lichen Bruttoentgelt« berechnet, das »ZU­
letzt vor Eintritt der Arbeitslosigkeit er­
zielt« wurde. Dieses Entgelt wird Bemes­
sungsentgelt genannt und »(rechnerisch) 
um rue gesetzlichen Abzüge vermindert, 
die bei Arbeimehmern gewöhnlich anfal­
len«. Auf Basis des hieraus ermütelten 
Nettoentgelts (=Leistungsentgelt) ergibt 
sich schließlich das Arbeitslosengeld, 
»das unverändert« 60 % bzw. 67 % »des 
Leistungsentgelts beträgt« (Wegweiser, 
S. 201, vgl. §129SGB IU). 

Neu ist, daß »allen Zeiten eines Versi­
cherungsverhältnisses, also auch allen 
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Zeiten, in denen der Arbeitnehmer versi­
cherungspflichtig war, ohne« zu arbeiten, 
»ein bestimmtes Bemessungsentgelt« 
(Wegweiser. S. 20 I f) entspricht. 

Ebenfalls neu sind »Bestandsschutz­
regelungen. die verhindern sollen, daß« 
Arbeitslose nur deshalb keine neue Ar­
beit suchen, weil sie befürchten, »bei Ver­
lust dieser Beschäftigung ein geringeres 
Arbeitslo engeld zu erhalten. Hat der Ar­
beitslose in den letzten drei Jahren [ vgl. 
Merkblatt I. S. I4] vor der Anspruchem­
stehung Arbeitslosengeld [ ... ] bezogen, 
richtet sich das Arbeitslosengeld deshalb 
mindestens nach dem Entgelt. das der frü­
heren Leistungsbemessung zugrundelag« 
(Wegweiser. S. 202). 

Ansprüche auf Arbeitslosengeld ent­
stehen an dem Tag, an dem sich Arbeits­
lose»persönlich« (§ I22 I 1 SGB III) »beim 
Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und die 
Anwartschaftszeit erfüllt«(§ Il7 I Nr. 2, 3 
SGB Ill) haben. Letzteres ist der Fall, 
>>wenn Sie in den letzten drei Jahren [ vgl. 
§ 124 I SGB Ill] vor der Arbeitslosmel­
dung [ ... ] mindestens I2 Monate[ ... ] in 
einer versicherungspflichtigen Beschäf­
tigung gestanden haben«. Zeiten »Ohne 
Entgeltzahlung, die länger als einen Mo­
nat gedauert haben, werden nicht mitge­
rechnet« (Merkblatt 1, S. I3). 

Wer» I. vorübergebend nicht in einem 
Beschäftigungsverhältnis steht (Beschäf­
tigungslosigkeit) und 2. eine versiche­
rungspflichtige. mindestens 15 Stunden 
wöchentlich umfassende Beschäftigung 
sucht (Beschäftigungssuche)« (§ 11 8 I 
SGB rn) gilt als arbeitslos und kann sich 
unter Vorlage eines gültigen Personalaus­
weises, der Arbeitspapiere (zumindest 
Sozialversicherungsausweis) und gege­
benenfalls der achweise über frühere 
Leistungsbezüge (vgl. Merkblatt I, S. 7) 
als solcher melden. Das Vorzeigen der 
Lohnsteuerkarte ist seit dem 01.01.98 nicht 
mehr nötig- Schwarzarbeit läßt sich, das 
wurde erkannt, nicht durch erhöhten Ver­
waltungsaufwand bekämpfen. 

Die Arbeitslosmeldung ist übrigens 
»auch zulässig, wenn die Arbeitslosigkeit 
noch nicht eingetreten, der Eintritt [ ... ] 
aber innerhalb der nächsten zwei Monate 
zu erwarten ist«(§ I22 I 2 SGB ID)-also: 
frühzeitig arbeitslos melden. Und ein Kon­
to einrichten: Auf ein Konto überwiesene 
Arbeitsamt-Gelder dürfen in der ersten 
Woche weder gepfändet noch mit Schul­
den beim kontoführenden Institut ver­
rechnet werden(§ 55 I 1, IV SGB I)- das 
Institut muß in dieser Zeit alles auf 
Wunsch auszahlen (Merkblatt 1. S. 56).0 
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Blühende 
Überraschung 

Zu sozialer Arbeit verurteilte Diebe ha­
ben sich beim Pflanzen von Osterglok­
ken in einem Städtchen im englischen 
Yorkshire auf eigene Art gerächt. Die Ju­
stiz hatte sie im Herbst dazu verurteilt, 
Hunderte von Blumenzwiebeln zur Ver­
schönerung der Hauptstraße von Rother­
ham zu pflanzen. Bei Blüte der Osterglok­
ken konnten die Bewohner nun die Wör­
ter »Säcke« und »Eier« in 1.30 Meter 
großen Lettern lesen. 

Seither drängen sich Tausende Besu­
cher, die blumige Nachricht zu lesen. »Ich 
kann dem Ganzen zwar durchaus etwas 
Lustiges abgewinnen«. meint der Anwoh­
ner Alan McCue, »aber natürlich wirft das 
Ganze kein gutes Licht auf den Ort. Au­
ßerdem haben sie Hunderte weiterer 
Zwiebeln gepflanzt. Wir sind alle ein biß­
eben besorgt über das, was uns noch blü­
hen könnte.« (Frankfurter Rundschau, 
09.04.99) 0 

Auf die Harte 
Tour 

Andere Länder, andere Sitten. Um »Gurt­
muffel von der Nützlichkeit der Sicher­
heitsgurte« zu überzeugen, werden im 
»Schweizerischen Fribourg« Autofahrer, 
die »unangeschnallt erwischt werden, auf 
einen Sitz geschnallt, der eine Rampe 
hinunter fahrt und mit einer Geschwin­
digkeit von zwölf Kilometern pro Stun­
de auf einen Prellbock prallt. Eine Buße 
von 60 Franken für das Fahren ohne Gurt 
entfalle dann« (Der Tagesspiegel, 
10.04.99). 0 

Eine Unendlich 
lange Zeit 

Ein Gefangener, der » 1979 wegen Mor­
des an einem Polizisten zu lebenslanger 
Haft verurteilt worden« war. hat »wegen 
nicht näher benannter >Äußerungen ge­
gen die Obrigkeit< 13 Jahre und sieben 
Monate mit nur kurzen Unterbrechungen 
in Einzelhaft zugebracht«. Ein »Gericht 
in Japan hat die Klage des Häftlings ab­
gewiesen [ ... ]. Ob und wie lange ein Ge­
fangener in Einzelhaft komme, sei allein 
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Sache der Gefängnisaufsicht« (Neues 
Deutschland, 14.04.99). 0 

Alte Gesichter, 
neue Kleider 

Nach »Informationen des Magazins >Klar­
text< vom Ostdeutschen Rundfunk Bran­
denburg (ORB) wurden« in der »Haupt­
abteilung 22 der DDR-Staatssicherheit 
[ ... ],die offiziell als Terrorabwehr ausge­
wiesen war« auch »Einzelkämpfer und 
Einsatzgruppen ausgebildet, die in der 
Bundesrepublik Sabotageakte verüben 
sollten«. Nun sind drei der ehemaligen 
» Antiterrorspezialisten der Stasi[ ... ] der­
zeit bei der brandenburgischen Polizei ein­
gesetzt. Sie seien bei der Bereitschafts­
polizei sowie in der Verkehrsunfall- und 
Kriminalitätsbekämpfung tätig« (Tages­
spiegel, 07.04.99). Westdeutsche »Sicher­
heitskräfte haben nach 1989 erheblich 
mehr von Stasi-Mitarbeitern profitiert als 
bisher bekannt. Allein der Bundesnach­
richtendienst (BND) befragte [ ... ]etwa 200 
Bedienstete des Mielke-Ministeriums. 
[ ... ]Für die >Befragungen< von MfS-Be­
diensteten durch den BND sind aus >Ope­
rativen Mitteln< 480 000 Mark geflossen«, 
unter anderem »22 000 Mark für >Reise­
kosten und Aufwendungen<« eines Ober­
sten (Der TagesspiegeL 16.02.99). 0 

Nicht nur 
Zweibeiner 

Gleich mit der Überschrift machte die Ta­
geszeitung BZ in ihrer Ausgabe vom 
11.04.99 auf einen »Justizskandal« auf­
merksam. »Boris« sitzt »seit einem Jahr 
unschuldig in Berliner Gefangnis«, wur­
de der Leser aufgeklärt. >>Die Zelle (vier 
Meter lang. zwei Meter breit) ist inzwi­
schen sein Zuhause. Und dort sitzt Boris 
nun und wartet weiter auf die Staatsan­
waltschaft«. Weil »die Staatsanwaltschaft 
sich mit seinem Fall unendlich viel Zeit 
läßt, kommt er [ .. . ) einfach nicht raus, 
hat als >sichergestellter< [ ... ) nicht ein­
mal Ausgang. Nach einem Richter-Urteil 
»sollte Boris endlich freigelassen wer­
den«. Doch dann »kam noch ein Anruf. 
Boris muß weiter bleiben. Die Staatsan­
waltschaft hatte Widerspruch eingelegt«. 
»Weiches Fell aufkalten Fliesen. Schwer­
mütiger Hundeblick durch enge Metall­
gitter. Schon seit Monaten hat Rottweiler 
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Boris den Himmel nicht mehr gesehen, an 
keinem Baum geschnüffelt«. 0 

Rambos 
auf Jagt 

Die Abgeordnete Marion Seelig (PDS) 
warf im Berliner Abgeordnetenhaus die 
Frage auf, wie der Senat den Polizeiein­
satz im Februar 1999 bewertet, >>an dem 
15 Polizeibedienstete und 6 Einsatzfahr­
zeuge des SEK beteiligt gewesen sein 
sollen, um auf Anforderung durch den 
Bundesgrenzschutz (BGS) einen soge­
nannten Kampfhund[ . .. ) zu töten?« Aus 
der Beantwortung der Senatsverwaltung 
für Inneres geht hervor, daß tatsächlich 
>> im Verlauf des Einsatzes vier Beamte 
des SEK mit zwei Dienstfahrzeugen, vier 
Beamte des BGS sowie zwei Funkstrei­
fenwagenbesatzungen daran beteiligt« 
waren, der >>Hund [nach seiner Umzin­
gelung?] ein deutliches Angriffsverhal­
ten« zeigte, »indem er bereits geduckt 
zum Sprung ansetzte« und um »eine wei­
tere Gefährdung durch das Tier auszu­
schließen[ ... ] es mit einer Maschinenpi­
stole erschossen« wurde (LPD. 81/99).0 

Kamel 
im Anflug 

Der kasachische Staatspräsident »Nur­
sultan Nasarbajew« hat einem >>millionen­
schweren Bau-Unternehmer« ein Kamel 
geschenkt. Es sollte >>im hannoverschen 
Zoo untergebracht werden. Doch bei der 
Ankunft auf dem Flughafen Hannover 
wollte der Bundesgrenzschutz das Kamel 
nicht einreisen lassen, weil es aus einem 
>nicht geHsteten Land< stammt. Ein Vete­
rinär fürchtete gar, das Kamel könne die 
Maul- und Klauenseuche einschleppen 
und empfahl, das Staatsgeschenk abzu­
schieben oder einzuschläfern. Als erste 
Maßnahme wurde das Tier im Güterbe­
reich des Flughafens festgesetzt und von 
Polizisten vor neugierigen Blicken ge­
schützt«. Des Niedersächsischen Mini­
sterpräsidenten, Glogowski, Staatskanz­
lei bat »im Landwirtschaftsministerium um 
eine Ausnahmeregelung - >aus politi­
schen Gründen<. Mit Erfolg: Das Kamel 
steht jetzt im Zoo«. Es hat aus ))Politi­
schen Gründen« in Niedersachsen »ein 
dauerhaftes Bleiberecht erhalten« 
(Der Spiegel). 0 



Satire 

Sagenhafte 
Knastgeschichten 
Die alte PN wird doch keine neue SothA. 

Umgebaut wird trotzdem - für wen? 

D
ie Psychiatrisch-Neurologische 
Abteilung (PN) ist, wie im letz­
ten liehtblick (S. 30- 33) ange­

kündigt, aus der JVA-Tegel in die JVA­
Charlottenburg verlegt worden. Entgegen 
der bisherigen Planung soll das jetzt leer­
stehende Gebäude nun aber doch nicht 
zu einer zweiten Sozialtherapeutischen 
Anstalt(SothA) fürdie nach§ 9 StVollzG 
Verurteilten ( Kinderschänder und Verge­
waltiger) umgebaut werden- vermutlich 
haben auch die Planer mittlerweile er­
kannt, daß diese Klientel nicht in einer 
SothA und schon gar nicht zwangsweise 
therapierbar ist. 

Auch der bisher noch nicht öffentlich 
diskutierte Plan, aus der einstigen PN eine 
Absonderungsstation (vgl.der licht­
blick4-5/98, S. 26f, 1-2/99, S. 40f) für 
alle mit Drogen in Verbindung zu brin­
genden Häftlinge zu machen, wird nicht 
umgesetzt - die Planer haben erkannt, daß 

dein und öffentlichkeitswirksam aufarbei­
ten soll. 

Zu den Obliegenheiten des Gefange­
nenrates gehört darüber hinaus auch ein 
großer Teil der mit der mittlerweile auch 
in Berlin geplanten Privatisierung der 
Vollzugsanstalten verbundenen Organi­
sationsaufgaben. Insbesondere wird sich 
der Gefangenenrat um Personal- und Fi­
nanzierungsfragen zu kümmern haben. 
Ob dazu auch die Bestellung der neuen 
Anstaltsleitung gehört, scheint die Se­
natsjustizverwaltung noch nicht abschlie­
ßend entschieden zu haben. 

Fest steht jedoch. daß dem Gefange­
nenrat, entgegen massiver Kritik von sei­
len der Opposition, keinerlei Nicht-Ge­
fangene angehören werden. Im Gegen­
teil: die Befürworter des Selbstverwal­
tungskonzeptes sehen in einem Strafvoll­
zug. der immer mehr von Häftlingen 
selbst geführt wird. die Umsetzung des 

Der Gefangenerat der JVA-Tegel wird die 
Privatisierung der Berliner Vollzugsanstalten planen 

und organisieren 

dann nahezu alle Mitarbeiter der Abtei­
lung Sicherheit arbeitslos werden würden 
(und Beamte ohne Arbeit hat die JVA­
Tegel schließlich jetzt schon genug). 

Für wen wird dann aber das Gebäude 
gerade so fieberhaft umgebaut? 

Gerüchten zufolge sollte die Verwal­
tung der JVA-Tegel dort einziehen: auch 
der Anstaltsbeirat wurde als künftiger Ge­
bäudenutzer gehandelt; am hartnäckig­
sten hielt sich die »Information«, daß sich 
der Personalrat dort einquartieren wolle 
- mitsamt Kantine und einem Freizeit­
zentrum für Gewerkschaftsmitglieder. 

Nichts davon entspricht der Wahrheit: 
Neuer Hausherr der bis zum August die­
ses Jahres fertig renovierten Teilanstalt 
wird der Gefangenenrat der JVA-Tegel. 

Ähnlich wie der Berliner Vollzugsbei­
rat (vgl. S. I Of) ist auch der Tegeler Ge­
fangenen rat ein anstaltsübergreifendes 
Gremium, das die in den einzelnen An­
stalten gesarnrnelten Informationen bün-

Strafvollzugsgesetzes, in dem von Eigen­
verantwortlichkeit (§ 2 S. I StVollzG) 
und Selbständigkeit (§ 3 I StVollzG) der 
Gefangenen die Rede ist. 

Das Hauptproblem, da sind sich Be­
fürworter und Gegner des Konzeptes ei­
nig, wird der ebenfalls im Strafvollzugs­
gesetz verankerte »Schutz der Allgemein­
heit vor weiteren Straftaten« (§ 2 S. 2 St­
VollzG) sein: werden die Gefangenen 
Entweichungen verhindern können? Wie 
muß in der Endphase, also nach der völ­
ligen Privatisierung der JVA-Tegel, die 
Bewaffnung der »Capos«, also der aus 
Häftlingen bestehenden anstaltsinternen 
Polizei aussehen? 

Mit solchen Fragen wird sich der Ge­
fangenenrat der JVA-Tegel schon bald 
auseinanderzusetzen haben. da wegen des 
Lohnurteils des Bundesverfassungsge­
richts (vgl. der liehtblick 3/98, S. 33) 
die Privatisierung bis zum 31.12.2000 ab­
geschlossen sei n m'uß - der ab dem 

der ltcheblick 311999 

01.01.2001 zu zahlenden hohen Löhne we­
gen sieht sich der Berliner Senat näml ich 
schon jetzt außerstande, gleichzeitig noch 
Vollzugsbeamte zu finanzieren. 

Bei dem Umfang der vom Gefangenen­
rat zu bewältigenden Aufgaben ist es kein 
Wunder. daß die derzeitigen Ratsmitglie­
der möglichst viele Menschen innerhalb 
und außerhalb der Anstalt um Mitarbeit 
bitten. Interessierte können sich ab so­
fort bei der Redaktionsgemeinschaft des 
Gefangenenmagazins der liehtblick für 
einen Gesprächstermin vormerken lassen. 
Diese Gespräche werden dann in dem re­
novierten Gebäude der ehemaligen PN 
stattfinden, in demjedes Ratsmitglied ein 
eigenes Büro mit jeweils zwei separaten 
Nebenzirnrnern haben wird. 

Außer diesen individuell eingerichte­
ten Dienstzimmern wird es natürlich auch 
Gemeinschaftsräume geben: Vom Kon­
ferenzsaal über eine Küche (mit entspre­
chendem Personal -das könnten ehema­
lige Vollzugsbediensie sein) bis zum Frei­
zeitpark für in- und externe Gäste (für 
letztere sind sogar Übernachtungsmög­
lichkeiten geplant) wird alles vorhanden 
sein. was den Mitgliedern des Gefange­
nenrates die Erfüllung ihrer mannigfalti­
gen Aufgaben erleichtert. 

Inwieweit die Beschäftigung mit Ju­
gend- und Frauenhaftanstalten ebenfalls 
zum Aufgabenbereich des Gefangenen­
rates gehören wird. stand zur Zeit der 
Drucklegung die es Artikels noch nicht 
fest. Dem Iichtblick liegt allerdings das 
derzeit von der Berliner Senatsjustizver­
waltung favorisierte Modell vor, in dem 
von einem eigenständigen Kinder- und 
Jugendstrafvollzug (CDU: für4 bis 14jäh­
rige. SPD: für 16 bis 18jährige, FDP: für6 
bis 20jährige, Grüne: dagegen) und von 
einer gleichfalls eigenständig betriebenen 
Frauenhaft ausgegangen wird. 

Der Gefangenenrat in der JVA-Tegel 
wird sich jedoch bemühen. die positiven 
Erfahrungen von Haftanstalten, in denen 
sowohl Männer als auch Frauen unterge­
bracht sind (z.B. in der Hamburger SothA 
Altengamme: 60 Männer, 6 Frauen) auf 
das Berliner Vollzugsgeschehen zu über­
tragen. Das würde nicht nur die kulturelle 
(vgl. Theater mit Frauen: S. 20, 33) Be­
dürfnislage der Häftlinge befriedigen, 
sondern könnte auch dazu beitragen. das 
Einüben sozialen Verhaltens lebensnah 
stattfinden zu lassen. 

Möglicherweise, so die Mitglieder des 
Gefangenenrates. könnte aus der JVA­
Tegel ein zweiter Freistaat Christiania 
werden... 0 
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Theater mit 
Frauen? 

Ihr letztes Stück hätten sie »wahnsinnig 
gern« auch in der JVA- Tegel aufgeführt, 
schrieb Sigrid S. von der Lichteoberger 
Theatergruppe (vgl. S. 34), »aber uns 
wurde gesagt, in Tegel gäbe es sooo vie­
le kulturelle Veranstaltungen, da sei für 
uns einfach kein Platz. Nun kam uns der 
Gedanke, ist vielleicht kein Termin frei . 
weil wir Frauen aus dem Knast sind???« 

Die Redaktionsgemeinschaft des Ge­
fangenenmagazins der liehtblick 
möchte den Damen der JVA-Lichtenberg 
im Namen nahezu aller Bewohner der 
JVA-Tegel mitteilen, daß hier viel Platz 
für jede einzelne von ihnen ist. 

Leider sieht die Tegeler Anstaltsleitung 
gerade in der ungewohnten Bereitwillig­
keit des Herr-lichen Publikums, zur Not 
auch Platz (bzw Plätzchen) zu schaffen, 
ein Problem. Insbesondere befürchten die 
Verantwortlichen, daß Plätzchen auch 
ohne Not geschaffen (oder gefunden) 
werden könnten. 

Bei den bisherigen Absagen handelt es 
sich also nicht - auch wenn die Tegeler 
Anstaltsleitung ungern mehr mit vorbe­
straften Menschen zu tun hat, als sie zu 
verwalten - um eine Diskriminierung von 
»Frauen aus dem Knast« (schließlich ist 
der größte Teil des Publik.-ums selber aus 
dem Knast). Außerdem obliegt die Or­
ganisation von kulturellen Veranstaltun­
gen in der NA-Tegel zunächst einmal der 
Sozialpädagogischen Abteilung (vgl. 
der lichtblick4-5/98, S. 46). deren Lei­
ter sich in der Vergangenheit schon des 
öfteren für die Belange von Häftlingen 
eingesetzt hat. Sich nun auch einmal für 
weibliche Häftlinge einsetzen zu können, 
wird ihn mit besonderer Freude erfüllen. 

Vielleicht könnten die Lichteoberger die 
Tegeler Entscheidungsträgem zur Premie­
re ihres neuen Stückes einladen: Gerade 
weil die Lichteoberger Damen »mit Jura­
Studenten« spielen wollen (>>mehr wird 
nicht verraten«, heißt es in dem Brief von 
Sigrid}, werden sich die Probleme als lös­
bar und die Befürchtungen als unbegrün­
det erweisen, so daß es wirklich möglich 
sein sollte, die Theatergruppe der Lich­
teoberger NA für Frauen in der NA-Te­
gel auftreten zu lassen. 

Schließlich ist die Regisseurin, Gudrun 
Herrbold, vielen Tegelern ohnehin be­
kannt: nämlich als Schwester Ratched in 
dem AufBruch-Stück »Einer flog übers 
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Kuckucksnest« (vgl. der liehtblick 3/ 
98, S. 22t), in dem sie auch für die Mu­
sikkonzeption, die Regie-Mitarbeit und 
das Bewegungstraining mitverantwort­
lich war. 

»Hut ab«, so heißt es in dem Schrei­
ben von Sigrid, »VOr so viel echtem In­
teresse an >gescheiterten Existenzen <. 
Und das tollste ist«: das Spiel mit und 
für andere Menschen gibt den >>Frauen 
das Gefühl, [ ... ] doch nicht so nutzlos 
und schlecht« zu sein ->>auch wenn wir 
>hinter den Mauern leben«<. 0 

Veranstaltungen der SozPäd: 

21.06.99 und 
23.06.99, j eweils 1800 Uhr im Kul­

tursaal: das AufBruch-Stück » Tegei­
Aiexanderplatz« (siebe auch » Thea­
ter der Welt«) 

30.06.99, 1800 Uhr, in der Kirche: 
das Klassik-Konzer t (Lieder, Arien) 

01.07.99, 1730 Uhr, in der Kirche: 
die Überraschungsgruppe Phoenix 

04.09.99, 1300 Uhr, im Kultursaal: 
die »Kinde r vom Universum« 
(Rock/Jazz) 

Interessierte Gefangene sollte n 
sich vorsichtshalber per Vormelder 
zu den Veranstaltungen anmelden. 

Querschläger in 
Charlottenburg 

Nicht ohne Grund wird der Monat Mai 
als Wonnemonat bezeichnet. In diesem 
Jahr hat sich der Mai seinen Titel durch 
eine Null- bzw. Probenummer verdient, 
die unter dem Namen >>der Querschläger« 
in der Justizvollzugsanstalt (JVA) Char­
lottenburg gemacht worden ist. 

Viele Menschen waren daran beteiligt 
und noch mehr Vorarbeiten galt es zu be­
wältigen, um - allen Bedenken der An­
staltsleiterin und der Senatsjustizverwal­
tung zum Trotz - die ersten 300 Quer­
schläger zu produzieren. 

Die Produzenten geben sich »In eige­
ner Sache« bescheiden und bezeichnen 
ihre wirklich gelungene Probeausgabe als 
»eine Textsammlung in Zeitungslayout, 
erstellt von Teilnehmern« der Arbeits­
gruppe (Workshop) >>Journalismus in der 
NA-Charlottenburg. Quasi als Vorschlag, 
wie eine Knastzeitung aussehen könnte«. 
Der Vorschlag. überhaupt eine eigene 

der ocht:b lo ck 3/ 1999 

Gefangenenzeitung zu grtinden, wurde am 
21.10.98 gemacht. Und schon im Novem­
ber hatten >)sich Anstaltsleitung und 
Workshop-Teilnehmer« auf die Erstellung 
einer Probeausgabe geeinigt. >>Alles wei­
tere. z.B. Rechte und Pflichten einer künf­
tigen Redaktion sollte erst nach Erschei­
nen dieser« Ausgabe geklärt werden. 

Selbstbewußt fordern die anstaltsin­
und -externen Teilnehmer der Arbeits­
gruppe nun >>die Unterstützung der An­
staltsleitung bzw. der Justizbehörden<<: 
>>Auf Dauer kann es nicht damit getan 
sein. den Kopiervorgang zu gestatten. 
Einer künftigen Redaktion wird man auch 
Produktionsmittel an die Hand geben 
müssen, damit diese nicht auf den priva­
ten Computer des [externen] Worksho­
pleiters angewiesen bleibt.« 

Um >>ihren Querschläger zu einer aner­
kannten kritischen Stimme« machen zu 
können, die unter anderem »so derb als 
möglich« (so daß von Goethe übernom­
mene Motto der Charlottenburger Redak­
tion) über Mißstände informiert, bedarf 
es auch der »Mithilfe von Lesern und In­
sassen«: Sie alle sind gebeten, konstruk­
tive Kritik am Querschläger zu üben. Und 
dazu. daß er eine »Zeitung von Euch für 
Euch wird, könnt Ihr durch Leserbriefe« 
ebenso beitragen wie durch >>fertige Arti­
kel oder einfach, indem Ihr uns mitteilt, 
was in dieser Zeitung stehen soll«. 

Wer also an der Arbeitsgruppe Jour­
nalismus teilnehmen und per Querschlä­
ger »Unterhalten, informieren, Mißstän­
de aber auch deutlich beim Namen nen­
nen und mit konstruktiver Kritik nicht 
sparen« will, sollte sich beim Pädagogi­
schen Dienst der JVA-Charlottenburg 
(Friedrich-Oibricht-Damm 17, 13 627 
Berlin) melden. 

Die Redaktionsgemeinschaft des Ge­
fangenenmagazins d e r liehtblick 
wünscht den Querschlägern viel Erfolg 
-vor allem aber, daß es mehr (und von 
hilfreichen Taten begleitete) Grußworte 
wie das der Bezirks-Ausländerbeauftrag­
ten Azize Tank gibt, die sicher ist, daß die 
Querschläger »mit Ihrer Arbeit erheblich 
zu einem positiven >Anstaltsklirna< beitra­
gen können« und ihnen »trotz räumlicher 
und zeitlicher Einschränkung [ ... ] ein 
wichtiges Stück Freiheit geblieben ist, die 
Freiheit des Geistes nämlich. Gedanken 
sind durch Gitterstäbe nicht aufzuhalten«. 

Daß es sich lohnt. das Querschläger 
Team zu unterstützen, zeigt ein Blick auf 
den Inhalt: Von der Vorwegnahme einer 
Verwaltungsreform (S. 3) wird berichtet, 
die Dauerthemen Einkauf und Anstalts-



kost (S. 4) werden ebenso aufgegriffen 
wie die Probleme ehemaliger Hochlei­
stungssportler im Knast (S. 5). 

Von den »Strapazen des >Plötzensee­
Kommandos«< (S. 6) gibt es eine längere, 
von den Strapazen mit dem anstaltsinter­
ne Technischen Kontrolldienst (S. 7) eine 
kürzere Beschreibung. Das CaU-by-Call­
Angebot privater Telefongesellschaften 
wird dem Haftalltag gegenüber- (S. 7) und 
der neue Diakon seinen Schäfchen vor­
gestellt (S. I 0). Von »Freiheit und Liebe« 
handelt »Die kleine Knastgeschichte« (S. 
11) und »vom Wunder des gesellschaftli­
chen Recyclings« schreibt »Der Knacki 
als solcher« (S. 12t). 

Mit der Rubrik »Äktschen« (S. 14t), in 
der Orte und Zeiten für anstaltsinterne 
Aktivitäten genannt werden, endet das in­
formative Heft, an 
dessen Anfangsge­
danken hier noch 
einmal erinnert 
sei: Wer >> keine 
schöngefärbte 
Hofberichterstat­
tung betreiben« 
will. muß >>zum 
Teil auch die der­
be Sprache pre­
chen, die zwangs- ,... 
läufig hinter den 
Mauern herrscht« 
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Theater 
der Welt 

Unter der Schirmherrschaft des noch am-
tierenden Bundespräsidenten Roman 
Herzog fmdet gerade ein Festival des In­
ternationalen Theaterinstitutes (I TI) statt: 
»Theater der Welt 1999 in Berlin«. 

Von den vier deutschen Inszenierun-
gen dieses Festivals wird eine in der Ju­
stizvoUzugsanstalt (JVA) Tegel aufge­
führt: nämlich das auf einem Roman 
(»Berlin A1exanderplatz«) von Döblin 
beruhende Stück »Tegel Alexanderplatz«. 

Das aufregend in Szene gesetzte Stück 
vermittelt nicht nur viele kontaktreiche 
Einblicke in das Leben hinter Gittern 

»Auslieferung« gibt es sogar dreimal 
(und ohne Paßkontrolle) zu sehen: am 
24., 25. und 26.06.99 jeweils um 2200 Uhr 
an verschiedenen Orten am Alexander­
platz - der Treffpunkt kann unter ande­
rem beim Heb bei-Theater (Tel.: 25 90 04 
- 27 I -36) erfragt werden. 0 

Sport in der 
JVA-Tegel 

In der Jubiläumsausgabe des Gefange­
nenmagazins der liehtblick ( 1-2/98, S. 
13) war die Kleine Anfrage des Abgeord­
neten Dietmar Volk (Bündnis 90/Die Grü­
nen) zum Thema Sport veröffentlicht wor­
den. Interessant waren die Antworten: Die 

Frage (Nr. 8) nach 
den Wartezeiten 
der Häftlinge auf 
Teilnahme an 
Sportgruppen wur­
de beispielsweise 
mit dem entschie­
denen Hinweis dar­
auf beantwortet. 
daß es »in der Re­
gel keine Warte­
zeiten« gäbe. 

- da eine solche t1 

Sprache aber :'5 illiliiiiiiiiii••;:=~~;;;;::~~~!!!~~;.~~--~~~ 
»auch die geistige ~ ' ...,.llllliii 

Für die Redakti­
onsgemeinschaft 
des Iichtblicks 
waren diese und 
ähnliche SteUung­
nahmen Anlaß, die 
Betroffenen zu bit­
ten, sich zum Wahr­
heitsgehalt der 

Freiheit« beein- ~ 
trächtigt, hält sich i5 

ö 
dankenswerter- & 
weise auch die Fußballfeld der JVA Tegel in Blickrichtung der Teilanstalt V 
Querschläger- Re-
daktion an angemessene Formen. 

Abschließend ist noch auf eine »aktu­
elle Klage« hinzuweisen. die »vor dem 
Berliner Landgericht läuft [ ... ) Az. 543 
StVK (Vollz) 425/98. Die gesamte Ju­
risprudenz [insbesondere die zum Bun­
desverfassungsgerichtsentscheid »vom 
1.7.1998-2 BvR 441/90. 493/90. 618/ 
92. 212/93. 2 BvL 17/94« und zum BGH­
Urteil »Vom 6.1 I .96 - 5 AR Vollz 43/ 
95«] kann über den Querschläger in Ko­
pie (anonymisiert) angefordert werden«. 
Bei dem Rechtsstreit und in dem kennt­
nisreich geschriebenen Artikel (S. 8t) geht 
es ums Taschengeld - vor allem um die 
» Taschenspielertricks beim Taschengeld« 

Wer hierzu etwas sagen oder erfahren 
möchte, wende sich an die Querschläger­
Redaktion, die sich über ein paar Sach­
spenden (Briefmarken) bestimmt freut.0 

(»Einlieferung« heißt der in der JVA-Te­
gel spielende Teil der Aufführung), son­
dern auch bewegende Einsichten in das 
Leben davor (»Auslieferung« wird direkt 
am Alexanderplatz zu sehen sein). 

Wer es schafft. über die Hotline (0 180-
523 74 54). über den Fullhouse Service 
(BudapesterStr. 48, 10 787 Berlin) oder 
über die bekannten » Theaterkassen« oder 
Vorverkaufsstellen an die 25,- (ermäßigt 
15,-) DM kostenden Karten heranzu­
kommen, kann sich jetzt schon auf ein 
beeindruckendes Theatererlebnis freuen. 

»Einlieferung« wird am 2 I. und 
23.06.99 jeweils um 1800 Uhr im Kultur­
saal der JVA-Tegel aufgeführt- die Ver­
anstalter bitten um persönliche Vormel­
dung (Tel.: 43 83- 528), rechtzeitiges Er­
scheinen (letzter Einlaß: 1745 Uhr) und 
um Vorlage des Personalausweises. 

der li eheb lick 311999 

Darstellungen zu 
äußern. Ein Häftling aus der Untersu­
chungs- haft- und Aufnahmeanstalt 
(UHuAA) Moabit war der einzige Berli­
ner, der das auch tat- seinen Antrag hat­
te »wohl der Papyro-Saurus gefressen« 
(Frank Sch. in der lichtblick4-5/98, S. 
54). Es ist also davon auszugehen. daß 
die im Namen des Berliner Senats gege­
bene Antwort tatsächlich der Wahrheit 
entspricht: bei der Bearbeittmg eines An­
trages auf Teilnahme an einer Sportgrup­
pe wird »eine Wartezeit von 14 Tagen 
nicht überschritten« (Dr. Erhart Körting, 
04.03.98). 

Verantwortlich für die zügige Bearbei­
tung der Anträge sind eine Sportbeamtin 
und ihre zwei ebenfalls speziell ausgebil­
deten Kollegen. Das Trio gehört zur Sozi­
alpädagogischen Abteilung (SozPäd), die 
nicht nur für die Organisation des teil-
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anstaltsübergreifenden Sportangebotes 
der Justizvollzugsanstalt (JVA) Tegel zu­
ständig ist (vgl. der Iichtblick 4-5/98, 
S. 46 und 100 Jahre Justizvollzugsanstalt 
Tegel, ISBN 3-9806523-0-0, S. 121 - 131). 

Außer den vom SozPäd organisierten 
Sportveranstaltungen, die im folgenden 
etwas eingehender beschrieben werden, 
gibt es auch in den einzelnen Häusern der 
JVA-Tegel einige Möglichkeiten, sich 
sportlich zu betätigen: Zwar werden ge­
rade d ie T ischtennis- zu Hafträumen um­
gebaut, aber immerhin gibt es zur Zeit 
noch in allen Teilanstalten Tischtennis­
platten - und seit neuestem können 
Tischtennisbälle und -Schläger beim An­
staltseinkauf erworben werden (der Ein­
kommensverhältnisse wegen sind Spen­
den an die Pfarrämter oder an den SozPäd 
trotzdem nicht 
überflüssig). 

Ebenfalls in al­
len Häusern gibt 
es Kraftsporträu­
me. die recht un­
terschiedlich, aber 
durchgängig unzu­
reichend mit 
Übungsgeräten 
ausgestattet sind. 
Da es insbesonde­
re in der TA V eini­
ge echte Fachleu­
te gibt, die ihre 
Mithäftlinge hin­
sichtlich des Trai­
ningsablaufes und 
der Ernährung an­
zuleiten in der 
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men, läßt einige Klienten zum Radfahren 
und zum Therapieschwimmen gehen . 
Außerdem wird iR dieser speziellen Teil­
anstalt Hausarbeiter-Spart (u.a. Hand-. 
Fuß- und Volleyball) angeboten. Das ist 
in Haus IV nicht nu.r deshalb der Fall, weil 
es sich bei dieser Teilanstalt um eine sozi­
altherapeutische Einrichtung handelt, die 
als solche ohnehin für Gruppenaktivitä­
ten sorgen muß, sondern weil die Sport­
halle der JVA-Tegel direkt an die SothA 
angebaut ist. 

In dieser Turnhalle finden nun die mei­
sten der teilanstaltsübergreifenden Sport­
Veranstaltungen statt. Dazu gehört zu­
nächst einmal der Fußball: Während der 
Wintersaison nehmen lO Mannschaften 
(einige Häuser stellen zwei Teams) a 7 
Spieler und etwa 40 Zuschauer am An-

pflegten Fußballplatz der JVA-Tegel mit 
10 Mannschaften a 14 Spielern ausgetra­
gen. Auch die Auswahlmannschaft emp­
fangt hier ihre Gäste- wie das nahkampf­
erprobte Beamtenteam, Polizeimannschaf­
ten oder richtige Fußballer. 

Wenn es bei solchen Treffen nicht nur 
um freundschaftliches Spiel, sondern um 
Pokalgewinne geht, zeigen sich die Te­
geier häufig in einer leistungsstarken Ge­
schlossenheit-ein Blick in die Vitrine mit 
der Trophäensammlung (siehe Foto) be­
weist das. 

Aber nicht nur die einmal wöchentlich 
trainierenden Fußballer (den Spielern des 
anstaltsinternen Turniers stehen fünfTrai­
ningstage in der Woche zur Verfügung) 
produzieren Erfolge: 25 Hand- und rund 
40 Volleyball-Spieler. die jeweils an drei 

Tagen in der Wo­
che üben, haben 
einen erheblichen 
Anteil an dem Po­
kalsegen. 

Lage sind, sollten Die errungenen Pokale der verschiedenen Sportmanscharten der JVA Tegel 
sich die Setreiber 

Die zur Zeit er­
folgreichste Sport­
gruppe ist das drei­
mal wöchentlich 
trainierendeTisch­
tennis-Team der 
JVA-Tegel (siehe 
Kästchen: »Profis 
gesucht«): die aus 
sechs Personen 
bestehende Mann­
schaft hat sich in 
den letzten Jahren 
von der Stadt- und 
dann Kreisliga bis 
auf den zweiten 
Platz der Regional-

professioneller Fitness-Center überlegen, 
ob und inwieweit sie ihre mögliche künf­
tige Kundschaft schon in der JVA-Tegel 
durch Spenden unterstützen wollen. 

Wenn nicht die in jedem Haftraum mög­
liehe Gymnastik zum Anstal tsangebot 
hinzugezählt werden soll, dann ist mit dem 
Tischtennisspiel und dem Hanteltraining 
das für alle Teilanstalten geltende Sport­
angebot bereits vollständig aufgeführt. 
Aber es gibt noch einige hausspezifische 
Einrichtungen: So kann auf den Freistun­
denhöfen der Häuser I E, II und ID im Som­
mer Fußball gespielt werden, und in der 
TA IV und VI gibt es je einen Basketball­
Korb, um den herum sich die Bewegungs­
süchtigen unter Streetbaii-Bedingungen 
austoben können. Die Ta IV stellt darüber 
hinaus noch Volleyball-Gruppen (die im 
Sommer auch »im Freien« spielen) zusam-
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staltstumier teil. Das letzte (Saison 98/99) 
hat gerade die TA VI gewonnen. Im Som­
mer wird der Wettkampf auf dem gutge-

Iiga gespielt. 
Dafür: daß solche Erfolge möglich ge­

macht werden und daß sportliche Begeg-

Profis gesucht! 
Die Tischtennis-Mannschaft der JVA-Tegel hatte in letzter Zeit einige personelle 
Abgänge (Entlassung, Freigang) zu verzeichnen. Jetzt werden dringend Ersatz­
spieler benötigt. Gesucht werden aber keine Nachwuchstalente, sondern echte 
Spitzenspieler: nur mit solchen hat die Tegeler Mannschaft nämlich e ine Chance, 
noch weiter aufzusteigen - momentan steht das Team Tegel auf P latz 2 der Re­
gionalliga! 

Wenn kein Ersatz für die ausgeschiedenen Meisterspieler gefunden wird, ist zu 
befürchten, daß sich nicht einmal die Klasse halten läßt. 

Also: wer Lust und vor allem die Fähigkeit hat, das Tischtennis-Team der JVA­
Tegel im Training und besonders im Wettkampf zu verstärken, sollte sich so schnell 
wie möglich beim Sportbüro melden (Vorrnelder reicht). 
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nungen mit Externen überhaupt stattfin­
den können, sei hier einmal dem SozPäd­
Team gedankt: die drei für den Sport ver­
antwortlichen Menschen betreuen immer­
hin rund 300 Häftlinge - und zwar an min­
destens sechs Tagen in der Woche. Da­
bei wird ihr Engagement nicht einmal mit 
den beamtenüblichen Schichtzulagen ho­
noriert, obwohl sie, gerade im Sommer, die 
ungünstigsten Arbeitszeiten (von ca 1200 

bis mindestens 1800 Uhr) haben und gele­
gentlich sogar Erschwerniszulagen ver­
dienen: in der TA IV gibt es nämlich Häft­
linge, die ihre nächtliche Fäkalienproduk­
tion einfach aus den Zellenfenstern her­
aus auf den Fußballplatz schütten . .. 

Das ist nicht nur für den Rasen, son­
dern auch für die Spieler und die den Platz 
Pflegenden ätzend. Gerade wenn berück­
sichtigt wird, daß 
sich die Sportbe­
amten nicht zu 
schade dafür sind, 
mal selbst zu arbei­
ten, zum Beispiel 
den Rasen zu mä­
hen, wenn die 
Sportkaifis (zum 
Begriff Kalfaktor 
siehe der licht­
l:i::k 1-2/99' s. 44f) 
mal nicht können, 
sollten die Häftlin­
ge sich überlegen, 
wie weit sie die 
Motivationslage 
der Sportbeamten 
negativ beeinflus­
sen wollen. 

Für Unerfreu­
lichkeiten in die­
sem Bereich hat nämlich schon die An­
staltsleitung gesorgt - zwar nicht durch 
das Bewerfen des Fußballplatzes mit Ge­
genständen oder körpereigenen Flüssig­
keiten, dafür aber durch das kaum weni­
ger ärgerliche Anbringen von Natodraht 
auf dem Dach des Übergangsgebäudes 
zwischen der Sporthalle und der TA IV. 
Dieser Draht zerstört nicht nur die teuren 
Fußbälle, sondern verhindert auch das 
bisher problernlos mögliche Zurückholen 
der dort gelandeten Bälle. 

Eine Folge dieses Sicherheitsservices 
ist, das die Sportler jetzt um Spenden bit­
ten müssen - bisher waren die Tegeler 
darauf »wirklich nicht angewiesen« (ein 
Sportbeamter im liehtblick 6/97, S. ?)­
vielleicht könnte sich einer der zuständi­
gen Entscheidungsträger dieses Pro­
blems annehmen. 

Kultur/Sport 

Wesentlich unproblematischer ist die 
Gruppe der nicht oder nicht ausschließ­
lich ballspielenden Sportler wie die aus 
rund 20 Häftlinge bestehende Gymnastik­
Gruppe, die sich einmal wöchentlich in der 
Turnhalle trifft. Da es seit Mai 99 den wö­
chentlichen Sondersport für die Patien­
tenderPN (vgl. der liehtblick 1-2/99, S. 
30-33,4-5/98, S. 42f) nicht mehr gibt, könn­
te es demnächst vielleicht zwei Gymna­
stik-Tage geben. 

Vielleicht - und das sei dem SozPäd 
hier seitens der Redaktionsgemeinschaft 
des Gefangenenmagazins der liehtblick 
vorgeschlagen - könnte auch eine Judo­
Gruppe eingerichtet werden. Das unab­
hängig von der Aufsicht erforderliche Per­
sonal würden die Häftlinge selber stellen: 
ein hochmotivierter Langstrafer aus der 

TA V ist nämlich im Besitz eines gültigen 
Übungsleiterscheines. Wenn das Be­
schreiten des »sanft-geschmeidigen We­
ges der Geistesbildung« (so die wö•tli­
che Übersetzung von Jiu-Jitsu, dessen 
japanische Kurzform Judo ist) dann noch 
auf den ungenutzten Tatami-Matten der 
Beamten - vielleicht sogar mit diesen! -
stattfinden kann, ist sogar an ein wahr­
haft sportliches Geschehen zu denken. 

Bis dahin wird es wohl beim Therapie­
sport für einige Auserwählte bleiben: 
Etwa ein Dutzend Bewohner der soge­
nannten Drogenvorschaltstationen (vgl. 
der lid-ltblick4-5/98, S. 26f, S. 41) in der 
TA I nutzen drei Stunden pro Woche die 
Turnhalle für diverse Bewegungsspiele. 
Sieben Wochenstunden lang nutzen rund 
20 Häftlinge der TA II das sporttherapeu­
tische Angebot. Und für 14 Häftlinge aus 
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der TA IV gibt es wöchentlich drei Stun­
den Sondersport. Außerdem finden sich 
in unregelmäßigen Abständen ein paar 
Bewohner dieser Teilanstalt zum Schach­
spiel ein, womit sie einer alten Tradition 
folgen: eines der ersten häuserübergrei­
fenden Schachturniere hat bereits am 
25.01.1969 in der TA IV, die damals noch 
keineSothA (vgl. der lichtblick4-5/98, 
S. 32f, 6/98, S. 7; 100 Jahre JVA- Tegel, 
ISBN 3-9806523-0-0, S. 133 -.141) war, statt­
gefunden . Hausinterne Schachturniere 
waren in den 60er und 70er üblich- in der 
TA I gab es sogar Beamte, die dafür sorg­
ten, daß »Wir verschiedene Preise ausspie­
len konnten[ ... ] Gleichzeitig wurden für 
die Spiel- und Schachgruppe eine Tom­
bola veranstaltet, deren 1. Preis eine Son­
dersprechstunde war« (der liehtblick 

l/69,S. 16). 
Ist das nicht 

eine Anregung für -
die Zukunft? So 
könnten beispiels­
weise die jeweils 
fünf besten Tur­
nierspieler eines 
Hauses ermittelt 
werden, die dann 
in einem gesamtte­
geler Turnier ge­
geneinander an­
treten - dem Sie­
ger gewährt die 
Anstaltsleitung 
eine »Langzeit­
sprechstunde«. 

Wenn der Soz­
Päd und vor allem 
die Häftlinge mit­
machen, ist sogar 

an eine zunehmende Spielstärke der Tur­
nierteilnehmer und damit an ein Interesse 
externer Brettsportler an den Teg~lern zu 
denken- und weil Schachspieler nicht so 
materiell eingestellt sind wie viele andere, 
dürften sich sogar Spitzenspieler für ei­
nen Besuch in der JVA-Tegel begeistern 
lassen. 

Also: wer Interesse an regelmäßigem 
organisierten Schachspiel oder an der hier 
ebenfalls schon vorgeschlagenen Judo­
Gruppe hat, sollte sich beim liehtblick 
melden, damit die Redaktionsgemein­
schaft den Entscheidungsträgern sagen 
kann, ob sich ein mögliches Engagement 
lohnt. 

Und was beim Fußball möglich und 
beim Schach denkbar ist, sollte auch für 
das Tischtennis machbar sein: ein ge­
samttegeler Turnier. 0 
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Drüben die französischen Genossen 
lagen dicht bei Englands Arbeitsmann. 
Alle haben sie ihr Blut vergossen, 

henken, 
äuber und Gendarm. 

ir weggenommen haben. 
raben, Junge, für den Graben. 

I 

und zerschossen ruht heut Mann bei Mann. 
e Leute, Männer, mancher Knabe 

einen großen Massengrabe. 



Seid nicht stolz auf Orden und Geklunker! 
Seid nicht stolz auf Narben und die. Zeit! 
ln die Gräben schickten euch die Junker, 
Staatswahn und cfer._ Fabrikantenneid. 
Ihr wart gut ~ug·tum Fr(\ß für Raben, 
für _das Grab, Kameraden~ für den Graben! 

Denkt an Todesröcheln und Gestöhne. 
- _ 14 .Drüben stehen Väter, Mütter, Söhne, _ ,......_::' 

'-F~.. . • . schuften schwer, wie ihr, ums bißchen Leben. :::; : 
~ ~ .~ihr den eh nicht die Hände geben? 

eicht die Brud~.rhand a.ls s .. c::.Qj~~ .:,:lller Gaben 
Gr.aben, Leute, übera~~Grsben- ::..! . 



Arbeitsbetriebe 

Arbeit in Tegel 111 
Von der Beamtenversorgung bis zum Schuhmacher werden hier weitere 

Betriebe aus unterschiedlichen Perspektiven betrachtet 

Lehrküche 
und· Kantine 

I
n der Justizvollzugsanstalt (NA) Te­
gel teilen sich zur Zeit 1.694 Häftlin­
ge 1.430 Haft- und 1.065 Arbeits­

bzw. Ausbildungsplätze. 
Ein zu diesen 

Daten befragter 
Mitarbeiterder Ar­
beitsverwaltung 
erklärte gegenüber 
dem Iic htbiick, 
daß es nicht nur 
ein deutlich höhe­
res als das hier be­
zifferte Arbeitsan­
gebot gäbe, son­
dern daß die an­
staltsin- und -ex­
ternen 
Beschäftigungs­
möglichkeiten je­
derzeit - bei ent­
sprechender Auf­
tragsJage -bis hin 
zur Vollbeschäfti­
gung erweitert 
werden könnten. 

Um aber tatsächlich alle arbeitswilli­
gen Tegeler Häftlinge in Lohn und Brot 
zu bringen, müßten erst noch etliche der 
in dieser Serie schon angesprochenen 
oder noch darzustellenden Probleme ge­
löst werden. Hinsichtlich der Auftrags­
Jage gilt es ein weiteres Handicap zu über­
winden: Die Betriebsleiter müssen das 
Einhalten termingerechter Auftragserfül­
lung verbind lich zusagen können, was 
aber, so klagen fast alle. nahezu unmög­
lich zu sein scheint: einer am 19.0 l.l994 
gebildeten (und inzwischen wieder auf­
gelösten) anstaltsinternen Arbeitsgruppe 
zufolge sind nämlich »ZU einem bestimm­
ten Zeitpunkt des Arbeitstages durch voll­
zugliche und/oder externe Umstände« 
(Arztvisite, Therapiestunde, Termin beim 
Urkundsbeamten, Besuche) durchschnitt­
lich 350 der 871 (lt. Arbeitsverwaltung 
»rund 1.1 00«) tatsächlich beschäftigten 
Häftlinge nicht an ihrem Arbeits- bzw. 
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Ausbildungsplatz. Die meisten Fehlzei­
ten werden den Betriebsleitern nicht ein­
mal vorher angekündigt. 

Um wenigstens den Bestand an Ar­
beitsplätzen auch über das Jahr 2001 hal­
ten zu können, sollten sich alle Beteilig­
ten überlegen, was außer der betriebli­
chen Arbeit unbedingt während der Ar­
beitszeit (7 15 - 1515 Uhr) erledigt werden 

..... 

muß - auch und vor allem ollten sich 
die Häftlinge an diesen Überlegungen be­
teiligen, da Gedankenlosigkeit auf Dau­
er den eigenen Arbeitsplatz kosten kann. 

Das giltauch für die 338 Häftlinge. die 
in den drei Versorgungsbetrieben der 
JVA-Tegel beschäftigt sind - weder die 
Bäckerei, über die im nächsten Teil die­
ser Serie berichtet wird, noch die Küche, 
über die ebenfalls noch zu berichten ist, 
gilt den Entscheidungsträgern außerhalb 
der Anstalt als unersetzbar. 

Weniger von Sparmaßnahmen be­
droht. dafür aber um so mehr von über­
raschenden Fehlzeiten betroffen ist der 
dritte Versorger-die Kantine/Lehrküche, 
die je zwei Kantinen- und Küchen-Kai­
fis (zum Begriff Kalfaktor: der lieht­
blick 1-2/99, S. 44) sowie 11 Auszubil­
denden eine ebenso abwechslungs- wie 
lehrreiche Beschäftigung bietet. Geführt 
von einer jungen Vollzugsbeamtin, die 
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mit sichtlichem Vergnügen Verkäuferin 
spielt, hat sich dieser am 25.08.1987 er­
öffnete Betrieb zum wirtschaftlich ergie­
bigsten Arbeitsbereich der JVA-Tegel 
entwickelt. Mit einem Gesamtaufwand 
für Rohstoffe und Geräte in Höhe von 
380.000.- DM und Einnahmen in Höhe 
von 400.000,- DM ist er (neben der KfZ­
Werkstatt) darüber hinaus dereinzige An­

staltsbetrieb, der 
keine roten Zahlen 
schreibt. Daß es 
unterschiedlichste. 
zum Teil in Kauf 
zu nehmende 
Gründe für die De­
fizite gibt, ist an 
anderer Stelle 
schon besprochen 
worden (vgl der 
liehtblick 6/98, 
S.ll) und wird 
zum Ende dieser 
Serie noch einmal 
ausführlich darge­
legt werden. Hier 
geht es jedoch aus­
scWieBlich um die 
Darstellung der 
Kantine/Lehrkü-
che. deren Eröff-· 

nung die Berliner Tagespresse »mit gro­
ßen Überschriften wie >Haute cuisine im 
GefängniS«< {der liehtblick 10/87, S. 
22) zu würdigen wußte. 

Da Medieninteres e galt nicht nur den 
wirklich guten Möglichkeiten, schmack­
haftes Essen zubereiten und in der für 
Häftlinge unzugänglichen Kantine ver­
kaufen bzw. verzehren zu können, son­
dern auch derZiegner-Stiftung. Die »Uni­
versal-Stiftung Helmut Ziegner« ist eine 
1957 mit Hilfe des Landes Berlin und des 
Arbeitsamtes gegründete private gemein­
nützige Stiftung, die nicht nur rund 625 
Strafgefangenen und Haftentlassenen 
berufliche Förderung und Ausbildung 
anbietet, sondern auch Wohnraum für 
sozial gefährdete Jugendliche und ehe­
malige Häftlinge zur Verfügung stellt. 

Grundgedanke des Stiftungsgründers 
ist nach wie vor, durch soziale und vor 
allem praktisch wirksame Widereinglie-



derungshilfen die Rückfallkriminalität zu 
bekämpfen. Wieviel Helmut Ziegner, der 
sich seit den 40er Jahren für sozial ge­
strauchelte Menschen einsetzt, für die Re­
sozialisierung von jugendlichen und er­
wachsenen Häftlingen getan hat, wird 
der liehtblick zum Schluß dieser Serie 
ausführlich würdigen. 

In diesem Serienteil ist auf die Zieg­
ner-Stiftung hinzuweisen, weil sie mit 
Unterstützung (190.000,- DM) und in 
»Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt 
für Arbeit« sowie »mit Geldern 
[ 150.000,- DM) der Klassenlotterie« 
(a.a.O.) nicht nur die Kücheneinrichtung 
spendiert, sondern auch - mit Hilfe des 
Arbeitsamtes- die Ausbildung der in der 
Kantinenküche tätigen Koch-Lehrlinge 
übernommen hat. 

Zwei Meister­
Köche, von denen 
einer schon vom 
Eröffnungstage an 
dabei ist, sind da­
für zuständig, daß 
bis zu 16 Nach­
wuchs-Köche ihre 
Lehre trotz der 
haftbedingten 
Lernbehinderun­
gen erfolgreich ab­
solvieren. Daß die 
beiden Chefköche 
weder Beamte 
noch Vollzugsan­
gestellte, sondern 
Mitarbeiter der 
Ziegner-Stiftung 
sind, hat Vor- und 
Nachteile: Einer-
seits treten sie den Auszubildenden ge­
genüber nicht als »Schließer« auf, was 
eine Arbeitsatmosphäre ermöglicht, in 
der nicht ständig das Gefangensein im 
Vordergrund steht- andererseits fehlt den 
Nicht-Schließern das Verständnis für die 
speziel len Probleme des Häftlingsda­
seins, was dem Betriebsklima nicht för­
derlich ist. 

Wenn dann noch berücksichtigt wird, 
daß die werdenden Köche eine dreijähri­
ge Lehre innerhalb von zwei Jahren ab­
solvieren müssen (weil eine längere Aus­
bildungszeit hier nicht finanziert wird). 
dann läßt sich erahnen, wie schwierig es 
ist, die Möglichkeiten mit den Realitäten 
in Einklang zu bringen. 

Und da es hier um die Darstellung der 
Ausbildungs-Wirklichkeit geht, muß die 
Situation etwas eingehender beschrieben 
werden: Jedes Jahr im Sommer werden 
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acht neue Koch-Lehrlinge eingestellt. 
Wenn sie eine sechsmonatige Probezeit 
überstanden haben, wird ihre Ausbildung 
im Rahmen einer Umschulung für Er­
wachsene weitergeführt (deshalb auch­
bei gleichem Berufsabschluß wie exter­
ne Lehrlinge - die verkürzte Lernzeit). 
Die Küche, in der diese Umschulung in 
die Praxis umgesetzt wird, ist von der 
Kantine aus einsehbar, so daß die Lehr­
linge nicht nur unter der Aufsicht ihrer 
Ausbilder kochen, sondern auch unter 
dem kritischen Blick der Bekochten. 

Da die Kantinengäste auch gleich es­
sen, was sie sehen (und bar bezahlt ha­
ben), stehen die Köche - und zwar die 
Meister wie deren Lehrlinge- unter viel­
facher und vor allem sehr direkter Kon-

troiJe, was ein entspanntes lockeres Ler­
nen und Lehren kaum möglich werden 
läßt. Allerdings ist zu beachten. daß der 
direkte Kontakt zwischen Köchen und 
Kantinengästen auch Vorteile hat: wenn 
es schmeckt, hören das die Köche sofort 
- und es schmeckt fast immer . . . 

Auch sonst haben die Kantinengäste 
keinen Grund zu klagen: die Preise für 
die zum Teil wirklich leckeren und stets 
sehr appetitlich zubereiteten Speisen sind 
so niedrig, daß selbst Häftlinge sich das 
Essen leisten könnten - aber sie dürfen 
nicht: die Kantine ist nur für Beamte und 
externe Gäste der JVA-Tegel da. 

Für die Kalkulation sind ebenfalls die 
Chefköche zuständig: sie besorgen das 
»Material« (die meisten anderen Betrie­
be dürfen den Wareneinkauf nicht oder 
nur in eingeschränkter Form selbst vor­
nehmen, was deren Defizite zumindest 
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teilweise erklärlich macht). Dann rech­
nen sie nur noch den von der Justiz vor­
geschriebenen Aufschlag hinzu - und 
fertig ist der Verkaufs preis. Beamte r! i­

ein Schnitzel mit reichlich und frischen 
Beilagen für 4,50 DM noch als zu teuer 
bezeichnen, sollten sich . mal das Häft­
lingsessen ansehen: 10,- DM mehr ko­
stet der unter unterschiedlichsten Namen 
an die Häftlinge verteilte Einheitsbrei, zu 
dem die von der Anstaltsküche beschaff­
ten Lebensmittel verkocht werden. 

Trotz der erfolgreichen Arbeit haben 
die in der Kantine/Lehrküche tätigen 
Meister-Köche ein Problem: ihre Lehr­
linge haben nicht den gleichen Berufs­
stolz. Wie auch? -sie lernen ja noch. Und 
zwar unter den beschriebenen Bedingun­

gen. Das heißt: die 
aus kosten- und 
berufsethischen 
Gründen au s­
schließlich nach­
frageorientiert be­
stellten Lebens­
mitleimengen 
müssen zu I 00% 
richtig zubereitet 
werden - sonst 
reicht es nicht für 
alle Gäste. Des­
halb legen die 
Meister-Köche lie­
ber mal selbst 
Hand an die zum 
Teil kostbaren Na­
turprodukte. Dann 
aber kann nur der­
jenige kochen ler-
nen, der ständig 

am Rockzipfel seines Lehrherrn hängt 
und diesem stets konzentriert über die 
Schultern sieht. 

Das würde zwar den Meister freuen 
und motivieren - aber für einen Men­
schen, der ohnehin sein tägliches Leben 
gewissermaßen erbetteln muß, ist das 
kaum zu leisten. 

Vielleicht könnten sich die Chef-Kö­
che mit ihren Lehrlingen und der freund­
lichen Betriebsleiterin mal zusammenset­
zen und dazu ein paar MenscheQ von der 
Ziegner-Stiftung (die könnten dann 
gleich ein paar aktuelle Lehrbücher mit­
bringen!) einlade·n. In einer solchen Ge­
sprächsrunde ließe sich sicherlich vieles 
freundschaftlich klären. 

Auf jeden Fall ist allen in der Kantine/ 
Lehrküche Beschäftigten Professionali­
tät zu bescheinigen: die Arbeitsqualität 
leidet nicht unter internen Konflikten.0 
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Die 
Schuhmacherei 

N
ach der vom damaligen Anstalts-

. ; Ieiter (Leitender Regierungsdi-
rektor) Glaubrecht 1976 heraus­

gegebenen Broschüre »Berufliche Aus­
und Fortbildung der Gefangenen im 
Strafvollzug« waren im »Anstaltsbetrieb 
Schuhmacherei [ ... ] durchschnittlich 30 
Gefangene aus allen Verwahrbereichen 
der Strafanstalt Tegel beschäftigt«. Sie 
wurden »von drei Werkbeamten, die alle 
den großen Befähigungsnachweis im 
Schuhmacherhandwerk [besaßen], ange­
leitet, unterwiesen und bei der Ausfüh­
rung der übertragenen Arbeiten beauf­
sichtigt. Bei hauptsächlich manueller Be­
schäftigung der 
Gefangenen [wur­
de] der gesamte 
Arbeitsgang nach 
den Erkenntnis­
sen, die sich aus 
der Möglichkeit 
ergeben, mit unge­
lernten und teil­
weise erst an eine 
stete sinnvolle Tä­
tigkeit zu gewöhn­
enden Menschen 
effektiv zu arbei­
ten, und zwar nach 
dem e rforderli­
chen Fertigungs­
ablauf, sowie den 
bedingt schwach 
entwickelten, teil­
weise vorhande­
nen durchaus zu 
fördernden Fähigkeiten der beschäftigten 
Leute, in kleine Teilarbeitsgebiete aufge­
gliedert. Neben der Neufertigung des Ge­
fangenenschuhwerks und dessen Repa­
ratur [wurden] für öffentliche Kranken­
anstalten und ca. 20 städtische Kinder­
heime die anfallenden Schuhreparaturen 
durchgeführt. Das Dienst- sowie Privat­
schuhwerk von Bediensteten der Berli­
ner Vollzugseini·ichtungen [wurde und 
wird] ebenfalls insland gesetzt«. 

Auch . wenn »Krankenanstalten« und 
»städtische Kinderheime« nicht mehr zu 
dessen Kundenkreis zählen, werden heu­
te noch alle Lauf-, Halb-, Arbeits- und 
Sportschuhe für die gesamten Vollzugs­
anstalten des Landes Berlin in der Schuh­
macherei der JVA-Tegel hergestellt bzw. 
repruiert. Auch die Gartenbauämter, die 
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Berliner Poliiei und die Feuerwehr las­
sen seit Anfang der 90er Jahre diverse Re­
paraturaufträge, z.B. alle Lederarbeiten, 
ob an Schuhen, Taschen, Handschellen­
taschen und Holster (auf Nachfrage auch 
Neuherstellung), in der JVA-Tegel aus­
führen. Außerdem unterhält die Schuh­
macherei 2 Annahmestellen, in denen Pri­
vatkunden ihre Schuhe zur Reparatur ab­
geben können. Da die Schuhmacherei zur 
Geldannahme berechtigt ist (das ist in den 
Tegeler Arbeitsbetrieben nicht die Regel), 
können Privatkunden Reparaturarbeiten 
auch direkt an der Pforte abgeben, abho­
len und bezahlen. 

Soweit ausreichend Hausgeld bzw. Ei­
gengeld vorhanden ist, können auch In­
sassen der Justizvollzugsanstalt Tegel per 
Vormelder Reparaturarbeiten in Auftrag 
geben. 

Seit dem die JVA-Tegel stolze Besit­
zerin der Behördeneigenschaft (vgl. der 
liehtblick 4-5/98, S. 7) ist und für erle­
digte Arbeiten Rechnungen ausstellen 
kann und muß, ist aber das Auftragsvo­
lumen der Neuproduktion rückläufig, da 
die größten Auftragsgeber, nämlich die 
Berliner Haftanstalten, mit Rücksicht auf 
die eigenen Etats, die Aufträge für neues 
Schuhwerk stark reduziert haben und 
mehr auf die in der Vergangenheit ange­
häuften Vorräte zurückgreifen. 

Diese Entwicklung hat natürlich auch 
Folgen für die Arbeit in Tegel. Falls die 
Etats der Berliner Haftanstalten nicht auf­
gestockt werden und sie keine dement­
sprechende Bestellungen aufgeben, sind 
die Arbeitsplätze in der Schuhmacherei 
gefährdet. Das bedeutet, daß von den 
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ohnehju auf 24 reduzierten Arbeitsplät­
zen lediglich 5 relativ sicher sind. Wäh­
rend der Recherchen zu diesem Artikel 
waren bereits 3 Inhaftierte bis auf weite­
res ohne Bezahlung beurlaubt. Diese drei 
Inhaftierten, die für den Zuschnitt des zu 
verarbeitenden Materials zuständig wa­
ren, hatten vor ihrer Beurlaubung den 
letzten Vorrat an Material zugeschnitten. 
Seit dem wurde kein neues Material mehr 
bestellt. Die verarbeitenden Inhaftierten 
wissen dementsprechend, daß wenn sie 
den bereits zugeschnittenen Rest verar­
beitet haben, sie ihren Arbeitsplatz ver­
lieren werden. Das trübt natürlich die an­
sonsten, von Beamten wie von den dort 
tätigen Gefangenen gleichermaßen ge­
priesene, sehr lockere Atmosphäre, die 
die Arbeit in der Schuhmacherei bis jetzt 
ausgemacht haben soll. 

Die Qualität der 
in der Schuhma­
chereiderJVA-Te­
gel geleisteten Ar­
beit kann s ich 
durchaus sehen 
und mit der in der 
»freien« Wirt­
schaft messen las­
sen. Neben dem 
Betriebsleiter, der 
Schuhmacher­
Hand werksmeister 
ist und auch Lehr­
linge ausbilden 
könnte. gibt es in 
dem Betrieb zur 
Zeit auch einen 
gelernten und ei­
nen angelern ten 
lnhaftierten. 

Da dieser Be­
trieb seine Leistungen im Schnitt 20% -
40% unter marktüblichen Preisen ver­
kauft (was zumindest einen Teil der Auf­
wand/Einnahmen-Relation- SO TDM/1 0 
TDM- erklä11), liegt die Annahme nahe, 
daß mit gezielten Werbekampagnen mehr 
Aufträge einzuholen wären. Werbung 
muß nicht immer teuer sein; manchmal 
genügt auch nur ein Anruf, um potentiel­
le Kunden überhaupt erstmal auf sich und 
auf die Vorteile einer Zusammenarbeit 
aufmerksam zu machen. 

Um die vorhandenen Arbeitsplätze si­
chern oder in der Zukunft gar ausbauen 
zu können, ist natürlich die für die Be­
schaffung von neuen Aufträgen/Bestel­
lungen zuständige Arbeitsverwaltung zu 
mehr Aktivität gefordert. Es sichert das 
Überleben der Betreibe. 0 



Die 
Tischlerei 

D er Beruf »Tischler« ist in­
sofern als knasttypisch zu be­
zeichnen, als er in vielen Voll­

zugsanstalten Tischlerein ausgeübt wird. 
Wie andere Handwerksbetriebe,gilt auch 
die Schreinerei als typisch für den Voll­
zug, weil sie Leistungen externer Firmen 
für interne Reparaturarbeiten rrtinimiert. 
Verschleißerscheinungen des Mobilars 
treten ganz besonders im Knast auf, da 
die vorhandenen dürftigen Einrichtungen 
nicht Eigentum des Gefangenen sind und 
manchmal dementsprechend behandelt 
werden. Um den ohnehin nicht üppigen 
Haushaltsetat nicht durch kostenintensi­
ve Reperaturmaß­
nahmen zu bela­
sten bietet sich eine 
anstaltseige ne 
Tischlerei an. In 
der Tischlerei der 
JVA -Tegel steht 
aber nicht nur die 
Reparatur an erster 
Stelle, sondern die 
Produktion neuen 
Mobiliars. d.b. es 
zählen Stückzahl 
und Qualität der 
Arbeiten. 
Nicht nur von der 
Fläche her ist die 
Tischlerei einer der 
größten Betriebe in 
Tegel, sondern 

Arbeitsbetriebe 

Einzelteile zu fertigen Möbelstücken 
montiert. Neben der Montage befindet 
sich im Erdgeschoß der Zuschnitt der 
Tischlerei. Hier werden die großflächig 
gelieferten Dekorspanplatten auf die be­
nötigten Maße zugeschnitten. Darüber, in 
der ersten Etage, werden die Lehrlinge 
zu Holzmechanikern ausgebildet. Wäh­
rend der dreijährigen Ausbildung werden 
alle Kenntnisse für die Be-und Verarbei­
tung von Holz und Holzwerkstoffen ver­
rrtinelt. Von Span platten- bis zur Vollholz­
bearbeitung wird alles geboten, was das 
Herz eines zukünftigen Holzmechanikers 
höher schlagen läßt. 

Der Tischlerei sind natürlich noch die 
unvermeidlichen Lagerräume ange­
schlossen. Dazu kommen Räume für die 
Spritzlackiererei. Bei den auszuführen­
den Tischlerarbeiten handelt es sich vor-

auch von der An- Tischlerei der JVA Tegel 
zahl der Beschäf-
tigten. Zur Zeit sind dort 35 Gefangene 
in Lohn und Brot: fünf von ihnen sind 
gelernte Tischler (rrtit Facharbeiterbri.et) 
und drei sind Lehrlinge. Die übrigen Ge­
fangenen, die hier einer Tätigkeit nach­
gehen sind sogenannte »angelernte Kräf­
te«. Die Anzahl der Lernwilligen ist dürf­
tig, es stehen weit mehr Ausbildungsplät­
ze zur Verfügung als sich Bewerber mel­
den. In welchem Bereich gibt es solch ein 
Verhältnis in der freien Wirtschaft? 

Vier Abteilungen stellen die Möbel­
stücke teilweise in Serienproduktion her. 
In der Maschinenhalle (Shedhalle -
Flachbau) werden alle maschinellen Vor­
bereitungen für die zu fertigenden Teile 
getroffen. Die Montage befindet sich im 
Erdgeschoß des gegenüberliegenden 
Gebäudes. In dieser Abteilung werden die 

wiegend um solche, die von der öffentli­
chen Hand in Auftrag gegeben werden. 
Auftraggeber sind zum Beispiel Schulen, 
Kindergärten, der Senator für Justiz oder 
andere Senatsdienststellen. Aus dieser 
Aufzählung läßt sich die Art der überwie­
gend produzierten Möbelstücke erahnen. 
Es werden in erster Linie Büro-, Sitz- und 
Gebrauchsmöbel hergestellt. Die reich­
haltige Produktpalene erlaubt es, auch 
spezielle Kundenwünsche zu erfüllen, 
wenn diese die Möglichkeiten der Ferti­
gung nicht übersteigen. 

Zur Zeit werden zwei Dekore (Motive 
auf den Spanplatten) bevorzugt verwen­
det. Um bei den Zulieferbetrieben gün­
stigere Konditionen aushandeln zu kön­
nen, haben sich die verantwortl ichen 
Meister auf diese Dekorarten festgelegt. 
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Natürlich können auf Wunsch auch an­
dere Dekore verwendet werden. Diese 
sind aber dementsprechend teurer, da sie 
extra bestellt und als Sondermenge be­
zahlt werden müssen. 

Der Maschinenpark ist mit seinen ca. 
18 Maschinen recht groß und für Knast­
verhältnisse relativ neuwertig. Wobei ge­
sagt werden muß, daß es immer häufiger 
zu einen kompletten Stillstand des Pro­
duktionsablaufes kommt: Zwei beson­
ders anfällige Maschinen befinden sich 
nämlich in der Mitte der Produktionsket­
te. Um tauglichen Ersatz zu beschaffen, 
fehlen wieder einmal die dafür notwen­
digen finanziellen Mittel. Lieber wird ein 
Totalausfall in Kauf genommen um an 
Maschinen in Schlüsselpositionen Flick­
schusterei zu betreiben, als sich Gedan­
ken darüber zu machen wie diese Maschi­

nen preisgünstig 
ersetzt werden 
können. Langfri­
stig können Ge.­
winneinbußen 
oder gar rote Bi­
lanzzahlen nur 
vermieden wer­
den. wenn außer 
der Produktopti­
mierung auch die 
Produktionsver­
besserung praxis­
bezogen gestaltet 
wird. Wie nötig es 
ist, den Betrieb 
von innen nicht 
länger vom Grü­
nen Tisch aus zu 
führen, zeigt das 
Ausgaben-/ Ein-
nahmenverhältnis: 

800.000.-DM /80.000,-DM. Wie dem 
liehtblick von einem Werkmeister bestä­
tigt wurde. könnte die Tischlerei in der 
freien Marktwirtschaft durchaus beste­
hen. Von der Öffnung zum freien Markt 
würde nicht nur die Anstalt profitieren; 
die Tischlerei könnte einen Teil der er­
wirtschafteten Gewinne für die Erneue­
rung des Maschinenparks und die ange­
messene Entlohnung der Gefangenen be­
reitstellen. Dann brauchten auch die Ge­
fangenen nicht mehr für einen Hunger­
lohn zu arbeiten und die Werksmeister 
hätten keinen Grund mehr die mangeln­
de Einsatzbereitschaft der Knackis zu 
beklagen. Abschließend ist noch zu be­
merken, daß die Inhaftierten in der Tisch­
lerei angenehmere Bedingungen zum Ar­
beiten haben als in anderen Betrieben.0 
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Gesellschaft 

Blätterrausch 
In diesem vierten Teil der Serie über Drogen geht es um das 

politisch vielleicht interessanteste Suchtmittel Kokain 

D
ie Cocapflanze war schon 2000 
v. unserer Zeit den altperuani­
schen Kulturen (Huaris. Inka, 

Chimu, Monchica. Chavin und Paracas) 
bekannt. Besonders in der Inkas-Dyna­
stie nahm die Bedeutung des Cocastrau­
ches als Kult- und Kulturpflanze erheb­
lich zu. Sie übte magische Kraft in allen 
Lebensbereichen aus. Jahrhundertelang 

te. Die häufigsten Erscheinungsformen 
sind : Erythroxylon coca Lamarck, Ery­
throxylon Bolivianum, Erythroxylon 
Spruceanum, Erythroxylon Novograna­
tense. 

Die baumartigen Cocasträucher (Coca 
= Indiosprache Baum) wachsen wild bis 
zu fünf Meter, in Kulturen ein bis zwei 
Meter hoch. Sie benötigen mineralhalti-

Die Cocapflanze wurde zur Bewältigung von Arbeit, 
Krankheit und zu rituellen Bräuchen und 

Kriegseinsätzen genutzt 

war das Cocablatt ein wichtiger Bestand­
teil der Kulturen der Aymara-, Ketschua­
und Guarani-Indianer Boliviens. 

Aber auch Bergarbeiter. die in über 
4000 Meter Höhe unter extremen Bedin­
gungen mit Hunger und niedrigen Tem­
peraturen zu kämpfen hatten. konsumier­
ten bereits Cocablätter. Die Cocapflanze 
wurde zur Bewältigung von Arbeit, 
Krankheit und zu rituellen Bräuchen und 
Kriegseinsätzen genutzt. Cocablätter 
waren den Göttern geweiht, sie wurden 
den Toten in den Mund gelegt, um sie im 
Jenseits zu stärken. 

ge Humusböden, ein feuchtes KJima und 
geleichbleibende milde Temperaturen 
von 15- 20 Grad Celsius. 

Diese günstigen Lebensbedingungen 
findet die Cocapflanze in den feuchten 
Urwaldgebieten Südamerikas. Ein Groß­
teil der Cocaanbaugebiete befindet sich 
in Peru in dem fruchtbaren Huallaga-Tal 
in den Ostanden. ln Peru wird Coca be­
sonders in den Gebieten von Cusco, Aya­
cucho und Huanuco angebaut. wo die 
Ketschua- und Aymara-Stämme bereits 
seit Jahrhunderten Cocablätter kauen (= 
Coqueros). 

Man schätzt, daß in Peru allein auf 
I 00 000 bis 400 000 Hektar Coca ange­
baut wird, die pro Hektar ca. eine Tonne 
Blätter einbringen können. Die hohen 
Gewinne des Cocaanbaus in nahezu un­
fruchtbaren Bergregionen führt trotz im­
menser polizei licher und militärischer 

ten Berglagen und Terrassenkulturen in 
tief eingeschnittenen, warmen Tälern 
gedeiht die Cocapflanze mit wenig Al­
kaloiden. Beliebt sind die Anbaugebiete 
um die Dörfer Chulumani. Coripata. La 
Asunta. Corvico und Carahavi. Die Co­
cablätter aus diesen Regionen schmecken 
weniger bitter beim Kauen. Im Chapare­
Gebiet, einige 100 Kilometer südöstlich 
der Yungas am Fuß der Anden, im De­
partment Cochabamba enthalten die Blät­
ter reichlich Alkaloid und schmecken 
deshalb bitterer. 

Beim Anbau der Cocapflanze wird die 
Höhenlage zwischen 650 und 1700 Me­
ter bevorzugt. Die Pflanzen können 40 
bis 50 Jahre alt werden und ab dem drit­
ten Jahr drei- bis sechsmal im Jahr ge­
erntet werden. Insgesamt beträgt die il­
legale Anbaufläche in Bolivien nach 
Schätzungen I 00 000 Hektar. 

In Columbien wird Coca vornehmlich 
in den Bezirken Guaviare, Amazonas, 
Vichada und Valle angebaut. Die hohe 
Qualität Perus oder Boliviens wird aller­
dings nicht erreicht. Die iUegale Anbau­
fläche wird hier auf 20 000 bis 50 000 
Hektar geschätzt. 

ln Brasilien wird in den Urwaldgebie­
ten des Amazonas, Rio Negro und Soli­
moes Coca angebaut. Die Anbaufläche 
umfaßt hier ca. 30 000 Hektar. 

Gepflückt werden die Cocablätter noch 
alle von Hand. Bei der Trocknung gibt 
es zwei gängige Methoden: die geernte­
ten Blätter werden etwa 30 bis 40 Zenti-

Nach dem Niedergang des Inkareiches 
und Begründung der neuen spanischen 
Kolonie durch Pizarro wurde von den 
Vertretern der katholischen Kirche auf 
dem kirchlichen Konzil von Lima das 
Anbauen und das Kauen von Cocablät­
tern durch die Idios als Götzendienst ver­
dammt und die Cocapflanze als Teufels­
droge bezeichnet. 

Nachdem sich zunächst die Inquisiti­
on mit dem Cocakauen beschäftigt hatte. 
wandelte sich die Auffassung der Kirche 
schnell zur Duldung, weil der Cocaan­
bau als wichtiger landwirtschaftlicher 
Zweig Staat und Kirche hohe Steuern ein­
brachte und eine Ausbeutung der Minen­
arbeiter durch Bezahlung mit Cocablät­
tern erlaubte. 

Beim Anbau der Cocapflanze wird die Höhenlage zwi­
schen 650 und 1700 Meter bevorzugt - die Pflanzen 

können 40 bis 50 Jahre alt werden 

Es sind mehr als I 00 Coca-Sorten be­
kannt. Der Gattungsnahme Erythroxylon 
(griech. erythos = rot, xylon =Holz) weist 
auf das rötliche Holz der Pflanze hin. Der 
Strauch mit seinen lanzettförmigen Blät­
tern hat gelbliche Blüten und rote Früch-
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Bekämpfungsaktionen, trotz umfangrei­
cher Entwicklungshilfe zum Anbau von 
Alternativprodukten zu einer ständigen 
Ausweitung des Cocaanbaus. Kaffee. 
Kakao oder Früchte gedeihen nicht in 
gleicher Weise auf diesen Böden, ermög­
lichen nicht mehrere Ernten im Jahr und 
erzielen keine vergleichsweisen Preise 
auf dem Weltmarkt. 

In Boli viens Yungas mit ihren ge­
schützten milden und gleichmäßig feuch-
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meter über dem Boden auf einem Trok­
kenplatz ausgebreitet. In der Sonne lie­
gend werden die Blätter ca. alle zehn 
Minuten gründlich durchgerührt. Je 
schneller die Blätter trocknen, desto bes­
ser ist die Qualität. Die zweite Methode. 
man läßt die Blätter leicht fermentieren, 
setzt sie dem Regen aus und stampft sie 
mit den Füßen (Coca Picada). Die Blät­
ter werden bis zum Abtransport in küh­
len und trockenen Schuppen gelagert. 



Dann werden sie zu Ballen gepreßt und 
in Körben. Säcken oder Bananenblättern 
verpackt. 

Aus einer Tonne frischen Cocablättern 
verbleiben etwa 200 Kilogramm getrock­
nete Cocablätter, die ca. 10 Kilogramm 
Cocapaste ergeben. Aus den I 0 Ki Ia­
gramm Cocapaste sind 4 Kilogramm 
Kokainbase (Rohkokain) und 2 Kilo­
gramm reines Kokainhydrochlorid zu 
gewinnen. Die Cocablätter werden mit 
Wasser und Schwefelsäure aufgego sen 
und dann mit den Füßen von den soge­
nannten pisacocas (Cocatretern) zusam­
mengestampft Nach Zugabe von Kalk 
und Natriumcarbonat in die grün-braune 
Brühe bildet sich ein gräulicher Brei, die 
rohe Cocapaste (coca pasta, coca bruta, 
pasta basica bruta, pasta base sulfato). 
Diese Cocapaste 
wird durch mehr-
fache Reinigungs­
prozesse unter Bei­
mischung von 
Äther, Aceton, 
Ammoniak, Pott­
asche zu der grau-
en bis bräunlichen 
Kokainbase (pasta 
basica lavada, sul­
fato basico) ver­
edelt. Durch Fil­
trieren werden Ko­
kain Rocks mit ei- 2 
ner Reinheit von g 
70 bis 85 Prozent a 

E 
gewonnen. So- -~ 
wohl in der Paste ~ 

0 
als auch in der & 
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Aufkochen von KokainHCl mit Backpul­
ver (Natriumbikarbonat) gewinnt man ein 
Gemisch aus Kochsalz (NaCI) und Ko­
kainbicarbonat, welches Crack genannt 
wird und bei 96 Grad Celsius mit fein 
knackendem (to crack) Geräusch als freie 
Base verdampft. 

Beim Kauen der Cocablätter wird nur 
ein Teil des Alkaloids extrahiert und noch 
weniger gelangt in die Blutbahn. So 
kommt es beim erfahrenen Coca-Kauer, 
im Gegensatz zum Konsumenten des ge­
reinigten Alkaloids Kokain. nur selten zu 
einer voll entwickelten Sucht (Kokainis­
mus). 

Kokain wird in der Regel als Hydro­
chlorid, als Salz der Salzsäure in weißer, 
kristalliner Form, dem Schnee, ge­
schnupft, von den Schleimhäuten gut 

körperlichen Bereich zu keinen wesent­
lichen Veränderungen. Die Herz-Kreis­
lauf-Funktion wird beschleunigt, die Pu­
pillen der Augen erweitern sich. Die kör­
perliche Leistungsfähigkeit oder besser 
die Bereitschaft nimmt zu. wobei die psy­
chischen Auswirkungen erheblich sind. 

Dauerhafter Kokainkonsum führt da­
gegen zu physischen und psychischen 
Veränderungen. Mit einem allmählichen 
körperlichen Verfall geht eine Vernach­
lässigung der Körperhygiene und Ernäh­
rung einher. eben der schmerzstillen­
den Wirkung führt es auch zur Überwin­
dung von Hunger und Müdigkeit. Ein 
körperlicher Folgeschaden ist zum Bei­
spiel die Perforation der Nasenscheide­
wand, oder ein Leberschaden. Der Ko­
kainismus ist durch starke psychische 

Abhängigkeit und 
ausgeprägte Ten­
denz zur Dosisstei­
gerung gekenn­
zeichnet. Allein die 
psychische Abhän­
gigkeit von Koka­
in ist so stark. daß 
man Kokain zu 
den stärksten Be­
täubungsmittel 
zählen muß. Koka­
in ist das Beispiel 
einer ausschließ­
lich psychischen 
Abhängigkeit. 

Base ist Kokain als 
Sulfat enthalten. 

Kokain gilt als Champagner unter den Drogen - hier haben wir von jedem etwas* 

Der Kokain­
rausch verläuft in 
drei Stadien. Im 
anfänglichen eu­
phorischen Stadi­
um kommt e zur 

Durch Beimischung von Salzsäure, Äther 
oder Aceton wird das weiße, feintlocki­
ge Kokainhydrochlorid (white stuff. 
tlakes, chlorhidrato de cocaina) mit ei­
ner Reinheit von 95 bis 99 Prozent ge­
wonnen. Vielfach wird das Kokain aber 
nicht als Kokain-Salzsäure-Salz (Kokain­
HCl), sondern als Kokainbase gehandelt. 
KokainHCl löst sich gut in Wasser oder 
Blut und anderen Körperflüssigkeiten auf 
und kann über die Schleimhäute von 
Darm und Nase aufgenommen. ge­
schnupft oder injiziert werden. Kokain­
HCl ist schwer rauchbar und man ver­
schwendet dabei viel. Die Salzsauren Hy­
drokristalle können allerdings in einer 
wässrigen Lösung mit Ammoniak, Äther 
oder Chloroform gelöst werden und lie­
gen dann nach Abfilterung als rauchbare 
freie Kokainbase (free base) vor. Durch 

absorbiert. weniger gut vom Magen­
Darm-Trakt. Beliebt ist auch das Rauchen 
oder Inhalieren von freier Kokainbase 
oder Crack (Chase the dragon). Häufig 
wird das Kokain auch im Tee oder in al­
koholischen Getränken aufgelöst und ge­
trunken oder als wäßrige Kokainlösung 
subkutan oder intravenös injiziert. 

Kokain wird außerdem zu erotischen 
Liebesspielen benutzt. Zum Beispiel rei­
ben sich beide Partner die Geschlechts­
teile mit in Olivenöl gelöstem Kokain ein. 
um ein gesteigertes Lustverhalten zu er­
reichen. 

Die Wirkungen des Kokains beim Ge­
legenheitskonsum ist deutlich vom Dau­
erkonsum zu unterscheiden. Die körper­
lichen und psychischen Wirkungen sind 
voneinander zu trennen. Beim Gelegen­
heitskonsum kom~t es in der Regel im 
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Steigerung von Stimmung, Antrieb und 
KontaktfähigkeiL zur Beschleunigung 
von Denkabläufen. Steigerung des 
Selbstgefühls und zur sexuellen Stimu­
lierung. Die Libido wird gesteigert. der 
Eintritt des Orgasmus beim Geschlechts­
verkehr verzögert bzw intensiviert. 

Im zweiten Stadium, dem eigentlichen 
Rauschstadium, werden diese Erschei­
nungen abgelöst durch optische, akusti­
sche oder taktile Halluzinationen. 

Das drine Stadium wird als Depressi­
on in unterschiedlichem Ausmaß erlebt. 
Neben dem Wunsch. die Kokaineupho­
rie erneut zu erleben. kommt es oftmals 
zu Ängsten. Verfolgungsideen. Schuld­
und Minderwertigkeitsgefühlen. 0 

*Mit Sicherheit nicht in den Räumen der 
Iichtblick-Redaktion. 
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Zwangsfall 
{. .. ] Weder mein Vollzugsplan noch eine 
der Vollzugsplanfortschreibungen (letz­
te Febr.J999) sah meine Verlegung in die 
Lehrter Str. vor. Am Dienstag den 
23.03.99 gegen Jff!O Uhr wurde ich vom 
diensthabenden Beamten im Schulgebäu­
de [hier nahm der Schreiber dieses Brie­
fes an der internet-Gruppe teil] ans Te­
lefon gebeten. Dort eröffnete mir der für 
mich zuständige Gruppenleiter [. .. }, daß 
ich am Folgetag JOD Uhr in die JVA Lehr­
ter St1: verlegt werde. 

Ich erkläre ausdrücklich meine Ableh­
nung, weise auf erforderlichen unmittel­
baren Zwang h~n, wenn man mich doch 
verlegen wolle. Er [der Gruppen/eiter] 
kündigt an, daß man ihn {den unmittel­
baren, also körperlichen Zwang} ggf. an­
wenden wird. 

So ist es dann auch am Folgetag. [. .. } 
Ich bin Vollzeitstudent an derFernUni 

Hagen. In die JVA-Tegel kommt regelmä­
ßig eine Vertreterin der FernUni zur Be­
ratung { .. . ] In die Anstalt Lehrter Str. 
nicht. Das, und wie ich nun mein Studi­
um (6. Semester) weiterführen kann, in­
teressiert in der JVA-Tegel weder An­
stalts- noch Gruppenleiter soviel, daß sie 
mich eines Gesprächesfür würdig gehal­
ten hätten. 

Genausowenig interessiert es sie, daß 
in der Anstalt Lehrter Str. ein Spritzen­
ausgabeprojektfür Drogenleute durch­
geführt wird, in dem ich als Nicht-BTMer 
im Projektgeschehen, welches viele hun­
derttausend DM kostet, nur störe. So ar­
beitet die JVA-Tegel mit Menschen. 

{Inzwischen ist der Häftling auch dank 
des Einsatzes von Anstalts- und Vollzugs­
beiräten wieder zurück in die JVA-Tegel 
verlegt worden.} R. Pohl, 29.03.99 

Mitmachen 
[. .. ]Die Notwendigkeit der Gründung ei­
ner Einrichtung zur Dokumentation von 
Menschenrechtsverletzungen und Kor­
ruption dürfte inzwischen jedem Bürger 
einleuchten. { ... ] Der unbedarfte ehrli­
che Bürger ist der Unterlegene, wenn er 
versucht, sein Recht zu bekommen und 
dabei die Kreise der Herrschenden stört. 
In solchen Fällen steht der staatlich ga­
rantierte Rechtsschutz nur auf dem Pa­
piet: { ... ]Dennoch hat unsere Justiz ei­
nen guten Namen, weil die vierte Gewalt, 
unsere Medien, solche Skandale nicht 
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ausreichend anprangert. Oft arbeiten 
Journalisten mit Behörden zusammen, 
weil sie ansonsten geächtet werden. 

Zur Erhaltung unsererfreiheitlich-de­
mokratischen Grundordnung ist es unbe­
dingt erforderlich, das sich verantwort­
liche Menschen zusammenfinden, die sol­
che undemokratischen Machenschaften 
aufdecken und an den Pranger stellen. 

Aus diesen Uberlegungen heraus 
stammt die Idee zur Gründung des Insti­
tuts CURARE. { .. . } 

Es gilt, Rechtsverdreher und Heuch­
ler in Verwaltungen und Politik zu ent­
larven und an den Pranger zu stellen. 
[ ... ] 

fordern Sie Unterlagen an bei 
Institut Curare, Klaus Mülle1; Deich­

str. 69, 21 785 NeuhauslOste 

Kontakte 
Liebe Redaktion.' [ ... ] Da ich viele Ge­
fangene betreue und mich für deren In­
teressen einsetze möchte ich Euch heute 
auch einmal ein paar Zeilen zum Thema 
»Soziale Kontakte nach draußen« schrei­
ben [ ... ] zu leicht geht vergessen, daß die 
Gefangenen zwar u.a. »Straftäter« sind, 
doch andererseits genauso Menschen wie 
Du und ich sind. 

Vorrangig geht es hier um Mitmen­
schen, die innerhalb des Strafvollzugs die 
schwächste und am meisten benachtei­
ligte Gruppe darstellen, nämlich dieje­
nigen ohne Kontakte nach draußen [ ... ] 
Diese Menschen sind doppelt bestraft. 
Wer keinen Zuspruch und Halt von au­
ßerhalb der Mauern erfährt, für den ist 
die Haft besonders hart. Viele zerbrechen 
de facto daran. Und: Diejenigen, welche 
dann doch letztendlich ohne Kontakte 
nach draußen selbständig und allein ent­
lassen werden-für die stellt sich die Fra­
ge nach der Möglichkeit echter Resozia­
lisierung. Hier aber geben nicht nur die 
immensen Rückfallquoten Antwort, nein, 
selbst Hans Fallada beschreibt die Situa­
tion in seinem Werk » Wer einmal aus dem 
Blechnapffrißt ... «. Der Romanheld, der 
straffällig gewordene Willi Kufalt, wird 
nachfünf Jahren aus dem Gefängnis ent­
lassen. Von gutem Willen beseelt schei­
tert er dennoch bei seinem Versuch, sich 
wieder in die bürgerliche Gesellschaft 
einzuordnen. Er zerbricht an den Vorur­
teilen seiner Umwelt. Fast erleichtert 
kehrt er ins Gefängnis zurück - seinem 
einzigen »Zuhause<<, wo er seine Ruhe 
findet. 
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So empfehle ich jedem inhaftierten 
Mitmenschen, die Zeit im Knast auch 
dazu zu nutzen, Kontakte, beständige 
Verbindungen, zu schmieden. { .. . ] Fried­
rich Lück, Privat-Detektiv, 01.04.99 

Ehrlichkeit 
[. .. ]arbeite recht brav unter dem Man­
tel der Justiz, dann kannst du auch un­
gestraft - oder nur mild bestraft- deine 
kriminellen Emotionen ausleben![. .. ] 

Das alles wußte bereits Friedrich der 
Große, welcher zu sagen pflegte: »Der 
geringste Bauer und Bettler ist ebenso ein 
Mensch wie der König. Ein Justizkolle­
gium, das Ungerechtigkeiten ausübt, ist 
gefährlicher und schlimmer als eine Die­
besbande. Vor der kann man sich schüt­
zen! Aber vor Schelmen, die den Mantel 
der Justiz gebrauchen um ihre üblen 
Pressionen auszuführen- vor denen kann 
sich kein Mensch hüten. Sie sind ärger 
als die größten Spitzbuben in der Welt 
und meritieren eine doppelte Bestra­
fung! << 

Gewiß, es wäre unfair, nicht zu erwäh­
nen, daß es Gott sei Dank eine Vielzahl 
von Richterinnen, Ermittlern, Polizei- so­
wie Justizvollzugsbeamte gibt, die es mit 
ihrem Beamteneid ehrlich meinen, und 
das ist auch gut so. 

Doch leider besteht auch eine große 
Menge aufgeführter Menschen, die sich 
unter dem Mantel der Justiz listig, gemein 
und kriminell austoben, und diese kran­
ke Wurzel müßte endlich durch Ehrlich­
keit {. .. } verbunden mit einer Mensch­
lichkeit, ausgebrannt werden. [. .. } 

Wolfgang W, 23.03.99 

Mißbrauch 
{. .. }Betreff: Auszug aus meinem Gedicht 
»Der Strafvollzug« im liehtblick 1-21 
1999. 

Hier wurden Verse meines lyrisch sa­
tirischen Gedichtes zweckentfremdet; in­
dem es als kritischer Einwand zum Straf­
vollzug mißbraucht wurde. Seite 27, Ant­
wort des Berliner Justizsenators D1: Er­
hart Körting auf die kleine Anfrage (Nr. 
4630) der PDS Abgeordneten Monika 
Dott, die unter anderem wissen wollte, 
wieviele Bunker es im Berliner Strafvoll­
zug gäbe. 

Auszüge meines Gedichtes sollten -
nach Absprache mit den Mitarbeitern des 
Iichtbiicks - auf der Seite »Gedichte« 



erscheinen. Dies ist nicht geschehen! 
Dieser Mißbrauch schiidigt das Ansehen 
meiner Person. 

Ich fordere die Mitarbeiter des Iicht­
biicks auf, dies im nächsten liehtblick 
richtigzustellen und mir dies schriftlich 
zuzusagen, bis zum 26.04.1999. 

Von einer Unterlassungsklage sehe 
ich ab, da ich im Globalen die Arbeit des 
Iichtbiicks als wertv_off einschätze. 

Mit freundlichem Gruß, S. Böttcher, 
20.04.1999 

Nur der Bitte um Richtigstellung we­
gen sei dieser Leserbrief noch seitens der 
Redaktionsgemeinschaft des Iichtbiicks 
kommentiert: Daß S. Bött-
cher mit seinem knapp zwei 
DIN A 4 Seiten langen Ge-
dicht nicht den Strafvollzug 
kritisieren wollte, ist keinem 
der Leser dieser Verse aufge­
fallen - der liehtblick bit­
tet um Vergebung. 

Daß »Der Strafvollzug« 
weder in voller Länge noch 
auf der Gedichtseite erschei­
nen, sondern auszugsweise 
in einem Artikel verarbeitet 
werden würde, ist dem Ver­
fasser direkt nach der ent­
sprechenden Redaktionsbe­
sprechrmg mitgeteilt worden 
- und zwar, wegen seines 
häufigen Nachfragens, wie­
derholt. 

Alles in allem bedauert es 
die Redaktionsgemeinschaft 
des Gefangenenmagazins 
der Iichtbiick, durch den 
Abdruck einer guten Ge­
dichtpassage so viel Unmut 
ausgelöst zu haben - ande­
rerseits: vielen Menschen 
hat der Auszug wirklich_sehr 
gefallen. 0 

Angekettet 
[. .. ] In der Nähe des Fischerorts Na­
thrang (nördliches Südvietnam) traf ich 
eine Frau [. .. ] vor ihrem kleinen Haus 
sit:_end. Sie schluchzte auf Viemame­
sisch. 

Ein junger Mann, der vorbeikam, er­
klärte mir[. .. ], daß die Frau große Pro­
bleme mit ihrem offenbar sehr aggressi­
ven Mann habe. Der sei wohl psychisch 
krank und müsse angekettet(!) daheim 
ausharren [siehe Foto-Ausschnitt}. Es 
gebe keine medizinische Versorgung psy-
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chischer Art in weitem Umkreis.[ ... ] Üb­
rigens sind die anderen Personen auf 
dem Bild Nachbarn des Betroffenen.[. .. ] 

Wolfgang Klawonn, 07.04.99 

Suchtzwang 
Am 25.03.99 bin ich nach Plötze Haus 
111 (Lehrter Str.) verlegt worden. Wenn ich 
nicht freiwillig hierhergegangen wäre, 
hätte man mich mit Gewalt transportiert 
[vgl. den Leserbrief »Zwangsfall«]. Ich 
bin hier angekommen und habe den er­
sten Schock bekommen als meine Zelle 

geöffnet worden ist. Als erstes ist mir ein 
Spritzbesteck mit Bedienungsanleitung 
in die Augen gefallen. Die hab' ich Mit­
tags abgegeben. Der Bulle hat gesagt, 
ich muß sie wieder mimehmen, weil sie 
zum Jnventar gehört [eine Reduzierung 
des Häftlingsaufkommens ist durch die 
Ausgabe von Schußwaffen sicher schnel­
ler ::.u erreichen, als durch das hier prak­
tizierte Verfahren, die Häftlinge erst süch­
tig zu machen und sie sich dann zu Tode 
spritzen zu lassen]. So 'n Dreck will ich 
nicht in meiner Zelle haben, hab' ich ge­
sagt und bin gegangen. [ ... ] 
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Zur Zeit gehen 9 Leute in Plöt:_e ar­
beitelz. Das soll abgeschafft werden. Auf 
jeder Station mit etwa 20 Mann gibt es 
Kalfis. Dazu noch Hauskammer-Leute, 
Zentralkaifis und noch zwei oder drei 
andere Posten. Das war's dann schon. 
[Das heißt, die Häftlinge haben nicht ein­
mal die Möglichkeit, sich das Geld für 
ihre Drogen legal zu erarbeiten.] 

Das Haus ist sauber. Duschen gibt es 
aufjeder Station. Auch einen Tagesraum 
und einen Tischtennis-Raum. Auf der 
[Station] I ist ein großer Kraftsport raum. 
Der Basketball-Platz wird selten benut:t. 

Die Beamten haben von nichts 'ne 
Ahnung oder wollen keine 
haben. Jedenfalls wissen alle, 
daß dies ein Drogenhaus für 
Fixer werden soll. Aber was 
genau passieren soll, kann 
keiner erklären. [ ... ] Der 
hiesige Anstaltsleiter soll 
schon in Tegel nichts getaugt 
haben [. .. ] 

Es gibt hier :_wei 
Sozialarbeiter(innen). Auch 
nicht besser als in Tegel. Ei­
nen Schließer, den ich noch 
von '93 kenne, habe ich ge­
fragt, ob es besser oder 
schlechter geworden ist. 
»Schlechter« war seine Am­
wort. 

Was man in Tegel auf Hiit­
te [in seinem Haftrawn] ha­
ben konnte, wird einem hier 
abgenommen (teilweise). Je­
der der die Möglichkeit hat, 
kann sich im Monat drei 
12er Telefonkarten schicken 
lassen. 50er Karten sind hier 
verboten. Einkauf gibt es 2x 
im Monat. Aber die meisten 
Leute leben ja doch nur vom 
Taschengeld [ ca 50,- DM 
monatlich]. 

Man darf hier eigene Bett­
wäsche' haben. Aber Waschmaschinen 
gibt es nicht. Sprechstunden sind alle 14 
Tage. immer 'ne halbe Stunde. Von Son­
dersprechstunden hat man hier noch 
nichts gehört. Die Beamten sieht man 
meist nur :u den Essen-Ausgaben. [. .. ] 

Einschluß beginnt um 2JJO Uhr. Es soff 
aber geplant sein, den Einschluß auf2(Jl0 
Uhr vorzuverlegen. [. .. ] 

Mit der Post scheint hier 'was nicht zu 
stimmen. Es verschwinden angeblich zu 
viele Briefe. Die Zeitungen, die mir aus 
Tegel nachgesandt werden, sind erst zwei 
oder drei Tage später hier. 
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Sprechscheine aus Tegel oder anderen 
Anstalten können hier venvendet wer­
den. Dienstags, Mittwochs und Donners­
tags finden die Sprechstunden statt. Im 
ganzen Haus gibt es zwei Telefonzellen. 
Aber die sind selten besetzt. [ ... ]Als ich 
in Tegel angerufen habe[ ... ] und gesagt 
habe, daß ich wieder zurückkomme, 
wußte er [der Sozialarbeiter] das schon. 
Wir sollten aber nicht ihm die Schuld 
geben. Er hat nur die Senarsanweisung 
befolgt und kann nichts dafür, daß Plöt­
:.ensee sich bei der Anforderung der Leu­
te falsch ausgedrückt hat. 

Angeblich sollten wir ja keine Nach­
teile haben, wenn wir hierher kommen. 
[ ... } Da meine Verlegung in die Lehrter 
Str. ja ein Versehen der Anstalt war, wäre 
es nur gerecht, wenn ich meinen alten 
Job wiederbekonune. [ ... ] Seit dem 6.4. 
bin ich mit einerneuen Buch-N1: wieder 
in Tegel gelandet.[ ... ] Seit dem 25.3 bin 
ich ohne Arbeit[ ... } 

Bemd F., ( Briefeingang am) 12.04.99 

. Anwälte 
Sehr geehrtes Redaktioi!Steam [ ... } Wer 
har es niclu schon erlebr oder kennt es 
aus Filmen und F emsehen, wenn jeman­
dem seine »Rechte« vorgesprochen wer­
den ? Zitat anf: ... sie haben das Recht 
auf einen Arm·afr [ ... / usw. usw. 

Mit diesem Spruch fängt der Ärger 
meistens schon an! Denn was ist ein An­
!valt des Rechrs? Ein freischaffender 
Künstler? Ein Helfer in der Not? Oder 
nur ein be::_ahlter zweiter Staatsanwalt? 
Auf alle Fälle jedoch ein Dienst­
/eistungsauftrag[nehmer], der in meinen 
Augen für seine »Leistung« :.u hoch be­
:.ahlt wird, bzw. werden muß! Wer nicht 
so viel Geld hat oder zahlen kann, ist 
der Dumme [. .. ] meine Beobachtungen 
bei Bekannren und Freunden haben er­
geben, daß Anwälte in erster Linie ihre 
Interessen vertreten, nämlich erst die 
Vollmacht und dann das Honorar [zu 
kassieren/! Mit der Vollmacht haben sie 
ihr Geld schon verdient, denn es spielt 
überhaupt keine Rolle, wie der Fall ver­
läuft und ob man gewinlll, der Anwalr 
hat [immer] gewonnen! Sein Geld ist si­
cher. [ ... ] Auch Staatsanwälte haben. 
rrorz besrehender Gefühllosigkeit [ ... ] 
nur da~ Gesetzbuch { .. . ] im Sinn, sind 
auch finanziell unabhängig! Rechtsan­
wälte hingegen sehen als erstes nur Geld 
und als letztes auch nur ihr Honorar![ ... ] 
Meine Devise lautet: Keine Mark (od. 

34 

Leserbriefe 

Euro) mehr für Anwälte.' Hätte ich alles 
Geld, welches ich für und an Anwälte 
ausgab, gespart, könme ich hellte eine 
schöne Weltreise machen [ ... ]! 

Eugen B., 06.06.99 
Für 48 Pfennig pro Minute gibt der 

Deutsche Anwaltsverein telefonisch 
(018051181805) Auskunft über 50.000 
Spezialisten. 0 

Frauenspiel 
[. .. /Wie Ihr vielleicht gelesen habt, sind 
wir [>>das Thearer-Team der JVAfiir Frau­
en/Lichtenberg«] mir großem E1folg -
und großer Bewachung - in der Volks­
bühne aufgetreten. [ ... ]Es war fiir uns 
ein unvergeßliches Erlebnis, und wir 
möchten auch nochmal gan:. öffemlich 
sagen: unsere Beamten waren echt toll, 
supergw drauf und kein bischen büro­
kratisch. Und dafür sagen wir »Danke«. 

Wir wären auch wahnsinnig gern in 
[der JVA-} Tegel aufgetreten, aber uns 
wurde gesagt, in Tegel gäbe es sooo vie­
le kulturelle Veranstaltungen, da sei für 
uns einfach kein Platz. { ... } 

Wir bereiten llUil ein neues Stück v01: 
Geplant ist, daß die Premiere am 6. Juli 
99 hier in der JVA-Lichtenberg sein soll. 
In diesem Stück spieleil wir ::_usammen 
mir Jura-Studemen, mehr wird nicht ver­
raten. 

Vielleicht ist es ja diesmal möglich, in 
Tegel zu spielen. Wir wiirden wahnsin­
nig gern kommen. Fragt doch mal nach, 
ob Ihr uns diesmal sehen dü1jt. Für uns 
Frauen wäre es auch eine Art Belohnung 
für die anstrengende Theaterarbeit. Wir 
arbeiten schließlich alle immer bis I 5JO 
Uhr, dann ist gerade noch Zeit zum Du­
schen, irgendetwas :u essen und dann 
ab zur Probe, bis Il)l0 Uhr. oft sogar ein 
bischen länger: Viel Zeit für andere Sa­
chen haben wir dann nicht. Wir proben 
Samstags, und wir richten uns unsere 
Sprecher sogar so ein, daß wir bloß kei­
ne Probe versäumen. 

Wir denken, wir hätten eine kleine Be­
lohnung verdient, oder etwa nicht? 

Unser Theater-Team von draußen ist 
irre engagiert, auch wen11 es mit uns oft 
nicht einfach ist. Gudnm Herrhold macht 
bei u11s Regie und Saskia Draxler die 
Dramaturgie, und sie machen es gut, so­
gar sehr gut. Hut ab, vor so viel echtem 
Interesse an >>gescheiterten Existenzen«. 
Und das tollste ist, u11ser Team von drau­
ßen gibt uns Frauen das Gefiih/, daß wir 
doch nicht so nutzlos und schlecht sind, 
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auch 11'enn wir »hinter den Mauern le­
ben«.[ ... ] Theatergruppe JVA für Frau­
en Lichtenberg - Sigrid- I 3.05.99 

Moabit 
Liebes Libli Team, meine Hochachtung 
[ ... ]an Euer Motto zum Aufruffür mehr 
Solidarität unter Gefangenen. Denn die 
Hoffnung stirbt :.ulet:t, und wer sich Un­
recht nicht widerset:t, hat keine Stimme. 
[ ... } Ein »in dubio pro reo« oder »ars 
boni er aequi« wurde längst aus der deut­
schen Rechtsprechung gestrichen, und 
»Denunziarismus« unter den Delinquen­
ten ist gang und gäbe. Auch und gerade 
Haftlockerungen sind beliebte Köder: 
[. .. } »Die Strafe, die züchtigt ohne zu ver­
hüten, heißt Rache«, publiziert der Au­
rar Albert Camus, und Goethe wußte, 
>>der gute Mensch i11 seinem dunklen 
Drange ist sich des rechten Weges wohl 
bewußt«[ ... /. 

Seit Anfang 98 ist die Nutzung eines 
Minicomputers (u.a. Playstation [PS]) 
im Haftraum u11ter Vorbehalt, natürlich 
nur auf Stromzellen, gestattet. Da es die 
richtige Software gestattet, mit der rich­
tigen »PS« Musik ::_u komponieren und 
dies mei11 Job ist, wurde mein Antrag po­
sitiv emschieden.[ ... ] 

Einige andere Häftlinge bestellren 
ebenfalls Hard- und individuelle Soft­
ware beim Versand. Jeder der genann­
ten investierre dafür ca. 700,- DM. Al­
lerdings wurde dann die Memory-Card 
(Festplatte) nicht ausgehändigt. Bei ei­
ner Repararur könnten damit Nachrich­
ten übermittelt ll'erden, lautete die fa­
denscheinige Erkläru11g [ .. .]. Ein Gw­
achten vo11 Sony liegt vor: »Mit einem 
Brief ist es einfacher. Nachrichren zu 
übennitteln. desweiteren >liest< die Me­
mory-Cord kei11e individuellen Einga­
ben, sondern einzig Spie/stände, Musik­
stücke und Strategien« [ ... }. 

Jörg W. G., 17.05.99 

Achtung Absender! 
Aus wh/reichen Briefen können wir 
nicht oder meist nur schwer lterausle­
sen, ob sie zur Veröffentlichung be­
stimmt sind oder nur das redaktionelle 
Informationsbedürfnis befriedigen sol­
len. Hier wäre ein Fingeneig ltilfreich, 
ebenso ein Hinweis darauf, ob der 
Name des Absenders gegebenenfalls 
voll, abgekünt oder (nur in absoluten 
Ausnahmejälle11) gar nicht genanTII 
werden soll. libli 



Wenn es dem 
Nachbarn ... 

Wie oft ein Wohnungseigentümer sei­
ne Nachbarn mit Grillduft belästigen 
darf, entschied letztens das Bayrische 
Oberste Landgericht. Nach Ansicht der 
Richter seien im Falle einer Wohnan-

Iage in Garmisch-Partenkirchen, fünf 
Holzkohlenfeuer pro Sommer zu mut­
bar. 

Das gelte aber nur dann, wenn der 
Grill am Ende des Gartens aufgebaut 
werde. 

Eine Frau, die im zweiten Stock 
über dem Garten wohnte, verklagte 
ihren grillbegeisterten Nachbarn. Sie 
wollte ihm sein Hobby ganz verbieten. 
Vor dem Amtsgericht hatte sie damit 
Erfolg, unterlag aber vor dem Landge­
richt München II. 

Die örtlichen Gegebenheiten seien 
entscheidend, wenn es um Einschrän­
kungen des Grillans gehe, betonten die 
Richter. Eine Rolle spiele Größe und 
Lage des Garten und das Grillgerät 
Im vorliegenden Fall sei eine uneinge­
schränkte Grillerlaubnis für die Nach­
barn »ein unzumutbarer Nachteil«. (FR, 
14.05.99) 0 

Wehrt 
Euch 

Eine Heidelberger Autofahrerin stellte 
ihren Wagen im Nordend auf einem 
Fußgängerüberweg ab. 

Die Halterin des Heidelberger Fahr­
zeugs traf vor dem von der Polizei 

Medien 

bestellten Abschleppdienst bei ihrem 
Wagen ein. Eine Kontrolle ihrer Papie­
re durch die Polizei lehnte sie aber ab. 
Die Polizisten weigerten sich darauf, 
sie losfahren zu lassen. Darauf setzte 
sich die Frau ans Steuer und schloß 
die Fahrertür. Als einer der Beamten 
nun hinter das Fahrzeug trat, um die 
Autonummer abzuschreiben, startete 
sie den Wagen, setzte rückwärts und 
fuhr dem Mann in die Beine. Er lande­
te auf dem Kofferraumdeckel und wur­
de ein paar Meter mitgerissen. Seinem 
Kollegen gelang es, die Wagentür zu 
öffnen; als er nach dem Zündschlüs­
sel griff, zerkratzte die Fahrerin erst 
seine Hand und biß ihm dann in die 
Schulter. Während sich der verletzte 
Polizist im Krankenhaus versorgen 
ließ, wurde festgestellt, daß die Auto­
fahrerin »nicht unter Alkohol noch un­
ter anderen bewußtseinstrübenden 
Stoffen stand«. (FR,17.05.99) 0 

Ausbildung 
schützt 

Die berufliche Ausbildung von Straf­
gefangenen in der Haft schützt nach 
Ansicht des bayrischen Justizmini­
sters Sauter (CSU) die Allgemeinheit 
vor Straftaten. »Gut ausgebildete Ge­
fangene haben nach der Haftentlas­
sung eine echte Chance, im Arbeits­
leben Fuß zu fassen und ihren Lebens­
unterhalt auf redliche Art und Weise 
zu verdienen", sagte Sauter in Mün­
chen. ln den 37 bayrischen Justizvoll­
zugsanstalten nahmen nach Sauters 
Angaben 1 998 etwa 4600 Gefangene 
die angebotenen Ausbildungmöglich­
keiten wahr. 433 Häftlinge machten 
eine Berufsausbildung, 95 legten die 
Gesellen- oder Facharbeiterprüfung ab. 
44Prozent aller Gefangenen besäßen 
beim Haftantritt keine abgeschlosse­
ne Berufsausbildung, sagte Sauter. 
Nach der Entlassung sei deshalb oft 
der Weg über Arbeitslosigkeit in eine 
neue Kriminalität vorgezeichnet. (FAZ, 
30.03.99) 0 
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Lieber Knäste 
ohne Ende 

Die Zahl von Haftplätzen für den offe­
nen Vollzug reicht in Berlin bei weitem 
nicht aus. Die dafür in Frage kommen­
den Gefangenen aus den Anstalten 
Tegel und Charlottenburg können aus 
diesem Grund nicht verlegt werden, 
wie Justizsenator Ehrhart Körting 
(SPD) auf eine parlamentarische An- . 
frage der PDS mitteilte. Die Wartezei­
ten auf einen Platz lägen im Einzelfall 
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bei bis zu drei Monaten. Die Umwand­
lung einer »geschlossenen« Anstalt in 
eine des Offenen Vollzuges bezeich­
nete der Senator jedoch als »abwegig«. 
Angesichts der Überbelegung sei kein 
»geschlossenes« Gefängnis verzicht­
bar. Vielmehr müßten dringend weite­
re Haftplätze geschaffen werden. Nach 
Angaben Körtings waren Anfang Mai 
1270 Personen im Offenen Vollzug. 
(Tagesspiegel, 01.06.99) 0 

Mit der großen 
Kelle 

Der als " Richter Gnadenlos« bekannt­
gewordene Hamburger Amtsrichter 
Ronald B. Schill hat wieder zugeschla­
gen. 

Gegen ein am Vortag unter Tumul­
ten verkündetes Urteil kündigte jetzt 
sogar die Staatsanwaltschaft Berufung 
an. Die Anwältin des 33jährigen hatte 
dies schon getan. Schill hatte einen 

die~ · 

33 Jahre alten Mann aus der linken 
Szene wegen Nötigung von Polizeibe­
amten zu 15 Monaten Haft ohne Be­
währung verurteilt. Nach den Tumulten 
im Gerichtssaal verhängte Schill auch 
noch Ordnungshaft gegen zwei Män­
ner. 

Schill hat wiederholt zu milde Urtei­
le für Gewaltverbrecher moniert und 
die Staatsanwaltschaft als zahnlosen 
Papiertiger bezeichnet. (taz vom 
21.05.99) 0 
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Grüner hinter 
Gittern 

Ein Polizist des Landeskriminalamtes 
Thüringen ist zu lebenslanger Haft 
verurteilt worden. Das Landgericht 
Gera befand den 33jährigen Spreng-

Neues Deutschland 

Stoffexperten des Mordes, des zwei­
fachen versuchten Totschlags, der 
Körperverletzung und der Geiselnah­
me für schuldig. Der Mann hatte 
Ostern 1998 in Bad Klosterlausnitz 
nach einem Streit einen 25jährigen 
Freund der Familie erschossen. (Neu­
es Deutschland, 07.05.99) 0 

Wird es zur 
Regel werden? 

Wegen Faulheit ist ein Beamter des 
Regierungspräsidiums Tübingen in ei­
nem bundesweit einzigartigen Fall um 
einen Dienstgrad zurückgestuft wor­
den. Das entschied das dafür zustän-

dige Verwaltungsgericht Dem seit über 
20 Jahren beim Regierungspräsidium 
tätigen Mann wird vorgeworfen, die 
Arbeitszeiten nicht eingehalten sowie 
die ihm vorgelegten Akten nur schlep­
pend oder gar nicht bearbeitet zu ha­
ben. (taz, 30.05.99) 0 

Ob sie wollen 
oder nicht 

Ab Mitte des Jahres werden in Berli­
ner Gefängnissen alle Sexualstraftä­
ter ein Therapieangebot erhalten. Dies 
kündigte Justizsenator Ehrhart Körting 

(SPD) gestern bei der Vorstellung ei­
nes Berichtes über Sexualdelikte an. 
Die Justitzverwaltung setze damit eine 
entsprechende Gesetzesänderung des 
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vergangenen Jahres um. ln der Voll­
zugsanstalt Tegel wird dazu eine zu­
sätzliche sozialtherapeutische Anstalt 
eingerichtet. DerzE?it verbüßen 272 
Täter eine Haftstrafe wegen Sexual­
delikten, darunter zwei Frauen. ln the­
rapeutischer Behandlung befinden 
sich gegenwärtig 1 OS der Insassen. 
Wie aus dem Bericht weiter hervor­
geht, hat die Zahl der Vergewaltigun­
gen in Berlin zugenommen. 1995 wur­
den 502 Vergewaltigungen aktenkun­
dig, 1997 waren es 697, im ersten 
Quartal 1998 bereits 201 Fälle. (taz, 
02.06.99) 0 

Die Bank ihres · 
Vertrauens 

Wegen Millionenbetruges an drei Kun­
den sitzt ein Mitarbeiter der Deutschen 
Bank auf der Anklagebank des Land-

gerichts. Innerhalb von neun Monaten 
soll er 1998 als Filialleiter 5,6 Millio­
nen Mark erschwindelt haben. Allein 
4,9 Millionen Mark soll er von dem frü­
heren Inhaber eines Autohauses erhal­
ten haben, um angeblich das Geld 
hochverzinst zu vermehren. (taz, 
05.05.99) 0 

Potenz­
Katalysator 

Mit zwei Jahren auf Bewährung und 
8.000,- Mark Geldbuße muß ein 34 
Jahre alter Zollbeamter für seinen 
Hang zu Waffen büßen. Das Amtsge-

f'mnldurlerBundschau 

richt Frankfurt befand ihn des illega­
len Besitzes von zwei Maschinenpi­
stolen für schuldig. Dem Urteil zufol­
ge hatte sich der Beamte die Waffen 
in einem vor allem von Kroaten be­
suchten Lokal in Frankfurt beschafft, 
ohne je mit ihnen zu schießen. Vor 
Gericht sagte er, er habe sich die Waf­
fen aus »Prestigegründen« zugelegt. 
Angesichts der Gefährlichkeit der Waf­
fen und des zunehmenden illegalen 
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Handels mit Schußwaffen in Frankfurt 
hielt das Gericht eine Haft-und Geld­
rate für erforderlich , wobei jedoch die 
Haftstrafe für den nicht vorbestraften 
Mann zur Bewährung ausgesetzt wer­
den könne. (FR, 1 0.04.99) 0 

Der Verstand in 
der Hose 

Wegen des Verdachts der Bestechlich­
keit und der Verletzung von Dienstge­
heimnissen ist ein 45jähriger Polizei­
oberkommissar der Arbeitsgruppe 
Ausländer in der Direktion I von sei­
nen Dienstpflichten entbunden worden. 
Der Mann soll gegen Bares, möglicher­
weise gegen kostenfreie Besuche von 
Bordellen, Razzien verraten haben. 
Polizei und Justiz ermitteln seit Februar 
gegen den Beamten. ln der Nacht zu 
Dienstag hatten ihm Kollegen des Lan­
deskriminalamtes eine Falle gestellt. 
Intern wurde eine Bordell-Razzia an­
gekündigt, für die Beamten von der Kor­
ruptionsinspektion aber war nur eines 
wichtig: Wurde auch dieserTermin ver­
raten? Als die ersten Polizisten in Zi­
vil in dem Bordell als Kunden getarnt 
erschienen, wurden sie bereits vom 
Bordellchef gewarnt: ••Heute lieber 
nicht, wir erwarten in Kürze eine Raz­
zia." Das war für die Beamten dann 
das Stichwort, um zuzugreifen. 

ln derselben Nacht wurde der Be­
amte festgenommen, aber nach einem 
Verhör wieder auf freien Fuß gesetzt. 
(Tagesspiegel, 25.06.99) 0 

Dicke 
Melonen 

Eine Polizistin im nordwestenglischen 
Manchester hat ihre Brüste drastisch 
verkleinern lassen, weil die ihr vom 
Dienstherrn zugeteilte Sicherheitswe­
ste nicht gepaßt habe, die die Polizi­
sten zum Schutz auf Streife tragen 
sollen. Das schwere, schlecht sitzen­
de Ding habe ihr stechende Schmer­
zen im Busen verursacht. Deshalb 
hätten ihr die Chirurgen die Brüste um 
jeweils rund ein Kilogramm erleichtert. 
»Jetzt fühlen sie sich nicht mehr an 
wie ein paar dicke klopfende Melonen, 
wenn ich die Weste ausziehe«, so die 
Polizistin. (taz, 21.05.99) 0 



Justizpolitik 

Hessen! 
CDU und FDP wollen den Strafvollzug der staatlichen Aufsicht entziehen 

und die Resozialisierung als vordringliches Vollzugsziel abschaffen 

Kaum im Amt, da wollen der Hessische Justizminister 
Christean Wagner (CDU) und der FDP-Landtagsfrak­
tionsvorsitzende Jörg-Uwe Hahn schon »Geschichte 

schreiben« (Der Tagesspiegel, 25.03.99) und »den härtesten 
Strafvollzug aller Länder« (Die Weh, 20.04.99) praktizieren. 

Obwohl in Hessen dank der sinnvollen und daher wirksamen 
justizpolitischen Entscheidungen der Rot-Grünen Vorgängerre­
gierung die Zahl der Straftaten »deutlich zurückgegangen« ist 
-1998 wurden »insgesamt 10.53 1 weniger kriminelle Handlun­
gen registriert als im Jahr davor« (Berliner Zeitung, 19.02.99)­
wollen die neuen Herren des Hessischen Rechts das Straf- und 
das Strafvollzugssystem in ihrem Machtbereich grundlegend 
ändern. Sie fordern die Aufhebung der grundgesetzlich vorge­
schriebenen Gewaltenteilung (Art. 20 II GG) und bezeichnen 
das (noch nicht einmal vollständig in Kraft getretene) Strafvoll­
zugsgesetz als unzeitgemäß: es sei »aus der romantischen Vor­
stellung der Resozialisierbarkeit sämtlicher Straftäter entstan­
den« (Wagner. zit. n. Tagesspiegel, 25.03.99)- das im Strafvoll­
zugsgesetz festgelegte Vollzugsziel, Häftlinge zu sozialer Ver­
antwortung zu befähigen(§ 2 S. l StVollzG), und das in § 3 ITI 
StVollzG festgeschriebene Wiedereingliederungsgebot soll in 
Hessen durch Rache ersetzt werden. Der Hessische Minister­
präsident Roland Koch (CDU) will nämlich »nicht resozialisie­
ren, sondern«: »Sühne und Abschreckung« (zit. n. Berliner Ku­
rier, 12.04.99). Das gilt. so bringt der FDP-Mann Hahn dies prä­
zise auf den Punkt, insbesondere ftir Menschen. die keinen deut­
schen Stammbaum nachweisen können: »Eine bolivianische 
DrogendeaJerin« sei schon von Hause aus »nicht zu resoziali­
sieren«- »Weil sie sie gar nicht nach Bolivien zurückschicken 
können« (Hahn, zit. n. Tagesspiegel, 25.03.99). 

Angesichts solcher Äußerungen ist nicht nur »an die großen 
Werke der Strafrechtserneuerung (zu] denken, die bereits Wirk­
lichkeit geworden sind«, sondern auch daran, daß »durch die 
zielbewußte Bekämpfung des[ ... ] Verbrecherturns auch unab­
hängig vom Nachweis einer erneut begangenen strafbaren Hand­
lung Charakter, Zielsicherheit und Kraft in die Strafrechtspflege 
gekommen sind << - wenn dann noch bedacht wird. »daß heute 
dieses alles von uns selbst nur als Vorarbeit betrachtet wird. 
dann« brauchen wir »uns nicht zu fürchten, in das Antlitz des 
im Werden begriffenen deutschen Rechtes zu sehen, denn wir 
blicken dabei in unser eigenes Antlitz« (Dr. jur. Roland Freisler, 
Rechtserneuerung, Rückblick und Ausblick, in Deutsche Ju­
stiz, I 934, S. 6f). 

Zu fragen ist, was sich die heute in Hessen herrschende CDU/ 
FDP-Koalition nun tatsächlich unter Strafvollzugserneuerung 
vorstellt. 1m Koalitionsvertrag wird die geplante Verfassungs­
und Rechtsbeugung zunächst einmal schöngeschrieben: nicht 
vom härtesten oder einem rein auf Rache abgestellten, sondern 
»von einem >konsequenten< Strafvollzug« (Frankfurter Allge­
meine Zeitung, 25.03.99) ist dort die Rede. Für konsequent hal­
ten es die Hessischen CDU- und FDP- Politiker, »ZU prüfen, ob 
auch die Bewachung privatisiert werden kann« (Wagner, in 
Frankfurter Rundschau, 25.03.99, S. 27). 

Bevor sie derlei prüfen, sollten sich die Hessischen Strafex­
perten einmal die Ausbruchstatistiken ihres Landes ansehen. 
Dem ersten Grünen Justizminister Deutschlands, Rupert v. Plott­
nitz (»Plotte«). ist es in seiner Amtszeit nämlich gelungen, die 
Zahl der Ausbrüche erheblich zu senken. Einer auf Auskünften 
der Pressestellen der jeweiligen Landesjustizverwaltungen be­
ruhenden Statistik zufolge (übersichtliche Zusammenstellung 
in »Das Sieb« 04/98) ist der Hessische Strafvollzug recht aus­
bruchsicher: zwischen 1995 und 98 sind dort 13 (Bundesdurch­
schnitt: 33) Häftlinge aus geschlossenen Strafvollzugsanstal­
ten entwichen. In derselben Zeit flüchteten aus vergleichbaren 
Anstalten Baden-Württembergs 104 Häftlinge- und in dem Vier­
jahreszeitraum vor »Piottes« Amtsantritt ( 1991 - 94) flüchteten 
in Hessen nicht 13. sondern 41 Sträflinge. 

Was treibt die CDU/FDP-Regierung. diese Entwicklung än­
dern zu wollen? Mit drei Stichworten läßt sich die Trieblage der 
Herren Koch. Wagner und Hahn beschreiben: Gewinnstreben. 
Stammtisch-Gefallsucht und Lernunlust 

Zwar wird, wenn die zum Vollzug der Freiheitsstrafe gedach­
ten Einrichtungen zur privaten Erwerbsquelle umgestaltet wer­
den. nicht der den rechtsorientierten Politikern eigene Erwerbs­
sinn direkt befriedigt, sondern der ihrer (spendenfreudigen) Kli­
entel - aber gerade deshalb ist daran zu erinnern. daß immer 
noch gilt, was die Kaiser Valentinianus und Valens Augusti am 
30.01.368 dem Stadtpräfakten Praetextatum schrieben: Diejeni­
gen, die »Gehälter aus dem Etat für Leistungen an das Volk<< 
beziehen. sollen »lieber in Ehren den Armen zu Dienste stehen 
als in Schande die Knechte der Reichen sein« (Fuhrmann/Liebs, 
Exempla luris Romani. Römische Rechtstexte, Jat.-dt., 1988, Mün­
chen: dtv, Beck. S. 36ft). 

Wer sich nicht scheut, private Wirtschaftsunternehmen an 
der Gefangenschaft von Menschen Geld verdienen zu lassen, 
hat auch keine Skrupel, die Parolen der deutschen Stammti­
sche umzusetzen und Strafvollzugs- zu Rachevollzugsansta l­
ten umzuwandeln: um gefangenen Menschen die Haft zur Qual 
zu machen. sollen soziale Kontakte per Telefon - ohnehin nur 
für 50,- DM im Monat gestattet- erheblich eingeschränkt wer­
den. Außerdem möchte die Ehrenwerte Regierungsgesellschaft 
in Hessen auch den meist nur einmal im Monat mögl ichen Ein­
kauf von Lebensmitteln einschränken -da dies nicht so ohne 
weiteres geht, haben sich die Experten etwas besonders Abarti­
ges einfallen lassen: sie wollen einfach den Bestand an Kühl­
schränken abbauen, so daß die erworbenen Nahrungsmittel vor 
den Augen der Häftlinge verderben. 

lm Schlußkapitel der von der JVA-Tegel herausgegebenen 
Broschüre» l 00 Jahre Justizvollzugsanstalt Tegel« wird darauf 
hingewiesen. >>daß sozial geachtetes Verhalten dissozia1«, also 
gemeinschaftszersetzend »motiviert sein kann«: »So finden sich 
nicht nur bei Staatsanwälten domestizierte«, also gesellschafts­
fähig gemachte »Komponenten des Sadismus: z.B. in Form be­
wußten Eintretens für den Rechtsschutz bei unbewußtem Aus­
leben der Neigung, anderen Leid zuzufügen« (a.a.O., S. 213). Ob 
das dem Volksvertreter wählenden Volk zu denken gibt? 0 
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(Alp-) Träume 
Für wen gilt die Verbraucher-InsO? Wann gibt es Prozeßkostenhilfe? Wer 

sollte wie mit wem verhandeln? - was sollte dabei herauskommen? 

Am 01.01.1999 ist die im Oktober 94 verabschiedete In­
solvenzordnung (InsO) in Kraft getreten. Leider ist 
dieses wichtige Gesetzeswerk, an dem seit 1978 gear­

beitet wurde und für das seit 1989 erste ernstzunehmende Ent­
würfe vorliegen, »weitgehend auf einem Erfahrungs- und Er­
kenntnisstand Mitte der 80er Jahre« (Prof. Dr. Buchholz, Recht 
im Alltag, Ratgeber Nr. 361 in Neues Deutschland, 02.12.98) 
stehengeblieben, so daß viele der in den 90er Jahren entwik­
kelten unseriösen Praktiken von Kreditgebern und Schuldner­
beratern nicht erfaßt sind und Gläubiger viel Zeit hatten, die in 
diesem Werk enthaltenen verbraucherfreundlichen Regelungen 
zu unterlaufen. 

Außerdem war »das vorrangige Ziel« der nun bundesweit 

sonen und Institutionen erfassen lassen - keinesfalls sollten 
schon in dieser Phase mögliche Gläubiger angesprochen oder 
angeschrieben werden, nur um eventuell fehlende Belege zu 
beschaffen. Im Gegenteil: »Ihre Gläubiger sollten nicht zu viel 
über Sie wissen. Sonst kommen sie noch auf die Idee, Ihr Kon­
to zu pfänden«, heißt es in dem nützlichen Büchlein »Weg mit 
den Schulden. Tips und Hilfestellungen, dauerhaft schulden­
frei zu werden«, das für 18,- DM bei der Verbraucher Zentrale 
Nordrhein Westfalen e.V. (Mintropstr. 27, 40 215 Düsseldorf) 
bestellt werden kann und im folgenden als » Tips« zitiert wird. 
Die Klette, die es zum Preis von 6,- DM gibt, hat in ihrer Aus­
gabe 5-6/98 auf den Seiten 27-42 »mit freundlicher Genehmi­
gung der Redaktion >ku~kucksei<« fast 40 aus den »Tips« (zum 

einheitlich geltenden lnsO, mit 
der im Westen die bisherige 
Konkurs- und Vergleichsord­
nung und im Osten das Ge­
samtvollstreckungsrecht abge­
löst wurde, »die bestmögliche 

Teil gekürzt, zum Teil falsch) 
abgeschriebene Seiten veröf­
fentlicht. 

Schuldenbefreiung darf weder Opfer 
straffälliger Schuldner belasten noch 
die Existenz der Gläubiger bedrohen 

Mit den gesammelten Pa­
pieren ist dann eine seriöse, 
das heißt kostenlos und nach 

dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) arbeitende und der Ver­
schwiegenheitspflicht unterliegende Schuldnerberatungsstelle 
aufzusuchen. Erst jetzt. also zusammen mit den Schuldnerbe­
ratern, sollten die Gläubiger gemäß § 305 II 2 lnsO aufgefor­
dert werden. schriftlich über die Forderungshöhe (gegliedert 
nach Hauptforderung. Zinsen und Kosten) Auskunft zu geben. 

Gläubigerbefriedigung« (Landespressedienst der Berliner Se­
natsjustizverwaltung, 09.02.99, S. 3) und nicht nicht der Schuld­
nerschutz oder die Wiedererlangung einer menschenwürdigen 
Handlungsfreiheit der Überschuldeten. 

Dennoch bieten insbesondere die §§ 304 - 314 In sO (»Ver­
braucherinsolvenzverfahren und sonstige Klein verfahren« - alle 
Paragraphen sind im Iichtblick-Kalender 1999 abgedruckt) 
nicht nur überschuldeten oder von Überschuldung bedrohten 
Privatleuten, also Hausfrauen, Rentnern, Arbeitslosen, Ange­
stellten, Arbeitern etc., sondern auch Kleingewerbetreibenden 
(§ 304 Absatz I lnsO) und Freiberuflern (§ 3 12 Abs. II lnsO) 
die Chance. sich gegen überzogene Gläubigerforderungen und 
gegen allzulang anhaltende Verschuldung zu wehren. 

Diese Gegenwehr ist weder zu Lasten der Opfer straffälliger 
Schuldnern zu führen. noch so, daß die Existenz der Gläubiger 
bedroht wird. Das heißt aber nicht. daß redliche Schuldner nicht 
alle legalen Hilfsmittel und -stellen nutzen oder nicht alle lega­
len Vergehensweisen zur Erlangung der Restschuldbefreiung 
ausschöpfen dürften. 

Welche Mittel und Stellen in 

Wer keine Schuldnerberatung in erreichbarer Nähe hat und 
sich über das hier mögliche Maß hinaus über weitere Schritte 
informieren möchte, sollte sich für 42.- DM das im folgenden 
als »Skript« zitierte Buch »Fortbildung zum Insolvenzrecht 
Das Skript« beschaffen (Verbraucherzentrale NRW- Versand­
service - Aderstr. 7, 40 215 Düsseldorf). Wer wissen möchte, 
was der Richter eines Oberlandesgerichts den Schuldnern rät, 
sollte sich im Buchhandel das von Dr. Helmut Hoffmann beim 
Verlag C.H. Beck herausgegebene Buch » Verbraucherinsolvenz 
und Restschuldbefreiung« (ISBN 3-406-44435-0) für 44,- DM 
besorgen. 

Hier wird auch gesagt. wer »Auskunft über zugelassene Stel­
len am jeweiligen Wohnort« geben kann: »Amtsgerichte (Ge­

schäftsstelle der lnsolvenzab-
Frage kommen, wurde in den 
letzten Ausgaben des Iicht­
biicks (6/98, S. 26f; 1-2/99. S. 
24f, 58ff) schon ebenso hinrei­
chend beschrieben wie die 

Den Versuch der außergerichtlichen 
Einigung sollten Schuldner auf keinen 

Fall ohne fremde Hilfe beginnen 

teilung, Rechtsantragsstelle«. 
Sozialämter (in den Gemein­
den ) und » im ländlichen 
Raum: die Landratsämter« 
(Hoffmann, S. 5). Berliner 

wichtigsten Fachbegriffe und Rechtsvorschriften, so daß jetzt 
mit einer möglichst lebensnahen und detaillierten Darstellung 
der Vorgehensweise begonnen werden kann. 

Der erste Schritt auf dem Weg zur Restschuldbefreiung per 
Richterspruch besteht darin. möglichst alle verfügbaren Unter­
lagen zusammenzutragen, die mit der eigenen finanziellen Si­
tuation zu tun haben. Mit Hilfe dieser Quittungen, Kontoaus­
züge, Rechnungen, Einkommensnachweise etc. werden sich 
wohl die meisten der als Gläubiger in Frage kommenden Per-

können solche Stellen über die Telefon-Nr. 197 29 abfragen. 
Einer Presseinformation des Niedersächsischen Justizmini­

steriums vom 12.05.99 zufolge sind nach dem lnsO-Ausfüh­
rungsgesetz dieses Landes »neben der Anwaltschaft und den 
Angehörigen der steuerberatenden Berufe vor allem Schuld­
nerberatungssteilen der Kommunen. Kirchen und Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege berechtigt«, Schuldnern zu helfen -
das »Land zahlt den Beratungsstellen für ihre Tätigkeit eine 
feste Fallpauschale. um eine kostenfreie Beratung mittelloser 
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Schuldner zu ermöglichen«. Mehr zum Niedersächsischen Weg 
steht in der Broschüre »Neubeginn ohne Schulden«, die beim 
»Ministerium der Justiz und für Europaangelegenheiten«. Re­
ferat für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Am Waterlooplatz 
1, 30 169 Hannover, (vermutlich kostenlos) erhältlich ist. 

Speziell zur »Schuldnerberatung im Justizvollzug« hat Hei­
ke Hasselbusch »Konzeptionelle Überlegungen« in der »Zeit­

sind, werden knapp 14.000 Menschen zu Beratungsfällen nach 
der InsO gezählt; und da der Berliner Senat nur einen Fachbe­
rater für jeweils 38.000 Einwohner geplant hat (bisher: 
I :55.000), wird jeder Berater mehr als 150 Überschuldete be­
treuen müssen. (Günstiger als in Berlin sind die Verhältnisse in 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und I\ordrhein Westfalen.) 

Wenn sich Schuldner und Berater eine Übersicht über das 
Ausmaß der Schulden und schrift für Strafvollzug und 

Straffälligenhilfe (ZfStrVo)« 
2/99 veröffentlicht: »Straftaten 
als gescheiterte Versuche, aus 
der finanziellen Misere her-

Zum Schweigen der Schuldner: Lohn 
ist nur dann pfändbar, wenn Gläubiger 
wissen, wo er entsteht oder hinfließt 

über die Anzahl der Gläubiger 
verschafft haben. muß geprüft 
werden. ob und inwieweit For­
derungen zumindest teilweise 
unberechtigt (zu hohe Zinsen, auszukommen, sind keine Sel-

tenheit. Der Justizvollzug kann sich deshalb diesem Problem 
nicht entziehen und muß Schuldnerberatung und Schuldenre­
gulierung ermöglichen [ ... ]. Mit dem Sozialstaatsprinzip im 
Grundgesetz, dem Anspruch nach Verwirklichung sozialer 
Gerechtigkeit im Sozialgesetzbuch und nach §§ 2, 71 und 74 
Strafvollzugsgesetz ist der Justizvollzug verpflichtet, Schulden­
beratung als eine originäre Aufgabe zu definieren, die dem Or­
ganisationsziel Resozialisierung entspricht. 

Aus diesen Vorüberlegungen und den ersten Erfahrungen 
wurde für die JVA-Hannover eine Konzeption entwickelt, die 
den Bedürfnissen Rechnung trägt und die Leitziele prägt: 1. 
Wahrung der Rechte der Gefangenen im Sinne von Verbrau­
cherschutz; 2. Förderung von Lösungsstrategien zwischen 
Schuldner und Gläubiger im Sinne der Mediation« (a.a.O .. S. 
97). 

Für Berliner Häftlinge und deren Gläubiger wird es wohl 
keine Mediation (Konfliktlösung mittels neutraler Berater) ge­
ben: Die Meditation (tiefstes. bis zum Wesenskern vordringen­
des Nachdenken) der Berliner Politiker führte zu dem Schluß, 
daß selbst auf die bereits etablierten Beratungsstellen in den 
Vollzugsanstalten verzichtet werden könne- selbst das Projekt 
BEST (vgl. der liehtblick 6/98. S. 26) der >>Zentralen Bera­
tungsstelle der freien Straffälligenhilfe« wird bis zum Septem­
ber dieses Jahres alle seine Berater verlieren, weil weder Voll­
noch Teilzeitarbeit als finan-

unzulässige Inkassogebühren, sittenwidrige Verträge etc.) oder 
vielleicht sogar verjährt sind. 

Nun beginnt die eigentliche erste, durch § 305 I Nr. 1 InsO 
gesetzlich sogar vorgeschriebene Phase der Restschuldbefrei­
ung: die versuchsweise außergerichtliche Einigung. Diesen Ei­
nigungsversuch sollten Schuldner auch dann »nicht selbst ohne 
fremde Hilfe durchführen«, wenn sie »eigentlich die nötigen 
Kenntnisse hätten«, weil »sich indirekt aus« der genannten 
Vorschrift ergibt, daß eine nachweistich (!) fachlich geeignete 
Person oder Stelle mit den Gläubigem Verhandlungen geführt 
haben muß - zumindest dann. wenn ein Antrag auf Eröffnung 
des Restschuldbefreiungsverfahrens gestellt wird: Schuldner­
berater müssen nämlich »in Anlage 2 zum Antrag bei Ziffer 6 
[des mindestens 30 Seiten umfassenden Antrages] ausdrück­
lich erklären, ob« und wie sie »mit den Gläubigem [ ... ] ver­
handelt« (Hoffmann. S. 3f) haben. 

Zu Beginn der Verhandlungen gilt es, den Gläubigem klar­
zumachen, daß Ihnen jetzt ein Angebot gemacht wird, das mit 
großer Wahrscheinlichkeit besser ist als das, was ein Richter 
im Falle einer Verfahrenseröffnung wird anbieten können. Ent­
sprechende Schreiben an Gläubiger könnten etwa so aussehen: 

»Sehr geehrte Damen und Herren ! Hiennit möchte ich Ih­
nen mitteilen, daß ich aufgrund meiner noch länger andauern­
den Arbeitslosigkeit/Haft nicht in der Lage sein werde, meine 

zierbar angesehen wird. (Im­
merhin hat der Justizsenator 
bei seinem Kollegen für Ge­
sundheit anfragen lassen, ob 
dieser Geld für die Schuldner-

Modifizierter Null-Plan: nicht die Zah-
Schulden bei Ihnen zu beglei­
chen. 

lung konkreter Beträge versprechen, 
sondern die der pfändbaren Lohnteile 

Allerdings bin ich zahlungs­
willig. Das gilt jedoch auch in 
Hinsicht auf meine anderen 

beratung übrig hätre ... ) 
Da sich Berliner Richter gern der politischen Situation an­

passen, verweigern sie (bisher) den Schuldnern die andernorts 
fast schon übliche Prozeßkostenhilfe (vg!. der liehtblick 1-
2/99, S. 58). Die Lösung dieses Problems: Zum Anwalt gehen 
und von diesem beim Amtsgericht einen Antrag auf Beratungs­
hilfeeinreichen lassen (vgl. Tips, S. 193). 

Da auch die beste Beratungsstelle nicht auf ein Minimum an 
Vorarbeiten seitens der Schuldner verzichten kann. sollten die 
mitgebrachten Unterlagen zumindest nach Daten oder Akten­
zeichen sortiert worden sein. 

Daß derlei Vorarbeiten zur Entlastung der Schuldnerberater 
notwendig sind, läßt sich anhand der Antworten der Berliner 
Senatorin für Gesundheit und Soziales vom 25.05.98 auf die 
»Kleine Anfrage Nr. 3. 13/2634 [vom 20.08.97] der Abgeord­
neten Regine Koch (SPD) über Maßnahmen zur Vorbereitung 
des lnkrafttretens der« InsO leicht belegen: Von den gut 100.000 
Berliner Haushalten, die im Sinne des § 17 InsO überschuldet 

Gläubiger, denen ich zum Teil 
erhebliche Summen schulde [Achtung: Gläubigern und Ge­
richtsvollziehern gegenüber sollten hier nur dann Zahlen gege­
ben werden, wenn tatsächlich viele Gläubiger und/oder hohe 
Schuldsummen existieren]. 

Da ich über keinerlei Vermögen verfüge und mir nur ein mo­
natliches Einkommen in Höhe von ... DM zur Verfügung steht 
[hier könnten Kopien von Belegen des Sozial- oder Arbeitsam­
tes bzw. Haftbescheinigungen beigelegt werden - aber Ach­
tung: Angaben über den Namen des Arbeitgebers, der Bank, 
Kontonummern oder Bankleitzahlen sollten auf der Kopie ge­
schwärzt werden. Nur Kopien der geschwärzten Kopie sollten 
den Gläubigem zu Verfügung gestellt werden - Lohn kann bei­
spielsweise nur dann gepfandet werden, wenn der Gläubiger 
weiß, wo dieser entsteht oder hinfließt ... (vgl. Tips, S. 11: zu 
Lohnpfändungen: Tips, S. 23 - 31)], ich aber trotzdem meine 
Schulden zumindest langfristig abbauen möchte, habe ich vor, 
das neue Insolvenzrecht in Anspruch zu nehmen. 

An statt einen Antrag auf Restschuldbefreiung zu stellen, der 

der l ieheblick 3/1 999 39 



Recht 

dazu führen kann, daß ein größtenteils von den Gläubigem zu 
bezahlendes Gericht mich am Ende einer sogenannnten Wohl­
verhaltensperiode von allen Schulden freispricht, würde ich lie­
ber selbst etwas zur Schuldentilgung beitragen. 

Deshalb habe ich einen Abzahlungsplan [Achtung: hier soll­
te noch nicht von Schuldenbereinigungsplan gesprochen wer­
den - warum nicht, wird noch erläutert] ausgearbeitet: Auf­
grund meiner Einkommens- und Familienverhältnisse (ich bin 
ledig/verheiratet, habe ... unterhaltspflichtige Haushaltsmitglie­
der) kann ich Ihnen zwar keine monatlichen Zahlungen anbie­
ten, aber ein entfernter Verwandter/Bekannter [oder die Rad­

S.60) hat dieser Schuldner allerdings nicht: Dafür könnte er 
40.000 Mark von seiner Familie beisteuern« (Die Tageszeitung, 
06.03.99). 

Andere können sich nicht einmal die anfallenden »Kopier­
und Portokosten« leisten, »gibt Thorsten Graeber, Richter in 
Potsdam und Mitglied des Arbeitskreises Insolvenzrecht zu 
Bedenken. Es seien auch Schuldner dabei, die ihren Plan nur 
einem großen Gläubiger vorlegten. >Lehnt dieser ab, brauchen 
sie es bei den anderen nicht mehr zu versuchen, denn Voraus­
setzung für eine außergerichtliche Einigung ist das Einverständ­
nis aller Gläubiger<, sagte Kurt Rautenberg, Richter am Amts­

bruch-Stiftung, vgl. der 
liehtblick 1-2/99, S. 24f] hat 
mir angeboten, mich mit einem 
Darlehen zu unterstützen, 
wenn dies zu einer vollständi­
gen Klärung meiner Schulden­
situation führt. 

Zum Schweigen der Gläubiger: 
gericht Charlottenburg« (Der 
Tagesspiegel, 05.03.99). 

Und genau das ist der 
Grund, weshalb im ersten 
Brief an den oder an die Gläu-

Schuldenbereinigungspläne gelten nach 
einem Monat als angenommen 

Es wäre mir daher möglich, Ihnen vergleichsweise sofort ei­
nen Betrag in Höhe von ... DM zu zahlen, wenn Sie damit 
sämtliche Forderungen gegen mich verbindlich als erledigt an­
sehen würden. In diesem Falle möchte ich Sie bitten, mir eine 
entsprechende Forderungsverzicht-Erklärung und den Schuld­
titel zu übersenden. 

Abschließend möchte ich Sie hiermit bitten, mir bis zum ... 
[dem Gläubiger sollte eine etwa vierwöchige Antwortfrist ein­
geräumt werden] mitzuteilen, ob Sie diesen Abzahlungsplan, 
dessen Wirksamkeit selbstverständlich von der Zustimmung 
aller meiner Gläubiger abhängt, annehmen werden. 

Mit freundlichen Grüßen« (zum Teil abweichend: Tips, S. 
113). Anstelle der hier vorgeschlagenen einmaligen Zahlung 
könnte auch eine monatliche Ratenzahlung angeboten werden 
-aber Achtung: in jedem Falle muß das Angebot so hoch sein, 
daß es später nicht als unangemessen niedrig bezeichnet wer­
den kann. Schuldner, deren frei verfügbares Einkommen un­
terhalb der Pfändungsfreigrenze liegt, dürfen Null DM durch­
aus als angemessen ansehen. 

Angemessen ist auf jeden Fall ein »Modifizierter Null-Plan«: 
Gläubigern wird hier nicht die Zahlung konkreter Beträge ver­
sprochen, »sondern nur die Abtretung des pfändbaren Lohnan­
teils« (Hoffmann, S. II ). Bei einer alleinstehenden Mutter mit 
drei Kindern wären von einem Nettoverdienst in Höhe von 
2.700,- DM genau 96,30 DM pfändbar; ein mit Frau und vier 
Kindern lebender Haushaltsvorstand »darf bis zu 3.100 Mark 
netto verdienen, ohne daß seine zahlreichen Gläubiger einen 

biger noch nicht vom Schul­
denbereinigungsplan gesprochen werden sollte. Zwar ist auch 
bei einem Abzahlungsplan oder -vorschlag außer der Angemes­
senheil zu bedenken, daß die von den Schuldnern selbst ge­
machten Zahlungsvorschläge im Falle der Annahme durch die 
Gläubiger auch genauso, d.h. ohne Änderungen umgesetzt wer­
den müssen - aber nur der Schuldenbereinigungsplan (§ 305 I 
Nr. 4 InsO) muß bei der Eröffnung des lnsO-Verfahrens dem 
Gericht vorgelegt werden (vgl. SkriptS. 157- 194). Wenn also 
der Abzahlungsplan angenommen wurde, kann ein kurzes 
Dankschreiben an den Gläubiger (»Hiermit möchte ich mich 
für die Annahme des Ihnen am . . . zugesandten Abzahlungs­
bzw. Schuldenbereinigungsplanes bedanken«) das Vereinbarte 
verfahrensfähig machen. Wenn der Abzahlungsplan abgelehnt 
wurde, kann unter dem Titel »Schuldenbereinigungsplan« mit 
einem wenig (oder gar nicht) geänderten Text ein neuer Ver­
such gestartet werden. 

Wenn Gläubiger überhaupt nicht auf diese Einigungsversu­
che reagieren, dann »besteht die gute Chance, daß diese Gläu­
biger [ ... ] sich auch im gerichtlichen Verfahren nicht anders 
verhalten. Hier gilt das Schweigen nach einem Monat als Zu­
stimmung zu dem Plan« (Hoffmann. S. 10, vgl. § 308 I 1 Alt 1, 
III 2 InsO) - also auch zu einem (modifizierten) Null-Plan . .. 

Außerdem kann das Gericht, weru1 die Gläubiger »keine oder 
keine nachvollziehbaren Gründe für ihre ablehnende Haltung 
vorbringen [ ... ] die fehlende Zustimmung durch Beschluß« 
(Hoffmann, S. 10, vgl. § 308 I I Alt 2 InsO) ersetzen. 

Der§ 308 I l InsO ist also »für den Schuldner eine wunder­
bare Regelung. Beziffert er alle Forderungen im Schuldenbe­

Pfennig bekommen« (Die Ta­
geszeitung, 08.01.99); die 
Rente Alleinstehender liegt bei 
1.200,- DM noch unterhalb 
der Pfändungsfreigrenze; und 
dem Arbeiter, der mit 2.000,-

Im nächsten Iichtbiick: Lotto-Gewin­
ne und Geschenke behalten die Schuld-

reinigungsplan (weil er sie alle 
für frei erfunden hält) mit null, 
und keiner der Gläubiger 
schafft es, innerhalb der Mo­
natsfrist dem Gericht gegen­
über zu widersprechen, ist er 

ner- Gläubiger geben noch 'was dazu 

DM netto eine Frau und ein Kind zu versorgen hat, bleiben 
dafür »monatlich ca. 1700 Mark übrig« (Bild Berlin, 02.01.99). 
Ein Bauunternehmer, »der mit 18 Millionen Mark bei seinen 
Gläubigern in der Kreide steht« und als einer »der ersten [ ... ] 
beim Amtsgericht in Charlottenburg« die Eröffiiung des Ver­
braucherinso!venzverfahrens beantragt hat, verdient als »An­
gestellter seiner Frau[ ... ] 2.000 Mark im Monat und kann da­
mit seinen Gläubigern 700 Mark im Monat anbieten. Probleme 
mit mit der Finanzierung des Verfahrens [vgl. Hoffmann, S. 
llf, 106, 108-110; Skript S. 26, 45; der liehtblick 1-2/99, 

seine Schulden los« (Skript, S. 159). 
Wenn die Schuldenfreiheit nicht auf diese Weise, also ge­

wissermaßen über Nacht (vgl. der liehtblick 6/98, S. 27) zu 
erlangen ist, dann beginnt ein anstrengendes Verfahren, das den 
Schuldner über mehrere Jahre Vertragstreue gegenüber ihren 
Gläubigern abverlangt. Von der Antragseröffnung bis zur Wohl­
verhaltensperiodewird in den nächsten Teilen dieser Serie so 
berichtet werden, daß alle der zugesandten Fragen beantwortet 
werden - wobei zu beachten ist, daß das libliche Team Rechts­
beratung weder leisten kann noch darf. 0 
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Berlins schwuler Infoladen 

'\lotzstraße 5; 10777 Berlin 

Ehrenamtliche Mitarbeiter betreuen 
schwule Männer in Berliner Knästen: 
-Regelmäßige Besuche 
-Informalion zu HJV und AfDS 
-Umersrützung bei psychosozialen 
Problemen und Behördenkontakten 
-Begleitung bei den Vorbereitungen 
zur Haftemlassung und auch danach. 

Wir bieten Euch persönliche Beratung 
bei Drogenproblemen an. Meldet Euch 
telefonisch, brieflich oder werft Eure 
Vormelder in die Caritas-Briefkästen in 
den Häusern I. II und lll in der JVA Te­
gel. 

CARITAS - Suchtberatung 
Große Hamburger Str. 18 

10115 Berlin 
Tel. (030) 280 5112 
oder (030) 282 6574 

Die Deutsche AIDS-Hilfe und die ihr ange­
schlossenen regionalen AIDS-Hilfen sind soli­
darisch mit betroffenen inhaftierten Men­
schen. Sie unterstützt und informiert Gefan­
gene und Mitarbeiter der Justiz über sinnvol­
le Maßnahmen zur AIDS-Prophylaxe. Die 
AIDS-Hilfen sind Orte der Selbsthilfe und Ser­
viceorganisationen von und für Menschen mit 
HIV und AIDS. Die Betreuung erfolgt über die 

DEUTSCHE AIDS-Hilfe e. V. 
Dieffenbachstr. 33, 10967 Berlin; 

(0 30) 69 00 87-0 

Anzeigen 
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Wir sind für Sie da 
bei: Alltagsbewältigung in der Haft 

Partner- und Familienstress, Schulden 
Rechtl ichen Unklarheiten 
Wohnraumerhalt u. -suche 
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Urlaub und keine Bleibe? 
Unsere Urlauberwohnung steht für Sie bereit. 

Insolvenz- und Schuldenberatung 
Da ist noch eine Geldstrafe? 

Unser Projekt ARBEIT STATT STRAFE bietet Auswege. 

Auf den anstehenden Freigang vorbereiten? 
Sie wissen nicht wohin nach der Entlassung? 
Unser BETREUTES ÜBERGANGSWOHNEN 
stellt Einzelzimmer und Wohnungen zur Verfügung. 
Arbeitsplätze nach der Haftentlassung? 
Unser Betrieb SOZIALE BAU- UND WOHNHILFE 
bietet Ihnen Trainingsjobs im Baunebengewerbe. 

Zentrale Beratungsstelle der freien StratTalligenbilfe 

ZB 

Bunde~allec 4~ 1071 S Berlin 
Tc:lcton: (0 30) 8 64 71 30 und8 610541 
Telefa:c (0 30) 89 47 13 49 
CaritaS\ erband fUr Berhn e. V. 
D•akonbche~ Werk Berlin - Brandenburg e. V. 
Straftalligen- und Be,,ährungshilfe Berline. V. 

r~-~-~rf-F •• I!!I.GUTSCHEI N fUr ein Probeexemplar des 

Alkohol is1 ein hervorragendes Lösungsmiuel. Er lös! 
Familien. Ehen. Freundschaf!en. Arbeilsverhäl!nisse, 
Bankkomen. Leber und Gehirnzellen auf. 

~ ..................... ~.ROBIN WOOD-Magazins. einsenden an: 
Postfa c h I 02122 2820 lBremen RobinW ood e .V. 

Er löst nur keine Probleme!! 

Adresse: 
Freie Hilfe Berlin e.V. 
Brunne115traße 28 

10119 Berlin-.\-litte 
Fax: 4 48 47 08 

I I 
Betreutes Externe 
\-\'ohn· :\ litarbeiter 
projekt im Straf· 

\ Ollzug 

Konta"'TMdrt''~. Urunnt'fl\lf'. ZH 
Brunnrn .. u. ~.!\: lll i i9Uulln 
IOIJVR~rrtln ltl·: ,\S ~.a '72 
Ttl.:.a.a~t.'i'-1! 

FREIE HILFE BERLIN e. V. 
Projekte der StrafT'alligenhilfe 

I I I 
Beratungs· Jugend· Werkstalt· 
stelle für projekt galerie 
Straffällige Laden 

nrunnt'n•>~r. 2~ R}kt''!.lr. 52 
Unannt'mlr.~S 

10119 1\t'rlin 10-W!i lkrlin IOII'IIItrlln 
Ttl.: -1 49 6'7 42 Tti.:Jol!~5.a lrl.: ~ (15 OJ SI 
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Öffnungszeiten 
Di. u. M.i. 9.00 · 16.00 Uhr 
Do. 9.00 - 18.00 Uhr 
Fr. 9.00 - 12.00 Uhr 

I I 
Frdzeitein· Alkoholfreie 
richtung Cafestube 
Club 157 

Oan;,l~:cr !)tr. 1~1 O:an:d&tr Str. 157 
10407 ßtrhn 1~1Btrlin 
tti.: J ~OI Z4 Ttl.: .a l.'01l4 

41 



Die Mitarbeiterinnen der m 
Buchkiste ~ 

möchten sich auf diesem Wege bei Ih­
nen vorstellen. Aus Privathaushalten, 
aufgelösten Bibliotheken, Nachlässen 
und aus anderen Quellen sammeln die 
Mitarbeiterinnen Bücher aller Genres. 
Derzeit stehen in der Buchkiste ca. 7000 
Bücher zur Nutzung bereit. 
Diese Bücher werden kostenlos an so­
zial schwache Bürger und an soziale 
Projekte abgegeben. 

Unsere Anschrift: 
ARBLI GmbH. Projekt »Buchki,tc« 
Streu~traße 122 
13086 Berlin-Weißen::.ee 
Tei.9209-B45 
~1o.-Do . von 

und 
09 bis 12 
13' bi\ 16 Xl 

~ 
~ 
~ 
~ 
~ 
~ 
~ 
~ 

Anzeigen 

Betreutes Etnzelwohnen 
fur Mannerund Frauen im 

Wtr Unterstutzen Ste u.a bei 

STif~~~VERSAl 
Helmut Ziegn~ 

• Arbettssuche (sttftungsetgene PrOJekte) 
· Schuldenregulierung 
· Seherdenkontakten 
· privaten Problemen 

Wenn Ste Interesse haben. rufen Ste uns an oder schreiben Ste uns. 
Set Bedarf fuhren wtr Aufnal'megesprache '"den Hallanstalten durch. 
Al!> Insasse der JVA·Moabtt erreichen Ste uns per Vormelder tm Gruppen­
und Beratungszentrum Htet unterhalten wtr etn standiges 
Beratungsangebot für Sie und Ihre Angehortgen zu allgemeiren Fragen 
der Ent:assungsvoroerettung 

Hier könnte Ihre Anzeige stehen 
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Buchfernleihe 
für 

Gefangene!! 
Die Buchfernleihe für Gefangene ist eine Bibliothek, die kostenlos Bücher an 
Gefangene und an Patienten von Landeskrankenhäusern im gesamten Bun­
desgebiet verleiht. 
Der Bezug ist grundsätzlich kostenlos, aber wir haben nur wenig Geld zur 
Verfügung und bitten Dich, Dich an den Kosten zu beteiligen, wenn Du in 
der Lage dazu bist (Spenden am besten in form YOn Briefmarken) 
Wir verschicken die Bücher als Büchersendung, d.h. bis zu einem Kilo 2,50 
DM, oder als Päckchen bis zu zwei Kilo 6,90 DM. Dies wären ftir Dich auch 
die Kosten für die Rücksendung der Bücher. 
Die Ausleihfrist für die Bücher beträgt im allgemeinen 8 Wochen. 

Buchfernleihe Dortmund 
Schweizer Allee 25, -U 287 Dortmund 
Tel.: 0231/448111 

de r li chcb ltc l< 311999 
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Adressen 

Knackis Adreßbuch 
Abgeordnetenhaus von Berlin, Niederkirchner Str., 
10111 Berlin, Tel. 2325-0 
Amnesty International, Heerstr. 178, 53111 Bonn 
Amtsanwaltschaft Berlin, Kirchstr. 6, I 0557 Berlin 
Arbeitskreis kritischer Strafvollzug (AkS) e. V., Prof. Dr. H. Koch, 
Postfach 1268. 48002 Münster 
Ärztekammer Berlin, Beauftragte für Menschenrechte 
Flottenstr. 28-42. 13407 Berlin, Tel. 40806-0 
Ausländerbehörde. Friedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin 
Ausländerbeauftragte des Senats, Potsdamer Str. 65, 
10785 Berlin. Tel. 26542351 
Berliner Datenschutzbeauftragter. Pallasstr. 25/26. 
10781 Berlin, Tel. 78768831 
Bundesgerichtshof, Postfach 27 20, 76014 Karlsruhe 
Bundesministerium der Justiz, 53170 Bonn 
Bundesverfassungsgericht, Postfach 17 71, 76006 Karlsruhe 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) 
Ruhrstr. 2, I 0709 Berlin 
Bundeszentralregister. Neueoberger Str. 15, 10969 Berlin 
Deutscher Bundestag-Petitionsausschuß, Bundeshaus. 
53113 Bonn 
European Commission of Human Rights 
(Europäische Menschenrechtskommission EMK) 
Concil of Europe. F - 67075 Strasbourg Cedex 
Freie Hilfe Berline. V., Brunnenstr. 28. I 0119 Berlin,Tel.4496742 
Humanistische Union Berlin, Haus der Demokratie, 
Friedeichstraße 165, 10117 Berlin, Tel.2042504 
Kammergericht, Elßholzstr. 30-33, I 0781 Berlin, Tel.32092-1 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e. V. 
Aquinostraße 7- 11, 50670 Köln; Tel.0221/97269-20 u.-30 
Landgericht Berlin, StVollstrKammer, Turmstr. 91. 10548 Berlin 
Landeseinwohnerarnt - Pass- und Pen.onalausweisstelle 
Friedeichstraße 219. 10958 Berlin 
LKA. Tempelhofer Damm 12. 12101 Berlin, Tel.699-5 
Landesversicherungsanstalt (LVA), Auskunfts- u.Beratungsstelle 
Wallstr.9-13. 10179 Berlin Tel.030/202085 
Nothilfe Birgitta Wolf e.V., Ramsach 7. 
82418 Murnau, Tei.08841/5209 
Polizeipräsident von Berlin, Platz der Luftbrücke 6, 12101 Berlin 
SCHUFA, Mariendorfer Damm 1-3, 12099 Berlin 
Senatsverwaltung für Justiz, Salzburger Str. 21 -25.10825 Berlin 
Soziale Dienste der Justiz- Gerichtshilfe und Bewährungshilfe­
Bundesallee 199. 10717 Berlin. Tel.90140 
Staatsanwaltschaft I bei dem LG Berlin. 
0548 Berlin. Tel.3979-1 
Strafvollzugsarchiv an der Universität Bremen. FB 6. 
Postfach 330 440, 28334 Bremen 
Synanon, Semburger Str. 10. 10963 Berlin 
Täter - Opfer- Ausgleich "Dialog", Schönstedtstr. 5, 
13357 Berlin, Tel.90156322 
Verfassungsgerichtshof Berlin. Elßholzstr. 30-33. 

I 0781 Berlin, Tel. 2178-0 
Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstr. 7. 10557 Berlin 
Zentrale Beratungsstelle der Freien Straffalligenhilfe. 
Bundesallee 42. 10715 Berlin. Tel. 8647130 
Anwaltsnotdienst. Tel. 017213255553 
Berliner Rechtsanwaltskammer, Tel. 30693100 
Senatsverwaltung für Justiz, Tel. 9013-0 
-Abteilung V (Justitzvollzug). Tel. 90133349 
Strafvollstreckungskammer LG Berlin, Tel. 3979-1 

Petitionsausschuß Abgeordnetenhaus, Tel. 23251470177 
Weißer Ring e.V., Tel. 8337060 

Anti-Diskriminierungsbüro. 
Berliner Anwaltsverein e. V. 

Tel. 
Tel. 

Büro gegen ethn. Dikriminierungen. Tel. 

2042511 
2513334 
2168884 

Gefangeneninitiative Dortmund, Tel. 0231/412114 
6825192 Interessenverband Familienrecht, Tel. 

Landesdrogenbeauftragte von Berlin, Tel. 
Srafvollzugsarchiv Universität Bremen, Tel. 

26542573 
0421/2184035 
0800/1110111 
0800/1110222 
0301773003-0 

Telefonseelsorge (weltlich), Tel. 
Telefonseelsorge (kirchlich), Tel. 
Universal Stiftung Helmut Ziegner Tel. 

Berliner Justizsenat ® 
Senator für Justiz 
Staatssekretär 
Referatsleiter Justizvollzug 
Referatsleiter Gnadenwesen I 
Soziale Dienste 
Referatsleiter Strafrecht 

Dr. Ehrhart Körting 
Detlef Borrmann 
Christoph Flügge 

Kurt Bung 
Lutz Diwell 

Berliner Vollzugsbeirat © 
Beiratsvorsitzende 
Stellvertreter 
Stellvenreter 
Vors. Anstaltsbeirat (AB) Düppel 
Vors. AB JVA- Moabit 
Vors. AB JVA- für Frauen 
Vors. AB JVA- Hakenfelde 
Vor~. AB JVA- Plötzensee 
Vors. AB Jugend-Arrestanstalt 
Vors. AB Jugend-Strafanstalt 
Dozent Humbolt l:ni 

Vors.Berlin Heiligensee 

Dr. Olaf Heische) 
Friederike Kyrieleis 
Dr. Lothar Grunau 
Paul-Gerhard Fränkle 
Hartmut Kieburg 
Charlotte Görlieh 
Friedrike Kyrieleis 
Ronald Schirocki 
Wolfgang Thamm 
Dietlind Weider 
Dr. Olaf Homann 

Anette Nießing 

Tegeler Anstaltsbeiräte © 
Teilanstalt I 
Teilanstalt I FJEWA 
Vorschaltstation TA I 
Teilanstalt II 

Substitutenstation TA 11 
Teilanstalt lll 

SothA/TA IV 
Teilanstalt V 

Teilanstalt VI 

Pädagogische Abteilg./Schule 
Psychiatr.-Neurolog. Abteilg. 
Ansprechpartner ftir Gefangene: 
• aus arabischen Ländern 
• aus der Türkei 
-aus Polen 
• f. d. kathoL Pfarramt 
- f. d. evang. Pfarramt 

MehmctTat 
Kar! Mollenhauer 
Kar! Mollenhauer 
Georg Klein u. 
Jürgen Albrecht 
Kar! Mollenhauer 
Helmut Keller u. 
Paul Warmuth 
Axel Voss 
Carmen Weisse u. 
Michael Braukmann 
Dietrich Schildknecht u. 
Pawel Winter 

Axel Voss 
Paul Warmuth 

Maher Tantawy 
MehmetTat 
Pawel Winter 
Georg Klein 
Michael Braukmann 

Vorsitz: Paul Warmuth, Stellvertretung: Carmen Weisse 

»Die Mitglieder des Beirates können namentlich Wünsche, Anregungen und 
Beanstandungen entgegennehmen.«(§ 164 I I StVollzG) »Die Mitglieder des 
Beirates können die Gefangenen und Untergebrachten in ihren Räumen aufsu­
chen. Aussprache und Schriftwechsel werden nicht überwacht.<< (§ 164 II St· 
VollzG) 
Post an den Anstaltsbe.irat ist an das Schlüsselfach 906 Tor I zu richten. 
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Günther (37. 165 cm, 
sportlich). z.Z. in Haft 
(Lübeck) sucht sportli­
che. vorurteilsfreie Sie 
zw. 30 und 401., die an 
einer ernstgemeinten 
Freundschaft Interesse 
hat und mir aus meiner 
Einsamkeit heraushel­
fen möchte. Kind wäre 
kein Hindernis. 

Chiffre 7765 

Hallo, Rainer! Du hast 
an Jana (Chiffre 7747) 
schreiben wollen - lei­
der hast Du vergessen, 
Deinen Brief mit einem 
Absender zu versehen. 
Sende uns die fehlen­
den Daten (Nachname, 
Anschrift). damit wir 
Deinen Brief weiterlei­
ten können. 

Andreas (28 I 179). 
z.Z. (bis 08.99) in Haft 
sucht eine oder mehre­
re Brieffreundinnen 
(20-30 J .) Aussehen 
und Nationalität sind 
nicht wichtig. Persön­
liches Kennenlernen ist 
nicht ausgeschlossen. 
Foto wäre süß. Antwor­
ten gibt"s garantiert. 

Chiffre 7762 

Ich (Mann. 29, 170 cm. 
blaue Augen). z.Z. in 
Haft suche einen lieben 
Mann. der ca 30 bis 33 
J. alt ist und mit mir 
seinen Lebensweg tei­
len möchte. Ich liebe 
alles. was zu zweit 
Spaß macht. Meine 
Hobbys sind Lesen . 
Musikhören und Fern­
sehen. Chiffre 7768 

Dieter (49), 165cm 
J..lein. blaue Augen. 
z.Z. in Haft. sucht eine 
\'Orurteilsfreie Frau -
Alter und Aussehen: 
egal - für Briefkontakt 
oder vielleicht mehr. 
Kinder sind kein Hin­
derni<;- habe selbst ei­
nen Sohn (7 J. ). Ich 
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glaube an die wahre 
Liebe. Chiffre 7763 

Ich (32, 68 kg) bin 
noch bis Januar 200 I in 
Haft und suche Brief­
kontakt zu einer Frau 
im Alter von 18-40J. 
Jeder Brief wird von 
mir beantwortet, auch 
dann wenn Du eben­
falls inhaftiert bist und 
vielleicht sogar länger 
(als ich zu sitzen) hast. 

Chiffre 7769 

Wos gesucht: Bitte um 
detaillierte Informatio­
nen über den Strafvoll­
zug im Land Branden-

Fundgrube 

Typ, 37/165153 sucht 
daher Männer-Post. 
Bin für alles offen, 
frech, dynamisch und 
träume von hem­
mungslosem Brief­
Verkehr. Chiffre 7767 

Gittertausch: Ich (M, 
38 J.) möchte gern 
nach Harnburg und su­
che dringend einen 
Tauschpartnerder nach 
Berlin will. Meine TE: 
ca 2005. Ich stehe be­
reits mit allen Behör­
den in Verbindung: 
zum Tausch fehlt nur 
noch das Gegenstück 

Chiffre 7770 

Der Ursprung aller 
menschlichen Nöte 
liegt in der Natur des 
Menschen selbst. Ich, 
41 Jahre, suche auf die­
sem Wege eine ehrliche 
und offene Briefpartne­
rin bis 45 Jahre. Ich 
habe noch bis Juni 
2001 zu verbüßende 
Haft. Chiffre 7772 

Frech er, schwuler 
och-Twen sucht 

Gleichgesinnte zwecks 
Führung von Feder­
krieg solange der Stift 
juckt. Späteres Ken­
nenlernen ist nicht aus­
geschlossen. Antwort 

Fundgrube 

' zu,.,d1ntt..:u 'llld llhfC'I t hend Ir IIIKIC' I /ll ,,•n"tkn an 

der liehtblick 
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burg. (JVA's I Maßre­
gelvollzug gemäß § 64 
[StGB] (!) bzw. Bele­
gungssituationen. Por­
tokosten werden erstat­
tet! Chiffre 7760 

Ich . 20, z.Z. in der 
JSA-Plötzensee suche 
Briefkontakt zu Mä­
deln, die 20 bis 30 Jah­
re alt sind. Schreibt mir, 
wenn's geht. mit Foto. 
Ich antworte garantiert 

Chiffre 7771 

Einsam es Einsamen 
macht keinen Spaß! 
Auch in Charlotten­
burg ist die Haft ein­
sam. Schwuler Techno-

Ich. 39. M. in Haft. su­
che eine liebe Frau zw. 
25 und 40 J. für Brief­
kontakt - eventuell 
auch mehr. Habe kein 
Auto, kein Bankkonto, 
aber ein Herz. Roman­
tik und Träumen sind 
mit nicht fremd. Wel­
che Frau schreibt mir, 
was man wirklich 
braucht. Chiffre 7773 

J unger Mann, z. Z. in 
der NA-Tegel in Haft, 
Anfang 40. 184 cm. 
sucht nette weibliche 
Bekanntschaft von 
drinnen nach draußen. 
Bildzuschrift wäre sehr 
nett. Chiffre 7764 

der I ' eh Cb lo c k 3/ 1999 

gibt es l00%ig. Also 
... Füller laden und 
ran! Chiffre 7766 

Zwei einsame junge 
Männer. z.Z. i.d. NA­
Torgau, suchen treue 
und ehrliche Mädels, 
die Lust haben. Briefe 
zu schreiben. Andre 
(24, TE Juni 02) und 
Enrico (23, TE Nov. 
01 ). Späteres Kennen­
lernen ist nicht ausge­
schlossen. Bild wäre 
schön. Chiffre 7774 

Wir beide. 24 und 32, 
männlich, wurden zu 
längeren Haftstrafen 
verdonnert und suchen 

schreibfreudige Brief­
partnerinnen. Wir sind 
sportlich, etwas ver­
rückt. stehen auf guten 
Rock und Blackmusic. 
Laßt uns nicht hängen: 
nehmt den Kuli in die 
Hand. Chiffre 7775 

23jähriger Häftling, 
der gerne schreibt, wür­
de sich über eine Brief­
freundschaft mit einer 
weiblichen Person zwi­
schen 18 und 30 Jahren 
sehr freuen! Ich werde 
keinen Brief unbeant­
wortet lassen! Ein Bild 
wäre angenehm! 

Chiffre 7776 

Jörg. (3 1/1841656). 
z.Z. in Haft (bis 21 
2000) sucht ehrliche 
und einsame Sie. Wenn 
Du Interesse hast, mich 
- aus Sachsen - ken­
nenzulernen und nicht 
gleich nach dem 3. 
Brief aufhörst, dann 
freue ich mich wirklich 
sehr über Deine Zu­
schrift. Chiffre 7777 

S teinsetzer gesucht: 
Wer ist bereit, einen 
Häftlingder JVA-Tegel 
zum Steinsetzer (bzw. 
Straßenbauer) auszu­
bilden? Theoretische, 
vor allem aber prakti­
sche Vorkenntnisse 
sind vorhanden. Viel­
leicht noch wichtiger: 
auch die Motivation 
stimmt. Chiffre 7778 

Pascal. 20. HIV -posi­
tiv, Ausgänger (TE: 
10.04.99) sucht positi­
ves bzw. tolerantes 
selbstbewußtes Girl 
(20 - 35 Jahre.) für al­
les mögliche. was Spaß 
macht. Meine Hobbys 
sind: Literatur, Kino, 
Theater. Oper. Musik. 
Natur, Berlin. Bitte 
wenn mögl. mit Foto. 
I 00% Antwort. 

Chlffre 7740 



Gittertausch: Ich 
möchte nach NRW, am 
liebsten JVA-GE-BO­
Do-Schwerte od. Werl. 
Meine zukünftige Ehe­
frau und die Kinder 
wohnen in NRW. Wer 
erlöst mich und wech­
selt nach NA-Diez in 
Rheinland Pfalz? 2/3: 
Nov. 2003, TE: März 
2008. Chiffre 7746 

Drei aussagefähige 
Lümmeltüten suchen, 
just for fun, drei laut 
quietschende Pflaumen 
zur lauten und ausgie­
bigen Lümmelquiet­
scherei. Chiffre 7741 

Herbert, 50, sucht net­
te Lebensgefährtin -
egal, ob inhaftiert oder 
nicht. Chiffre 7748 

Junger Biker (31) mit 
Interesse an Musik, 
Tattoos und interessan­
ten Frauen, z.Z. in Haft, 
sucht tageslichttaugli­
che Hexe für witzigen, 
geistreichen, eroti­
schen Federkrieg. Al­
ter ist egal, auch wo Du 
lebst. Gibt es irgend wo 
ne vorurteilsfreie Wild­
katze? Chiffre 7742 

Zwei geile Miezen 
(Jana, 22, TE Februar 
2001 und Ramona, 19, 
TE Dezember 99), z.Z. 
in JVA-Lichtenberg, 
suchen aktive Kater­
ehen zum Schmusen. 
Miau. Chiffre 7747 

Deutscher Er (53, 190 
cm), frei, wohnhaft im 
Schwarzwald, möchte 
inhaftierte deutsche 
Frau ab 178 cm (Alter: 
35-55, Gewicht: 80 bis 
140kg) zwecks 
Freundschaft und nach 
mögl. späterer Heirat 
kennenlemen . Bedin­
gung: bei Haftentlas­
sung sofort Umzug. 

Chiffre 7743 

Welche nette Sie, Alter 
und Aussehen egal, be­
endet meine Postar­
mut? Ich (23, 182 cm, 
sportlich, z.Z. in der 
NA-Tegel) bin ein to­
tal versessener Motor­
radfreak, der auf die­
sem Wege eine Motor­
radbiene für Feder­
krieg sucht. Eine Ant­
wort ist garantiert. 

Chiffre 7761 

Christian (241190), 
z.Z. in Haft in Torgau, 
sucht auf diesem Wege 
eine nette Brieffreun­
din. Dein Aussehen 
oder Deine Nationalität 
sind nicht so wichtig, 
die Hauptsache sind 
Deine inneren Werte. 
Ich warte auf Deine 
Post. Chiffre 7744 

E in gutaussehender, 
einsamer Er (43, 176 
cm) aus der JVA-Suhl, 
gesch., sucht Briefkon­
takt zu einer Dame (Al­
ter oder Haft spielen 
keine Rolle) - späteres 
Kennenlernen ist mög­
lich. Meine Interessen: 
sind PKW's, Compu­
ter, Tiere u.a. Antwort­
garantie. Chiffre 7749 

Raver, 28, zur Zeit in 
Haft (JVA-Tegel) , 
sucht phantasievollen 
Briefkontakt mit süßer 
Raverin. Wer mir 
schreibt, erhält auch 
nach meiner Entlas­
sung viel Post und Un­
terstützung. Bild wäre 
super. Chiffre 7745 

Gittertausch, Berliner, 
JVA-Tegel, sucht drin­
gent den Gittertausch 
in die folgenden Bun­
desländern: NRW 
(JVA-Werl), Baden­
Wüttemberg (JVA­
Freiburg oder Bruch­
sal), Hessen (JVA­
Schwalmstadt oder 
Butzbach); meine Rest-

Fundgrube 

strafe: 3 J. +SV (ca 7 
J.). Chiffre 7750 

Sträfling, 37 J, 180 cm, 
nett und stubenrein, 
würd' gern mal wieder 
wissen, wie Frauen 
denken. Chiffre 7752 

Christoph, 37, 180cm, 
deutsch, ledig, dunkel, 
an u. für sich ein ruhi­
ger und geselliger Typ, 
schreibt und liest gern, 
sucht eine oder mehre­
re Brieffreundinnen, 
mit denen er sich nach 
der Entlassung viel­
leicht in gemütlicher 
Atmosphäre treffen 
kann. Chiffre 7751 

Was meinst Du, kalte 
Welt, heiße Herzen -
gemeinsam ist's erfüll­
ter?! Er/ 39/ 179cm/74 
kg I sportl., sucht Dich, 
Du feminines, hier feh­
lendes Puzzlestück des 
Lebens. Chiffre 7753 

28jähriger Berliner aus 
der Türkei, einsam, in 
Haft, sucht eine nette 
Briefpartnerin. Ob sie 
vor oder hinter Gittern 
lebt, ob sie Auslände­
rin ist oder nicht, spielt 
keine Rolle: Hauptsa­
che, sie ist nett und er­
möglicht ein paar Stun­
den freundlichen Brief­
Verkehr. Chiffre 7754 

Ich, 25 J., m., z.Z. in 
Haft, suche eine Frau 
zw. 30 und 35 J. für 
Briefkontakt - eventu­
e ll auch mehr. Habe 
vom Leben noch nicht 
viel mitbekommen. Bin 
ein kleiner Träumer u. 
Romantiker. Welche 
Frau schreibt mir, was 
man wirklich im Leben 
braucht. Chiffre 7755 

Boy, 33 J. , schlank, 
hübsch und roman ­
tisch , füh lt sich z.Z. 
wie ein gefallener En-
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gel und sucht Briefkon­
takt zu netter, humor­
voller Sie zw. 18-35 J. 
Bin in Haft noch bis 
August 2000. Persönli­
ches Kennenlernen ist 
nicht ausgeschlossen . 
Foto wäre süß. 

Chiffre 7759 

Einsamer Häftling aus 
der NA-Willich, Jörg, 
25, sucht Girls, die 
auch einsam sind. Ein 
Foto wäre super. Alle 
Zuschriften werden ga­
rantiert, 100%ig beant­
wortet. Chiffre 7756 

Hallo, einsames Mäu­
sekätzlein. Ich bin The­
mas (05.04.74) und su­
che eine Partnerin, die 
mit mir durch dick und 
dünn geht. Ich will ger­
ne auf Dich warten, bis 
Du entlassen bist. Du 
(24-30 J) solltest lange 
blonde Haare haben. 
Ein Foto wäre nicht 
schlecht. Chiffre 7757 

Netter, normalausse­
hender Boy sucht 
Brieffreundschaft und 
eventuell auch mehr zu 
netten Typen (18 - 30 
Jahre). Erlaubt ist alles, 
was zu zweit mehr 
Spaß macht als allein. 
Foto = Antwortgaran­
tie. Chiffre 7758 

Boy, 33 J., schlank, 
hübsch und roman­
tisch, fühlt sich z.Z. wie 
ein gefallener Engel 
und sucht Briefkontakt 
zu netter, humorvoller 
Sie zw. 18-35 J. Bin in 
Haft noch bis August 
2000. Persönliches 
Kennenlernen ist nicht 
ausgeschlossen. Foto 
wäre süß. Chiffre 7759 

Helga E. von der Not­
hilfe Birgitta Wolfe. V.: 
Die Humanistische 
Union bietet Inhaftier­
ten die Vermittlung von 

Briefkontakten (keine 
Partnervermittlung! ). 
Viele Menschen sind 
bereit und daran inter­
essiert, Briefe ins Ge­
fängnis zu schicken. 
Wer in Haft ist und sei­
ne Einsamkeit mit je­
mandem von draußen 
teilen möchte, schreibe 
an die Humanistische 
Union, Friedrichstr. 
165, 10 117 Berlin. 

Wenig kann so viel 
sein! Wir suchen Men­
schen, die an Inhaftier­
te ab und an einen Brief 
schreiben und so seeli­
scher Vereinsamung 
vorbeugen bzw. sie ab­
bauen helfen. Nur Mut! 
Humanistische Uni­
on, Friedrichstr. 165, 
10 117 Berlin 

Anschriften gesucht: 
Wer kann mir eine Li­
ste von Gefangenen­
Hilfsorganisationen, 
die in der Bundesrepu­
blik Deutschland tätig 
sind, zukommen las­
sen? Wer kennt gute, 
engagierte Journali­
sten, die sich mit dem 
Strafvollzug beschäfti­
gen? Chiffre: 7702 

Infos gesucht: wer 
kann mir Gesetzes­
sammlungen, Samm­
lungen von grundsätz­
lichen Entscheidungen, 
Urteilen oder ähnlich 
wichtigen Daten zum 
Strafvollzugsgesche­
hen zur Verfügung stel­
len? Chiffre: 7701 

Junger Biker (35, 
180cm), z.Z. in Wirt­
lich , Normal Bleifrei 
bis Super, sucht Wölfin 
im Schafspelz zwecks 
Federkrieg. Bist Du 20 
bis 40 Jahre alt und reif 
für die Insel, dann 
schreibe bitte schnell. 
I 00%ige Antwort. 

Chiffre 7715 
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Na~$~J'~/ 
Vor kurzem ist mein Fernsehgerät kil­
puttgegangen, was ich ::um Anlaß 
nahm, mal wieder meinen Ersatzappa­
rat, also meinen Feldstecher zu benut­
zen. Zwar konnte ich mir auch dessen 
Tauglichkeit nicht ganz sicher sein, 
aber ich hatte ohnehin schon lange kei­
nen Blick mehr auf meine ehemalige 
Wirkungsstätte geworfen, so daß sich 
auch ein unter Umständen getrübter 
Blick zu lohnen versprach. 

Und es hat sich gelohnt! Zunächst 
wollte ich meinen Augen bzw. meinem 
Sichtgerät nicht trauen, aber dann war 
ich mir sicher: Die Beamten in Eurer 
Anstalt hungerten. So groß war ihr 
Elend, daß sie sogar bereit waren, ih­
ren Kunden das Essen wegzufuttern. 

Hier ist natürlich einiges zu erklä­
ren: bei uns Stallhäschen und Wildkar­
nickeln hier oben gibt es einen OC-Pro­
zeß (von Otium Carcerum, was über­
sew Süßes Karzerleben heißt) während 

Aus verschiedenen Gründen geht es 
dem lie htblick materiell immer we­
niger gut. Einer dieser Gründe ist, 
daß immer mehr Menschen die Leis· 
tunsfahigkeit des Ii b iichen Teams in 
Anspruch nehmen, ohne an Kosten­
erstattung zu denken - oder denken 
zu können: viele Nutznießer des 
Iichtb iicks sind nämlich mittellos. 

Für den lie htblick zu spenden 
heißt daher: vielen etwas zu spen­
den. Wer sich darüber hinaus noch 
für den liehtblick engagieren möch· 
te, z.B. über den geplanten Förder­
verein, sollte doch mal schreiben. 

4~ 

Hoppel 

KANINCHEN­
HIMMEL ... 

ziemlich das Gegenreif bedeutet - im 
liehtblick habt Ihr ja schon selbst mehr 
oder weniger ernsthaft darüber berich­
tet. Euer OE-Pro::.eß ist mm mit gewis­
sen sprachlichen Eigentümlichkeiten ver­
bunden: so werden beispielsweise die Ar­
beitsergebnisse der Beamten (z.B. eine 
durchgeführte Frei- oder Sprechstunde) 
als Produkte bezeichnet, und die Bewoh­
ner der Anstalt werden Kunden genannt. 

Wenn nun also die Beamten (ob die nun 
auch Verkäufer heißen, weiß ich nicht so 
genau - bei uns heißen sie jedenfalls 
weiterhin Wildkilrnickel) den Kunden et­
was wegfuttern wollen, muß deren Hun­
ger schon riesengroß sein - ich jeden­
falls habe damals Lieber Schnürsenkel 
und Telefonkabel gefressen als das, was 
meine menschlichen Redaktionskollegen 
vorgesetzt bekamen und mit mir teilen 
wollten. Jetzt wollt Ihr sicher wissen wie 
ich von hier oben aus Euer Organisier­
tes Elend, insbesondere den Hunger Eu-

rer Beamten sehen konnte. Ganz ein­
fach: ich habe beobachtet, daß die Be­
amten in Euren Küchen Kameras in­
stallierten. Und das kann ja nur damit 
erklärt werden, daß sie unbemerkt mit­
zählen wollten, wieviel Bouletten von 
Euch nicht gegessen wurden, wieviel 
Scheiben Brot Ihr nicht brauchtet. 
Während ich das so beobachtete ist mir 
schließlich klargeworden, daß sie nur 
deshalb den Überfluß aufzeichnen 
wollten, weil sie es satt hatten, immer 
nur Eure Reste zu venverten-jetzt kön­
nen sie schon im voraus ihr Sattwer­
den planen; denn sie können sich nun 
ein paar Sattmacher vor der Ausliefe­
rung an Euch einverleiben, ohne daß 
Ihr es merkt. Aber Hunger trübt die Sin­
ne: die Kameras wurden von den Hi/fs­
beamten (sogenannten KriPos, also 
Kleingeist-Polypen) so dilettanrisch 
eingebaut, daß sie nicht nur den Kri­
Po-Beamten Bilder lieferten, sondern 
allen, die ihren Fernseher einschalte­
ten ... Nur der Ton zu den Bildehen war 
bei Euch nicht zu empfangen - hier 
oben schallte es dafür um so lauter. 

Mein Tip: gebt Euren Beamten öfter 
mal was zum Naschen - dann sind sie 
vielleicht nicht mehr so hungrig, und 
die Heimlichkeiten können aufhören. 

Außerdem könntet Ihr Euch mal 
überlegen, ob es nicht besser ist, die 
Informationen über entdeckte Heim­
lichkeiten nicht vor der Weitergabe 
nach draußen zu überprüfen - derje­
nige von Euch, der als erster von den 
Folgen des Beamtenhungers nach 
draußen berichtete hat das jedenfalls 
nicht getan und so eine Menge Enten 
produziert und echte Aufklärung ver­
hindert. ECUN' N~ 

Unterstützt den liehtblick 

Berline r B ank AG 
K t o .-Nr. 3 1 00 132 703 
BLZ 1 00 200 00 

d e r Io cheb io ck 311998 

G e ld· und S achspen den 
e lnd eteuerlich 
e b eatzbar. 



liehtblicke 

Die UNsicherheit 
Es gibt Beamte die eben nkht alles Esse 
genenküche Gekocht wird. 

Freitag ist es. der 07. 05. 82. die Uhr zeigt auf den Punkt genau 
15.45, der Ort der Handlung ist die Küche. 

Kollege! He, Kollege! Ja, was gibt's? 
Mach mal schnell 6x Abendbrot für uns fertig. Du kennst 

uns ja, wir sind von der SicherheitStruppe, machen Überstun­
den heute (grinst dabei verständnisheischend) und habr;ufeim 
Filzen Hunger bekommen. 

Tut mir leid. aber das kann ich nicht machen. Es handelt sich 
ja schließlich um das Essen für die Gefangenen, und da kann 
ich leider so nichts abzweigen. Auch mein Vorgesetzter ist nicht 
mehr hier. Also wirklich: Es tut mir leid. 

Na, hör' mal Kollege! Ich bin bei der Sicherheitstruppe, und 
ich 'ordne' hiermit an. 

Trotzdem. mir tut's noch immer leid und anzuordnen hast 
Du mir gar nichts. Nebenbei: Auch von der Wirtschaftsverwal­
tung ist keiner mehr hier und ich bin von mir aus einfach nicht 
befugt, solche,_Entscheidungen zu treffen. 

Na schön. aber Du wirst gleich noch von mir hören; enllj 
ich gehe jetzt zum Chef (Halvensleben), der wirdDir die rded 
schon geben. Ein Weilchen später am selben Ort d 
Jung. nämlich in der Küche, klingelt das Telefon. 
Telefon: Hier Halvensleben. machen Sie-füi..-r~CT..-~1\'mi 
Sicherheitstruppe das Abendbrot fertig. 

Antwort: Dann geben Sie mir bitte auch eine schriftliche 
Anweisung für die Küche. Worauf die Stimme am Telefon fragt, 
ob ihm denn die mündliche Anweisung nicht genügen würde. 

Einige Zeit später erschien unserer Sicherheitsbeamter wie­
der in der Küche. wo der Küchenbeamte gerade dabei war, 
Butterbrote fertig zu machen und Sülze beizulegen. Nee, nee, 
Kollege! Keine Sülze für uns. Wir brauchen richtiges 
Wir nehmen harte Wurst und Käse dazu. Ende des-.v~\nnm 
ges.[ ... ] 

Natürlich ist die ganze Sache als Bagatelle abzutun. Wir kön­
nen sogar garantieren, daß jedem Beamten bei eventueller Mehr­
arbeit von unserer Seite aus gerne mit einer Mahlzeit ausgehol­
fen werden würde. Nur. wer verpflegt schon gerne seine Peini-

ger? Noch vor kurzer Zeit sagte einer dieser Truppe als sich ein 
Gefangener bei einem Beamten dieser Truppe über den hinter­
Ja:.:.cJ1~Z nd seiner gerade gefilzten Zelle beklagte: 'Seien 

d ICh Ihre Zelle nicht gemacht' habe; denn 
kliclreinen Grund zum Klagen. 

der Iichtbiic k, Juni 1982 

Anmerkung: Wer mag schon Sülze. 

Stube und Küche 

eit vielen Jahren gibt es in der Justizvollzugsanstalt Tegel in 
der Teilanstalt Ili die sogenannte Stube/Küche. Das ist eine Ein­
richtung, an die man sich als Gefangener irgendwie gewöhnt 
hat. Es wird zwar in Gefangenenkreisen darüber gesprochen 
[ ... ]-aber im Laufe der Zeit ist ein Gewöhnungsprozeß einge­
treten. Man nimmt daran keinen richtigen Anstoß mehr. 

en Prozeß gegen Wolfgang Rybinski ist mir in fata­
ler eise in den Sinn gekommen, daß gegen diese Art der Un­
te , ringung, die noch aus einer Zeit stammt, als fuan Gefange­
ne nicht wie Menschen behandelte, nichts unternommen wird. 
Im Gegenteil. Es gibt dort weiterhin die Mögli hkeit, Gefan­
gene einzusperren, und daß man davon eh macht. ist 
deutlich zu erkennen. Immer wieder be.l~~lfj 
ihrer Zeit 'dort unten·. Die ogemmh 
aus einer Zelle, die in der Mitte durch ein Gitter abgetrennt ist. 
Hinter dem Gitter befinden sich ein Betonsockel, auf dem der 
Gefangene schlafen soll und ein Loch im Boden. wo er seine 
Notdurft verrichten kann. Die Berliner Abendschau wollte ei­
gentlich darüber berichten. doch daraus wurde nichts - aus 
welchen Gründen wissen wir nicht. Der Lichtblick aber weiß. 
daß er geg_en diese Form der Unterbringung mit allen Mitteln 
kämpfen ird. der Iichtbiick, Mai/Juni 1990 

Anmer ung 1999: 
Stube/Küche und die Station BI existieren auch heute noch. 
Niemand scheint daran Anstoß zu nehmen - weder inner­
halb noch außerhalb dieser Anstaltsmauern. 

Im nächsten liehtblick 

Insol~ 

Wenn Ihr Vorschläge und Meinungen nicht nur zu diesen Themen mitteilen 
woUt, schreibt an der Iichtbiick, Seidelstr. 39, 13507 Berlin 

der li e h eb lick 3, 1999 



Die Deutschland-Bewegung fordert: 

Stoppt den Nato-Krieg in · Serbien! 
Die NATO hat politisch kapituliert und wirft Bomben auf Serbien und bestraft die Menschen 

für die Verbrechen ihrer Führung. Die Nato überläßt Milosevic die Eskalation. Er entscheidet 
damit auch über die Ausweitung des Krieges. Der US-amerikanische Generalstab hatte vor ei­
ner Bombardierung ohne Bodentruppen gewarnt. Jetzt schlittert die Nato in einen Bodenkrieg, 
an dem sich auch die rot-grüne Regierung in Bonn aus »Bündnistreue« beteiligen soll. 

Die Nato demonstriert jetzt eine Entschlossenheit, die sie zuvor auf dem politischen Feld nicht 
gezeigt hat. Die nichtmilitärischen Maßnahmen waren längst nicht ausgeschöpft. Als die ersten 
Bomben auf Serbien fielen, bestanden noch die diplomatischen Beziehungen. Heute ist bekannt, 
daß das Abkommen von Rambonillet das gesamte Jugoslawien zu einem Besatzungsgebiet der 
Nato gemacht hätte. Solche Forderungen stellt man, wenn man das Nein der anderen Seite pro­
vozieren will. Washington wollte diesen Krieg. 

Jetzt gelten die Gesetze des Krieges: Die Wahrheit bleibt als erstes auf der Strecke. Statt Infor­
mation gibt es auf beiden Seiten nur noch Propaganda. Falsche Alternativen haben Konjunk­
tur: Wer gegen die Nato-Bomben ist, billigt angeblich Milosevics Vertreibungspolitik. Horror­
meldungen werden ohne Beweis verbreitet, um das selbst verursachte Elend zu verdecken. Je­
des Signal aus Belgrad wird als Zeichen der Schwäche gewertet und mit noch mehr Bomben 
beantwortet. Der Tod von gegnerischen Soldaten, auch wehrpflichtigen, ist kein Problem ••. 

Das Bombardement hat die Brutalität auf dem Balkan vergrößert und nicht beendet. Und 
wenn die Nato nun der UCK weiter Luftunterstützung leistet und wenn Bodentruppen eingrei­
fen, wird auf dem »Schlachtfeld Kosovo« noch mehr Blut fließen und nicht nur dort. 

Bis vor kurzem waren die Bonner Parteien strikt gegen einen Kampfeinsatz deutscher Solda­
ten auf dem Balkan. Jetzt schießen Bundeswehrsoldaten in der ersten Reihe. Der Angriff ver­
stößt gegen Völkerrecht und Grundgesetz. 

Die Bonner Regierung mißachtet die Gefährdung des inneren und europäischen Friedens. Je 
länger dieser Krieg auf dem Balkan dauert, umso größer wird die Gefahr. Große Kriege haben 
immer klein begonnen. 

Wir rufen alle verantwortungsbewußten Menschen zum Protest auf. 

Schluß mit der Bombardierung - Schluß mit der Vertreibung! 

Und vergessen wir nicht: Die Hauptursache für die mörderischen Konflikte auf dem Balkan 
liegt in der multi-ethnischen Zusammensetzung der dortigen Staaten. 
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